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Beginn: 14.02 Uhr

Präsidentin Keller:
Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich
heiße Sie herzlich willkommen zu unserer heutigen
Sitzung des Thüringer Landtags, die ich hiermit er-
öffne. Ich begrüße auch die Vertreterinnen und Ver-
treter der Landesregierung, die Vertreterinnen und
Vertreter der Medien sowie die Zuschauerinnen und
Zuschauer am Livestream. 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ver-
ehrte Gäste am Livestream sowie Vertreterinnen
und Vertreter der Presse, bevor wir heute in die Ta-
gesordnung einsteigen, ist es mir ein wichtiges An-
liegen, einige Worte anlässlich des heutigen Ge-
denktags an Sie zu richten. 

Wenn wir heute der Opfern des 17. Juni 1953 ge-
denken, denen während der Niederschlagung des
Aufstands bzw. der anschließenden Repressionen
Freiheit, Gesundheit, Würde und auch das Leben
genommen wurden, denken wir auch an diejenigen,
die andererseits den Mut hatten, vor, am und nach
dem 17. Juni 1953 in der DDR immer wieder aufzu-
begehren, die den Mut hatten zu sagen, was ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, der 17. Juni 1953
hat unser Land geprägt. An diesem Tag ging es um
mehr als den Kampf gegen erhöhte Arbeitsnormen
auf Baustellen. Es ging um Freiheit, um etwas, das
unser Menschsein, unsere Menschlichkeit ganz we-
sentlich ausmacht. Fast eine Million Menschen
machten in mehr als 700 Orten den Widerstand ge-
gen die Unfreiheit spür- und auch sichtbar. In der
gesamten DDR zog es Tausende Menschen auf die
Straße. Berlin war ein Zentrum genauso wie Dres-
den und Leipzig, und Thüringen bildete keine Aus-
nahme. Hier in Erfurt legten Hunderte Arbeiter auf
den Baustellen ihre Arbeit nieder. In meiner Heimat-
stadt Nordhausen streikten am Morgen des 17. Juni
12.000 Menschen vom Schlepperwerk. Die Unru-
hen erfassten Gera genauso wie Mühlhausen. In
Sömmerda versammelten sich bereits am Vormittag
7.000 Menschen und forderten soziale Verbesse-
rungen. In Apolda kam es zu Kundgebungen vor
dem Kreisgericht, bei denen die Freilassung poli-
tischer Gefangener verlangt wurde. Was als sozia-
ler Protest begann, wurde innerhalb weniger Stun-
den zu einem Volksaufstand. Den Demonstrationen
gegen die SED und die staatliche Bevormundung
schlossen sich Hunderttausende an. Die SED-Füh-
rung zeigte sich jedoch unfähig zu Veränderungen
und reagierte stattdessen mit Repressionen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die heutige Pres-
se-, Meinungs- und Reisefreiheit als Grundlage un-
serer freiheitlichen demokratischen Grundordnung

sind eben in Erinnerung dessen nicht selbstver-
ständlich. Sie sind – dies ist mir gerade im 30. Jahr
der deutschen Wiedervereinigung und dem
30. Jahr der Wiedergründung unseres Freistaats
wichtig zu betonen – wesentlich auch das Verdienst
der mutigen Menschen in der DDR. Wir alle sind
gefordert, unsere Demokratie zu verteidigen und
die Errungenschaften unserer friedlichen Revoluti-
on zu bewahren. Das wird gerade auch am heuti-
gen Tage bewusst. 

Stefan Heym endete in seinem Roman „5 Tage im
Juni“ mit folgendem Satz: Nur der kann sich der Zu-
kunft zuwenden, der die Vergangenheit bewältigt
hat. – In diesem Sinne gedenken wir am heutigen
17. Juni all der Millionen Menschen, die den Mut
hatten, sowohl vor diesem Tag als auch am 17. Juni
selbst als auch nach diesem Tag immer wieder für
Freiheit und gegen Bevormundung einzustehen. Ich
bedanke mich bei Ihnen, dass Sie mir zugehört ha-
ben. 

(Beifall im Hause)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir steigen nun in
die Plenarsitzung ein. Für diese Plenarsitzung hat
als Schriftführer hinter mir, nicht neben mir, Herr
Abgeordneter Beier Platz genommen und die Re-
deliste führt Herr Abgeordneter Tiesler. 

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Herr Abgeordneter Walk zeitweise, Herr Minister
Maier und Frau Ministerin Siegesmund. 

Sehr geehrte Damen und Herren, zu Beginn der
heutigen Sitzung möchte ich noch einmal einige Er-
läuterungen geben. Auch wenn wir den Parksaal
der Arena als Sitzungssaal verlassen haben, sind
doch weiterhin wichtige Abläufe vor dem Hinter-
grund der Corona-Pandemie zu beachten. Dazu
zählen unsere Lüftungspausen genauso wie die
zentrale Bereitlegung sitzungsbezogener parlamen-
tarischer Unterlagen. Die Tische befinden sich von
mir aus gesehen links und rechts in der Nähe der
beiden großen Glastüren. 

Ich bitte Sie außerdem darum, die Abstands- und
Hygieneregeln auch weiterhin einzuhalten. Zu die-
sen Hygieneregeln gehört die im Ältestenrat verein-
barte Empfehlung, im Plenarsaal grundsätzlich eine
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Diese Empfeh-
lung gilt auch für die Lobby. Ausnahmen bestehen
für den eigenen Sitzplatz, das Redepult und auch
an den Saalmikrofonen. Die besonderen Regeln zu
den Türen zum Plenarsaal, wie wir das im Ältesten-
rat auch schon besprochen und vereinbart haben,
konnten Sie heute ja schon berücksichtigen und ha-
ben Sie bereits kennengelernt. 
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Zu den morgen vorgesehenen Wahlen bitte ich Sie
aus Gründen des Infektionsschutzes, Ihren eigenen
Stift mitzubringen, der entweder schwarz oder blau
zeichnet. 

Einige Hinweise zur Tagesordnung: Der Beschluss
des Ältestenrats gemäß § 29 Abs. 2 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung, wonach bis auf Weiteres die auf ei-
nen Tagesordnungspunkt entfallende Redezeit
grundsätzlich halbiert wird, gilt auch in diesen Sit-
zungen fort. Die Fraktionen haben in jeder Plenar-
sitzungswoche die Möglichkeit, bis Dienstag,
14.00 Uhr, jeweils einen Tagesordnungspunkt zu
benennen, der in einfacher bzw. in langer Redezeit
verhandelt wird. Die Fraktion der AfD hat den Ta-
gesordnungspunkt 21 benannt. Die Fraktion der
CDU hat vorbehaltlich der Aufnahme des Gesetz-
entwurfs der Fraktionen Die Linke, der CDU, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksa-
che 7/868 dessen Beratung in einfacher Redezeit
verlangt. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat
vorbehaltlich der Aufnahme des Gesetzentwurfs
der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 7/936
dessen Beratung in einfacher Redezeit verlangt. 

Die Fraktionen sind im Ältestenrat übereingekom-
men, den Tagesordnungspunkt 7 in der heutigen
Sitzung nach Tagesordnungspunkt 29, der Aktuel-
len Stunde, aufzurufen. 

Die Beschlussempfehlung zu Tagesordnungs-
punkt 1 hat die Drucksachennummer 7/983. 

Zu Tagesordnungspunkt 2 wurde eine Neufassung
des Gesetzentwurfs in der Drucksache 7/651 ver-
teilt. 

Die Beschlussempfehlung zu Tagesordnungs-
punkt 3 hat die Drucksachennummer 7/984. 

Der Tagesordnungspunkt 4 wird von der Tagesord-
nung abgesetzt, weil der Ausschuss für Wirtschaft,
Wissenschaft und Digitale Gesellschaft dem Ple-
num noch keinen Beschluss empfohlen hat. 

Die Beschlussempfehlung zu Tagesordnungs-
punkt 11 a hat die Drucksachennummer 7/975 und
zu Tagesordnungspunkt 11 b die Drucksachen-
nummer 7/976.

Zu Tagesordnungspunkt 16 wurde eine Neufassung
des Antrags in der Drucksache 7/724 verteilt.

Der Tagesordnungspunkt 20 wird von der Tages-
ordnung abgesetzt, da die Fraktion der AfD ihren
Antrag zurückgezogen hat.

Der Wahlvorschlag der Fraktion der AfD zu Tages-
ordnungspunkt 26 hat die Drucksachen-
nummer 7/986.

Der Wahlvorschlag der Fraktion Die Linke zu Ta-
gesordnungspunkt 27 hat die Drucksachen-
nummer 7/966.

Die Fraktionen sind im Ältestenrat übereingekom-
men, die Wahlen zu den Tagesordnungspunkten 24
bis 27 am morgigen Donnerstag nach der Mittags-
pause aufzurufen. Die Wahlen können gemäß § 46
Abs. 2 der Geschäftsordnung offen durch Handzei-
chen durchgeführt werden, wenn kein Mitglied des
Landtags widerspricht. Im Ältestenrat wurde bereits
signalisiert, dass mit Blick auf die besonderen An-
forderungen an Maßnahmen zum Infektionsschutz
alle Wahlen der morgigen Sitzung geheim durchge-
führt werden sollen. Dazu möchte ich nun noch ein-
mal formell feststellen, dass einer offenen Wahl
durch Handzeichen zu Tagesordnungspunkt 24 –
Wahl von Mitgliedern der Parlamentarischen Kon-
trollkommission –, Tagesordnungspunkt 25 – Wahl
eines Mitglieds der G10-Kommission –, Tagesord-
nungspunkt 26 – Wahl der Vertrauensleute und ih-
rer Vertreterinnen bzw. Vertreter für die Ausschüsse
zur Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen bezie-
hungsweise Richter an den Verwaltungsgerichten –
und zu Tagesordnungspunkt 27 – Bestimmung ei-
ner Vertreterin beziehungsweise eines Vertreters
aus dem Bereich „LSBTTIQ“ in den ZDF-Fernseh-
rat – von mindestens einem Mitglied des Landtags
widersprochen wird. Ich gehe davon aus, dass Sie
diesen Widerspruch auch entsprechend tragen. 

Aufgrund dieses bestätigten Widerspruchs werden
die Wahlen also morgen geheim und wieder als
Blockwahl durchgeführt. Die Auszählung der Stim-
men soll wieder während der Fragestunde erfolgen.
Die Bekanntgabe der Wahlergebnisse ist im An-
schluss an die Fragestunde geplant.

Vielen Dank. Für das Protokoll: Der Widerspruch,
von dem ich hier gesprochen habe, ist bestätigt.

Zu Tagesordnungspunkt 28, der Fragestunde, die
morgen nach den Wahlhandlungen aufgerufen
wird, kommen folgende Anfragen hinzu: Drucksa-
chen 7/862 – Neufassung –, 7/927, 7/928, 7/942,
7/963, 7/965, 7/970, 7/971, 7/972 und 7/979 bis
7/982. Die Mündliche Anfrage in Drucksache 7/913
wurde von der Fragestellerin in eine Kleine Anfrage
umgewandelt.

So weit die Hinweise von unserer Seite zur Tages-
ordnung. Wird der Tagesordnung zuzüglich der von
mir dazu genannten Hinweise widersprochen bzw.
gibt es Ergänzungen? Herr Bühl, bitte schön.

Abgeordneter Bühl, CDU:
Frau Präsidentin, ich hätte zwei ergänzende Bitten
für die Tagesordnung. Einmal bitte ich um die Auf-
nahme des Dritten Gesetzes zur Änderung des
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Thüringer Gesetzes über die Errichtung der Anstalt
öffentlichen Rechts „ThüringenForst“ in der Druck-
sache 7/868 in die Tagesordnung und beantrage,
dies gemeinsam mit TOP 16 zu beraten. 

Als Zweites beantrage ich die Aufnahme eines An-
trags von uns mit dem Titel „Kommunalen Finanz-
ausgleich in Thüringen anpassen, um Selbstverwal-
tung zu stärken“ in die Tagesordnung und bitte da-
rum, diesen dann am Freitag noch zu beraten.

Präsidentin Keller:
Vielen Dank. Wird das Wort zur Begründung der
Dringlichkeit zur Ergänzung der Tagesordnung ge-
wünscht? Das kann ich nicht sehen. Gut.

Möchte jemand gegen die Dringlichkeit sprechen?
Auch das kann ich nicht sehen.

Dann rufe ich auf zur Abstimmung – zunächst über
die Aufnahme des fristwahrend verteilten Gesetz-
entwurfs der Fraktionen Die Linke, der CDU, der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Drucksa-
che 7/868 in die Tagesordnung. Beantragt ist zu-
gleich die gemeinsame Beratung mit Tagesord-
nungspunkt 16. Wer für die Aufnahme in die Tages-
ordnung ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das
sind die Stimmen der Fraktionen Die Linke, Bünd-
nis 90/Die Grünen, der SPD, der FDP und der
CDU. Wer ist gegen die Aufnahme in die Tagesord-
nung? Kann ich nicht erkennen. Wer enthält sich?
Das sind die Stimmen aus der Fraktion der AfD.
Vielen Dank.

Damit stimmen wir ab über die seitens der Fraktion
der CDU beantragte Aufnahme eines Punkts zum
Kommunalen Finanzausgleich. Wird hier das Wort
zur Begründung gewünscht? Das kann ich nicht se-
hen. Möchte jemand gegen die Begründung bzw.
die Dringlichkeit sprechen? Das kann ich auch nicht
erkennen.

Damit kommen wir zur Abstimmung über die Auf-
nahme des Antrags. Die genannte Vorlage ist nicht
in der Frist von sieben Tagen verteilt worden. Des-
halb ist nicht nur über die Aufnahme in die Tages-
ordnung, sondern auch über die Fristverkürzung
gemäß § 66 Abs. 1 der Geschäftsordnung zu be-
schließen. Diese Frist kann mit einfacher Mehrheit
verkürzt werden, wenn niemand widerspricht. Wi-
derspricht jemand? Das kann ich nicht erkennen.
Dann reicht die einfache Mehrheit hier nicht nur für
die Aufnahme in die Tagesordnung, sondern auch
für die Fristverkürzung.

Wer für die Aufnahme in die Tagesordnung unter
Fristverkürzung ist, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. Das sind die Stimmen aus allen Fraktio-

nen. Gegenstimmen? Ich sehe keine. Stimmenthal-
tungen? Ich sehe auch keine Stimmenthaltung.

Dann ist dieser Tagesordnungspunkt entsprechend
aufgenommen und wird am Freitag behandelt.

Weitere Bemerkungen zur Tagesordnung? Herr Ab-
geordneter Blechschmidt, bitte schön.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:
Danke, Frau Präsidentin. Namens der Koalitions-
fraktionen beantrage ich die Aufnahme von zwei
Beratungsgegenständen – erstens des Gesetzent-
wurfs der Fraktionen Die Linke, SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen, Gesetz zur Überprüfung der Ab-
geordneten des Thüringer Landtags in Drucksa-
che 7/936. Wir bitten um die gemeinsame Beratung
mit dem Tagesordnungspunkt 7.

Zweitens hätten wir gern den Antrag der Fraktionen
Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen, Weite-
re Stärkung und Entwicklung der pädagogischen
Arbeit an den Thüringer Regel-, Gemeinschafts-
und Gesamtschulen, in die Tagesordnung aufge-
nommen. Er ist fristgerecht eingereicht worden.
Deshalb bitten wir um die Aufnahme.

Drittens beantragen wir mit Blick auf den Tagesord-
nungspunkt 23 die Abarbeitung am Donnerstag.

Präsidentin Keller:
Gut. Wird das Wort zur Begründung gewünscht?
Das, sehe ich, ist nicht der Fall. – Dann brauche ich
jetzt mal Hilfe zu den Drucksachen, bitte. Ich konn-
te das jetzt nicht verfolgen, welche das waren.

Dann stimmen wir zunächst über die Aufnahme des
Gesetzentwurfs der Fraktionen Die Linke, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksa-
che 7/936 in die Tagesordnung ab und über die
Fristverkürzung. Die Frist kann mit einfacher Mehr-
heit verkürzt werden, wenn es keinen Widerspruch
gibt. Gibt es Widerspruch? Das kann ich nicht er-
kennen.

Dann stimmen wir ab über die Aufnahme in die Ta-
gesordnung. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Stimmen aller Frak-
tionen. Gegenstimmen, bitte. Kann ich keine sehen.
Stimmenthaltungen? Sehe ich auch keine. Damit ist
der Gesetzentwurf entsprechend aufgenommen. 

Es ist zugleich die gemeinsame Behandlung mit Ta-
gesordnungspunkt 7 beantragt. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind eben-
falls die Stimmen aller Fraktionen und damit wird
der Tagesordnungspunkt entsprechend mit dem Ta-
gesordnungspunkt 7 behandelt.
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Dann rufe ich auf zur Abstimmung über den Antrag
der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 7/938.
Wird hier das Wort zur Begründung gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Wünscht jemand das Wort
zur Dringlichkeit? Gegen die Dringlichkeit? Kann
ich auch nicht erkennen. Dann können wir entspre-
chend abstimmen. Wer für die Aufnahme in die Ta-
gesordnung ist, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Stimmen aller Fraktionen. Gegenstim-
men? Kann ich nicht erkennen. Stimmenthaltun-
gen? Kann ich auch nicht erkennen. Damit ist die
Aufnahme in die Tagesordnung erfolgt. Die Platzie-
rung?

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Am Donnerstag!)

Die Platzierung ist vorgesehen für Donnerstag. Wi-
derspricht jemand? Kann ich nicht erkennen. Wer
dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Vielen Dank. Das sind alle außer den Stimmen der
Fraktion der AfD. Wer ist gegen diese Platzierung?
Das sind die Stimmen der AfD – und der FDP. –
Entschuldigung, man muss sich tatsächlich an die-
se neue Sitzordnung gewöhnen. Sehen Sie es mir
nach. – Damit erfolgt die Platzierung für Donners-
tag. 

TOP 23, die Rahmenvereinbarung, soll am Don-
nerstag behandelt werden. Dann stimme ich das
ebenfalls ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Auch hier alle Stimmen außer
der AfD. Die Gegenstimmen, bitte. Die Stimmen
aus der AfD gegen die Behandlung am Donnerstag.
Und Enthaltungen? Die Fraktion der FDP. 

Die beantragten Änderungen sind alle abgestimmt.
Gibt es weitere Anträge? Herr Montag, bitte.

Abgeordneter Montag, FDP:
Sehr verehrte Frau Präsidentin, namens der Frak-
tion der FDP ziehe ich den Antrag unter TOP 14,
Testkapazitäten ausbauen: Solide Datengrundlage
schaffen – wirksamen Schutz gefährdeter Gruppen
sicherstellen, zurück. Vielen Dank.

Präsidentin Keller:
Vielen Dank – vom Antragsteller zurückgezogen.
Weitere Bemerkungen zur Tagesordnung? Herr Ab-
geordneter Braga, bitte.

Abgeordneter Braga, AfD:
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. Für meine Frak-
tion beantrage ich, den Tagesordnungspunkt 22 in
dieser Plenarsitzung auf alle Fälle zu beraten.

Präsidentin Keller:
Es ist beantragt, den Tagesordnungspunkt 22 auf
jeden Fall abzuarbeiten. Ergibt sich hier Wider-
spruch? Widerspruch formal. Dann stelle ich das
zur Abstimmung. Wer dem Antrag der AfD zu-
stimmt, den Tagesordnungspunkt 22 in jedem Fall
zu behandeln, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der Fraktionen der
CDU, der AfD und der FDP. Wer stimmt gegen den
Vorschlag? Das sind die Stimmen der Fraktionen
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und der SPD.
Wer enthält sich der Stimme? Damit ist der Antrag
bestätigt.

Weitere Bemerkungen und Anträge zur Tagesord-
nung? Das kann ich nicht erkennen. Dann kommen
wir zur Abstimmung über die geänderte Tagesord-
nung. Wer der Tagesordnung in der geänderten
Form zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Das sind die Stimmen aus allen Fraktionen.
Wer stimmt dagegen? Kann ich nicht erkennen.
Wer enthält sich? Ebenfalls keine Enthaltungen.
Damit verfahren wir entsprechend der Tagesord-
nung. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 29

Aktuelle Stunde

– zunächst den ersten Teil

a) auf Antrag der Fraktion der
FDP zum Thema: „17. Juni
1953 – Dem Kampf für Freiheit
und Demokratie auch in Thü-
ringen gedenken“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/843 - 

Wer wünscht das Wort? Herr Abgeordneter Berg-
ner, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank auch
für Ihre Worte zu dem Thema heute und am gestri-
gen Tage, die ich sehr beeindruckend fand.

Jena, Gera, Weida, Camburg, Culmitzsch, Ronne-
burg, Nordhausen, Mühlhausen, Greiz, Rudolstadt,
Eisenberg, Königsee, Schwarza, Silbitz, Stadtroda,
Pößneck, Triptis, Erfurt, Weimar, Sömmerda, Go-
tha, Eisenach, Arnstadt, Langensalza, Eckardtsle-
ben, Nägelstedt, Apolda, Tunzenhausen, Großen-
gottern, Bad Tennstedt, Hildburghausen, Altenburg,
Schmölln, Unterwellenborn, Gößnitz – meine Da-
men und Herren, diese und andere Ortsnamen ste-
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hen dafür, dass der Volksaufstand am 13. Juni
1953 auch Thüringen flächendeckend erfasst hatte.
Dieser Volksaufstand wurde zu rund 90 Prozent
von den Arbeitern getragen. Es wäre eine Legende,
den Zorn der Aufständischen lediglich auf die Erhö-
hung der Arbeitsnormen zurückzuführen. Sie waren
bestenfalls der Tropfen, der das Fass zum Überlau-
fen brachte.

Ganz klar aber waren überall die Forderungen nach
freien Wahlen, nach Freiheit, nach Menschenrech-
ten und – ja – auch nach einer menschenwürdigen
Entlohnung. Denn anders als in den Westzonen
konnten die Bewohner der sowjetischen Besat-
zungszone auf Moskaus Weisung nicht vom Mar-
shallplan profitieren, hatten keine frei konvertierba-
re Währung zur Verfügung, standen unter dem
Joch sozialistischer Planwirtschaft bei gleichzeitiger
massenweiser Enteignung der bisherigen Firmenin-
haber und sie trugen den Löwenanteil der Reparati-
onsleistungen infolge des verbrecherischen Zwei-
ten Weltkriegs an die UdSSR.

Daran konnten auch die hektischen Umsteuerungs-
versuche der DDR-Führung nichts mehr ändern,
die unter dem Stichwort der neuen ökonomischen
Politik auf Moskaus Weisung den Aufbau des So-
zialismus abbremsen sollten. Das Vertrauen war
dahin und das – wie die Ereignisse des 17. Juni
zeigen – aus gutem Grund. Als das SED-Regime
im Prinzip am Ende stand, retteten sowjetische
Panzer die Macht ihrer Vasallen und in ihrem Gefol-
ge die brutale Siegerjustiz der Besatzer wie auch
der DDR. Weil der damalige Justizminister Fechner
noch einen Funken Anstand besaß, wurde er selbst
eingesperrt, und mit Hilde Benjamin bekam die al-
les andere als demokratische deutsche Republik ei-
ne skrupellose Justizministerin. Wenn es noch ei-
nes Beweises für den Unrechtscharakter des sozia-
listischen Staats auf deutschem Boden bedurft hät-
te, der 17. Juni, meine Damen und Herren, würde
ihn liefern.

(Beifall AfD)

Während der Ereignisse um den 17. Juni wurden in
der DDR – je nach Quelle – zwischen 34 und
51 Personen von Volkspolizisten und Sowjetsolda-
ten erschossen bzw. erlagen ihren Verletzungen.
Fünf wurden durch die Sowjetjustiz hingerichtet,
zwei durch die DDR-Justiz. Hinzu kommen 25 un-
geklärte Todesfälle. Vier Häftlinge sind an den un-
menschlichen Haftbedingungen verstorben, weitere
vier durch angeblichen Selbstmord in Haft, wobei
bei mindestens zwei davon die Fremdeinwirkung
nicht auszuschließen ist. Auch fünf Sicherheitskräf-
te kamen ums Leben, wobei ein Polizist versehent-
lich von sowjetischen Soldaten erschossen wurde.
Mehr als anderthalbtausend Haftstrafen wurden in

Prozessen ausgesprochen, die einer rechtsstaatli-
chen Überprüfung nicht standhalten würden, darun-
ter über 100 langjährige Zuchthausstrafen.

Ich möchte Herrn Ramelow zitieren, der gestern
sagte: Diktatur und Rechtsstaat schließen einander
aus. – Recht hat er und ich wäre froh gewesen,
wenn das bei dieser unsäglichen Debatte um den
Unrechtsstaat auch so klar zum Ausdruck gekom-
men wäre, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD, CDU, SPD, FDP)

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, sowohl
auf der linken als auch auf der ganz rechten Seite
dieses Hauses wird gern das Narrativ gepflegt, die
sogenannten Blockparteien seien ebenso involviert
gewesen wie die SED. Erlauben Sie mir als je-
mand, der zu DDR-Zeiten Mitglied keiner Partei
war, dazu ein paar Worte: Als Freie Demokraten
nehmen wir die Schuld einer ganzen Reihe von
Funktionären sehr ernst, die sich in LDPD und auch
NDPD in den Dienst der Diktatur stellten und die –
noch schlimmer – an der Gleichschaltung ihrer ei-
genen Parteien mitwirkten, etwa als Hermann Be-
cker, der liberale Fraktionschef, aus einer Sitzungs-
pause des Thüringer Landtags heraus verhaftet
und nach Russland verfrachtet wurde. Andere zahl-
ten dafür sogar mit ihrem Leben. Obwohl viele aus
Angst schwiegen oder zumindest vorsichtig waren,
weiß ich, dass nicht wenige die LDPD auch als
Dach angesehen haben für mehr oder minder freie
Meinungsäußerungen, die anders als die SED auch
nicht über den verfassungsmäßig verbrieften Füh-
rungsanspruch verfügte. So beschwerte sich die
SED-Bezirksleitung von Gera im September 1953
über die angeblich reaktionären Elemente in der
LDPD, besonders in den Städten und Kreisen Je-
na-Land, Eisenberg, Gera Stadt und Gera-Land, wo
die Liberaldemokraten mit aus Sicht der SED be-
sonders negativen Meinungen und Äußerungen
aufgetreten seien.

Meine Damen und Herren, das ist eine Thematik,
die ohne Zweifel eine ausführlichere Diskussion
verdient hat, als das die Aktuelle Stunde leisten
kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Heute aber verneigen wir uns vor den Menschen,
die vor 67 Jahren mit ihrem Leben und ihrer Frei-
heit für Demokratie und Menschenwürde einstan-
den. Ich danke Ihnen.

(Beifall AfD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP)
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Präsidentin Keller:
Das Wort hat Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich für
Bündnis 90/Die Grünen. 

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, heute am 17. Juni gedenken wir derjeni-
gen, die aufgestanden sind, die aufgestanden sind
auch in der DDR. Und wir gedenken derer, die dies
ein Stück weit überhaupt erst mit möglich gemacht
haben. Denn das war auch gestern bei der überaus
bewegenden Gedenkveranstaltung des Landtags
an den 17. Juni 1953 Thema, dass in der DDR die-
ser Aufstand ohne Entwicklungen in anderen Län-
dern sicher nicht möglich gewesen wäre. Ich möch-
te mich ausdrücklich dafür bedanken, dass wir ges-
tern gemeinsam gedenken konnten in der Andreas-
straße, an einem Ort, der für Unterdrückung, für
Repression, für Ohnmacht, aber eben auch dafür
steht, wie sich Menschen die Demokratie quasi wie-
der erobert haben. Und ich glaube, alle, die gestern
an dieser Veranstaltung teilnehmen durften, werden
noch sehr lange an den Auftritt von Herrn Sommer
denken, den 88-Jährigen, der einige Monate auch
in der Erfurter Andreasstraße in Haft verbrachte. Er
bezeichnete diese Monate als die schlimmsten sei-
ner Gefangenschaft. Insgesamt wurde er nämlich
zu mehr als sieben Jahren Haft verurteilt – verur-
teilt, weil er, der, wie er selbst sagte, nie ein Revolu-
tionär werden wollte, aber in einem christlichen
Haushalt kritisch denken gelernt hatte von Anfang
an, weil er zunächst begrüßt hatte und froh darüber
war, dass ein antifaschistischer Staat dort entste-
hen sollte, wo zuvor unglaubliche Gräuel durch die
Nazis verübt wurden, und der dann doch sehr
schnell und ernüchternd feststellen musste, wie
sich die Realität des Stalinismus – und so hat er es
gestern immer wieder betont – auch in der DDR
zeigte: bitter, brutal, menschenverachtend. Es war
eben nicht nur der Aufstand für bessere Arbeitsbe-
dingungen, es war nicht nur der Aufstand, bei dem
es um mehr Lohn ging, sondern es ging um etwas
sehr Grundsätzliches. Es wurde ein Volksaufstand,
der förmlich nach Freiheit schrie. Und wir alle wis-
sen, wie die DDR darauf reagierte, wie das SED-
Regime darauf reagierte: mit Repressionen, mit
Panzern, mit Verhaftungen und auch die Todesstra-
fe wurde in dem Zeitraum noch ausgeführt. 

Hier sind schon häufig die Orte genannt worden –
Herr Bergner hat es gerade wieder getan –, an de-
nen auch in Thüringen die Menschen aufgestanden
sind, an diesem Tag auf die Straßen gegangen
sind, auf die Plätze, um sich zu erheben. Und hier
sind auch schon die Namen derer genannt worden,

die zu Tode kamen. Deswegen ist es so wichtig,
dass wir seit fünf Jahren in Thüringen auch einen
Gedenktag haben, den Gedenktag zum 17. Juni;
den gab es nämlich vorher so nicht, auch wenn wir
an diesem Datum schon zuvor immer wieder auch
Kränze niedergelegt haben. Ich glaube, dass es ge-
rade heute so wichtig ist, um politische Bildung zu
werben, weil wir nicht außer Acht lassen dürfen,
wie verächtlich auch heute immer wieder der
Rechtsstaat gemacht wird. Ich glaube, alle, die ges-
tern dabei waren, und alle, die Zeitzeugen zuhören,
wissen, wie froh wir darum sein dürfen, endlich ei-
nen Rechtsstaat zu haben, in dem wir leben. Die-
sen heute infrage zu stellen, das ist schon gefähr-
lich und da müssen wir den Anfängen wehren. 

Ich will noch einen ganz aktuellen Bezug aufma-
chen, weil eben die Konstituierung des Kuratoriums
der Landeszentrale für politische Bildung stattfand.
Ich hoffe, die meisten hier im Hause sind sich einig,
dass wir politische Bildung dringender denn je brau-
chen – menschenrechtsorientierte Bildung. Politi-
sche Bildung muss für alle zugänglich sein, muss
offen sein, weil sie Geschichte aufarbeitet, weil sie
Geschichte erfahrbar macht. Das kann sie nicht in
irgendwelchen versteckten Büroräumen, sondern
nur, wenn eine solche Landeszentrale ansprechbar
ist, wenn wir politische Bildung in die Mitte der Ge-
sellschaft tragen und wenn wir uns bewusst ma-
chen: Aufarbeitung kennt kein Verfallsdatum. Des-
wegen bin ich sehr froh, dass wir heute – auch
wenn es nur 5 Minuten je Fraktion sind – an den
17. Juni erinnern, weil diese Erinnerung für Genera-
tionen wachgehalten werden muss und weil wir uns
jetzt und heute daran erinnern, wessen wir uns
heute glücklich schätzen können, nämlich Freiheit
und eines Rechtsstaats, in dem wir heute leben.
Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat Herr Abgeordneter Kellner für die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Kellner, CDU:
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben gestern an einem Gedenktag zum
17.06.1953 in der Andreasstraße teilgenommen,
der mich sehr bewegt hat. Vor allem der 88-jährige
Herr Sommer, der aus seiner Geschichte, aus sei-
nem Leben erzählt hat, hat mich sehr beeindruckt
und gezeigt, in welchem Staat man letztendlich auf-
gewachsen ist und gelebt hat. Es war möglich, dass
er nur deshalb, weil er mit Mitschülern mit Flugblät-
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tern Solidarität zu einem Lehrer bekundet hat, der
aus dem Schuldienst entfernt wurde, weil er sys-
temkritisch war, sieben Jahre Haft bekommen hat.
Er hat – Gott sei Dank! – nur vier Jahre absitzen
müssen, aber das zeigt letztendlich, wie der Staat
auf Kritik reagiert hat. Wir haben das ja gesehen:
Der Volksaufstand – die Vorredner haben es schon
gesagt – war auch ein Arbeiteraufstand, der in
mehr als 700 Städten stattgefunden hat, mit mehr
als 50 Toten. Daraus ergaben sich noch 1.525 An-
klagen, wovon 1.500 Verurteilungen erfolgten – mit
langjährigen Haftstrafen und Todesurteilen.

Die Gefangenen mussten besondere Kleidung tra-
gen. Das finde ich auch perfide. Ein gelbes Kreuz
wurde ihnen angeheftet, damit jeder wusste, dass
er ein politischer Gefangener ist und an den Unru-
hen teilgenommen hat. Auch das hat letztendlich
die Staatsführung für wichtig erachtet, auch in der
Haft noch weiter zu demütigen. Das zeigt, dass die
DDR ein Unrechtsstaat war –

(Beifall AfD, CDU, SPD, FDP)

Unrecht, das sich die ganzen Jahre, solange es die
DDR gegeben hat, fortgesetzt hat. Wir werden si-
cherlich im nächsten Tagesordnungspunkt auch da-
rüber beraten, was die Staatssicherheit anbelangt,
wenn wir unseren Antrag zum Abgeordnetengesetz
einbringen. Auch das war die Folge des am 17. Ju-
ni 1953 stattgefundenen Volksaufstands: der massi-
ve Ausbau der Staatssicherheit. Man hat das natür-
lich dem Chef der Staatssicherheit übel genommen,
hat ihn in die Wüste geschickt. Man hat dann Herrn
Mielke eingesetzt, der die Staatssicherheit ausge-
baut und perfektioniert hat. Insgesamt 91.000
hauptamtliche Mitarbeiter hatte die Staatssicherheit
1989 und über 190.000 IMs. Ziel war es, dass es
nie wieder zu einem Volksaufstand kommen sollte,
dass der Staat die Kontrolle über seine Bürger hat
– das war das große Ziel, das die Staatssicherheit
zu erfüllen hatte. Der Auslöser – auch das wurde
von den Kollegen schon im Vorfeld gesagt – war
die Normerhöhung, die sich aber schnell in politi-
schen Forderungen fortgesetzt hat. Wir haben ges-
tern von den Zeitzeugen gehört, wie viel Unrecht
auch in anderen Bereichen stattgefunden hat – zum
Beispiel die Enteignung von Unternehmen, die
Zwangskollektivierung, die Enteignung von Hotels,
Pensionen, die Aktion „Rose“ oder die Aktion „Un-
geziefer“, bei der die Grenzgebiete nach Ansicht
der Regierung von Menschen „gesäubert“ wurden,
die nicht systemkonform waren. All das hat in der
Summe gezeigt, dass dieser Staat nur mit Gewalt
und Terror überleben konnte. Das hat sich am
17. Juni 1953 auch gezeigt. Natürlich gab es auch
wirtschaftliche Zwänge, wie es der Kollege Bergner
auch angebracht hat. Ja, wir haben viele Reparati-

onsleistungen zahlen müssen: Allein 22 Prozent
des Gesamthaushalts gingen in die UdSSR. Auch
der militärische Bereich wurde mit 3,3 Milliarden
jährlich massiv ausgebaut – also wurden 8,4 Pro-
zent des Haushalts in den militärischen Ausbau ge-
steckt. Auch das hat die Wirtschaft geschwächt und
letztendlich die Sozialprogramme geschmälert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist
wichtig, dass dieses Tages auch zukünftig gedacht
wird. Wir haben als CDU vor fünf Jahren diesen An-
trag eingebracht, der – Gott sei Dank! – auch ge-
nehmigt wurde, sodass dieser Gedenktag heute be-
gangen werden kann. Meine Bitte ist, dass sich
nicht nur die politische Bildung dieses Themas an-
nimmt, sondern dass es auch in den Schulen im-
mer wieder thematisiert wird und aufgezeigt wird,
wie wichtig Freiheit und Demokratie sind und wel-
che Opfer damit verbunden waren, damit wir heute
hier in diesem Land so leben können. Vielen Dank.

(Beifall AfD, CDU, FDP)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Hartung für die
SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Hartung, SPD:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Wer an den 17. Juni 1953 denkt, hat möglicherwei-
se die Bilder vor Augen, wie demonstrierende Bau-
arbeiter die Stalinallee entlangziehen. Er hat mit Si-
cherheit die Bilder vor Augen, wie sowjetische Pan-
zer auf diese Demonstrierenden zurollen, und viel-
leicht erinnert er sich an die Bilder, wie diese Arbei-
ter im Widerstand mit Steinen gegen diese Panzer
vorgehen. All das ist längst ikonisch geworden und
wir wissen, dass an diesem Tag in Berlin ein Auf-
stand losging, der aber innerhalb weniger Stunden
das gesamte Land erfasst hat. Auch Thüringen
wurde erfasst. An mehr als 160 Orten wurden in
Thüringen Aktionen unternommen. Es ging von De-
monstrationen über die Bildung von Streikkomitees,
das Verabschieden von Resolutionen für bessere
Arbeits- und Lebensbedingungen bis zur Forderung
einer demokratischen und freiheitlichen Ordnung.
All das wurde – genauso wie in Berlin – auch in
Thüringen in den folgenden Tagen niedergeschla-
gen. Wir sollten uns immer daran erinnern, dass
hier nicht nur direkt an dem Tag die Niederschla-
gung erfolgte, sondern dass in den Tagen darauf
Standgerichte eingerichtet wurde, dass Menschen
hingerichtet wurden. Ich möchte exemplarisch an
Alfred Diener erinnern, den Schlosser aus Jena,
26 Jahre alt, der am 18. Juni standrechtlich zum To-
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de verurteilt und sofort in Weimar in der Komman-
dantur erschossen worden ist.

(Beifall FDP)

Vor der friedlichen Revolution 1989/1990 war der
17. Juni das Datum, das zentrale Ereignis für die
Menschen in der DDR, an dem sie ihrem Freiheits-
willen Ausdruck verliehen haben. Sie haben an die-
sem 17. Juni gezeigt, wie instabil die DDR-Diktatur
zu diesem Zeitpunkt noch war. Sie haben gezeigt,
wie wenig Rückhalt die DDR trotz gegenteiliger Be-
teuerungen zu diesem Zeitpunkt in Deutschland, in
Thüringen hatte, und sie hat auch bewiesen, wie
stark, wie gewalttätig der Machtapparat zurück-
schlagen musste, um dieses Freiheitsstreben ei-
gentlich zu unterdrücken. Wenn wir uns das vor Au-
gen halten, dann wissen wir auch, dass diese Ent-
wicklung sehr viel in Gang gesetzt hat. Es ist hier
angesprochen worden, es wurden in Gang gesetzt
die ausgiebigen Sozialprogramme, diese soge-
nannte Wohlfühl-DDR hat sich danach entwickelt,
und es hat aber auch die Entwicklung zur Staatssi-
cherheit von diesem Tag beginnend deutlich an
Fahrt gewonnen. Deswegen ist es gut, ist es richtig,
dass wir am Tag des Gedenkens an den 17. Juni
auch ein Gesetz beraten, das die weitere Stasi-
überprüfung für Abgeordnete in unserem Hohen
Haus möglich macht. Es ist richtig, dass wir das
heute beraten und nicht irgendwann an irgendeiner
Stelle in dieser Tagesordnung in diesen drei Tagen.
Es ist ein wichtiges Signal an die Menschen, die
sich noch gut aus eigenem Erleben an den 17. Juni
erinnern können. Wir sollten an diese Menschen
denken, wenn wir nachher über das Gesetz bera-
ten. Ich glaube, es ist völlig obsolet, eine Stasiüber-
prüfung von Abgeordneten einzustellen, solange
noch Opfer da sind, die sich genau an diese Dikta-
tur sehr gut erinnern. Deswegen, ich freue mich,
dass wir nach dieser Aktuellen Stunde über dieses
Gesetz reden. Das ist sehr wichtig und das ist ein
großer Erfolg. Vielen Dank. 

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, FDP)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat Frau Abgeordnete Herold für die AfD-
Fraktion. 

Sie haben Ihren Mundschutz vergessen, Frau He-
rold. – Dann habe ich das übersehen, das gestattet
dennoch nicht, dass Sie es jetzt ohne tun. Ich will
daran erinnern und möchte Sie bitten, auch Herrn
Kellner – ich denke, Sie haben es auch verges-
sen –, hier mit Rücksicht auf die Kolleginnen und
Kollegen und auf die Landtagsverwaltung den Emp-
fehlungen zu folgen. Ich danke Ihnen sehr. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Abgeordnete Herold, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, liebe Zuschauer via Netz! Es ist
dringend notwendig, dass wir heute am 17. Juni
2020 der Ereignisse des 17. Juni 1953 in der DDR
gedenken. Deshalb begrüßen wir als AfD-Fraktion
den Tagesordnungspunkt, den die FDP hier bean-
tragt hat bzw. wozu sie die Initiative ergriffen hat.
Es ist umso wichtiger, heute darüber zu reden, als
wir die Tendenz beobachten können, dass sich die
Erben der Täter von damals dieses Datums versu-
chen zu bemächtigen und die Lehren neu zu defi-
nieren, das Datum, die Ereignisse neu zu über-
schreiben und im Orwell‘schen Sinne eine Ge-
schichtsumdeutung vorzunehmen. 

(Beifall AfD)

Wie wichtig den Erben von SED, PDS, Linkspartei
dieses Datum und dieses Thema ist, können wir
klar erkennen, wenn wir nach links schauen und die
sehr stark gelichteten Reihen der Linksfraktion be-
trachten. 

(Beifall AfD)

Es ist schon richtig gesagt worden, beim Aufstand
des 17. Juni ging es ja keineswegs nur um die
Rücknahme von Produktionsnormen. Es ging um
die vielen Tausend Menschen, die sich seinerzeit
erhoben, und denen ging es um viel mehr. Sie for-
derten Meinungsfreiheit, freie Wahlen und sie for-
derten die Einheit Deutschlands. Im Elf-Punkte-Pro-
gramm der Bauern von Mühlhausen forderten sie
als Punkt 9 – ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Frau
Präsidentin –: „Gesamtdeutsche, freie […] Wahlen
ohne jede Behinderung in der politischen Willensbil-
dung der Bevölkerung für ein einiges Deutschland“. 

(Beifall AfD)

An erster Stelle eines Forderungskatalogs Geraer
Weber standen freie, geheime und direkte Wahlen
und die Belegschaft der Energieverteilung Gera for-
derte im Interesse Gesamtdeutschlands, sobald als
möglich freie und geheime Wahlen durchzuführen
und zugleich die Presse- und Informationsfreiheit
zu gewährleisten. Das sind drei Beispiele aus Thü-
ringen, die zeigen, dass es den Menschen um Frei-
heit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie ging, denn
genau dies hatten sie in der DDR nicht. Und die
Obrigkeit der DDR, das diktatorische SED-Regime,
wollte dies auch nicht gewähren. Eben deshalb
mussten schließlich sowjetische Panzer dafür sor-
gen, dass in der DDR der Volksaufstand brutal nie-
dergeschlagen wurde und Friedhofsruhe einkehrte. 
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(Beifall AfD)

Wir sind heute in der Pflicht, an diese Dinge zu er-
innern. Und das bedeutet, daran zu erinnern, dass
in der DDR ein Regime herrschte, das unter der
Flagge des sogenannten entwickelten Sozialismus
segelte und das den Menschen versprach, für eine
herrliche Zukunft zu stehen. Gewissermaßen die
Verwirklichung des proletarischen Himmels auf Er-
den.

Wohin dieser Anspruch führt, lehrt uns heute der
17. Juni, und das sollte allen jenen eine Mahnung
sein, die glauben, die Menschen um einer angeb-
lich großartigen Zukunft willen zu bevormunden, zu
drangsalieren und auspressen zu können.

(Beifall AfD)

Damit die Lehren des 17. Juni nicht vergessen wer-
den, ist es besonders wichtig, dass in unseren
Schulen ein vernünftiger Geschichtsunterricht prak-
tiziert wird. Bekanntlich sind die einschlägigen
Kenntnisse der Schüler über die DDR im Allgemei-
nen recht dürftig, was entsprechende Untersuchun-
gen immer wieder belegen. Wir brauchen einen gu-
ten, faktenbasierten Geschichtsunterricht, der die
pluralen Perspektiven auf die Geschichte anschau-
lich vermittelt und der die kritische Diskussion die-
ser Perspektiven fördert. Nur auf der Basis eines
solchen Unterrichts kann ein differenziertes Ge-
schichtsbewusstsein gebildet werden. Ein solches
Geschichtsbewusstsein ist gefordert, denn wer und
was wir sind, lernen wir aus der Geschichte,

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Ist aber
nicht vergleichbar mit ’45!)

und zwar auch aus der Geschichte des 17. Juni.
Dieses Datum zeigt uns, dass Einigkeit und Recht
und Freiheit keineswegs selbstverständlich sind,
sondern dass sie täglich neu errungen und vertei-
digt werden müssen. Und es zeigt auch, dass sie
bedroht sind, namentlich von jenen, die von sich
glauben, dass sie – und sie allein – den Pfad des
Fortschritts kennen. Der 17. Juni erinnert daran,
dass wir gerade diesen Kräften mit größter Skepsis
begegnen müssen. Mögen die Lehren aus dieser
Geschichte nie vergessen werden. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat Frau Abgeordnete Mitteldorf für die
Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Mitteldorf, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Zuschauerinnen am Li-

vestream und sehr geehrter Herr Dr. Wurschi, die
Sie ja diesmal oben unserer Plenarsitzung beiwoh-
nen!

Ich bin, und das wissen die meisten in diesem
Rund, 1985 geboren. Es gibt so Momente, wo man
sagt, es wäre die Gnade der späten Geburt. Bei der
Frage um den 17. Juni und alles, was sich damit bis
ins Heute verbindet, ist das für mich keine Gnade
der späten Geburt, denn das würde das verharmlo-
sen, was sozusagen auch für mein Leben, mein
ganz persönliches Leben, das Leben meiner Eltern,
meiner Großeltern natürlich eine tragende Rolle ge-
spielt hat. Deswegen will ich Ihnen kurz schildern –
und ich glaube, es macht deutlich, was in diesem
Plenum auch schon von vielen Seiten gesagt wor-
den ist –, was mit den Generationen ist, die nicht
mehr in den Genuss kommen werden, Zeitzeugin-
nen zu hören. Natürlich können die immer auf Zeit-
dokumente zurückgreifen, aber – und das will ich
auch mal anhand meiner eigenen schulischen Bil-
dung ein bisschen deutlich machen – zeitliche Do-
kumente und auch die Filme, die präsent sind, die
man im Unterricht sieht, sie sind ja in Schwarz-
Weiß. Das heißt, es ist auch klar, dass für die Ge-
nerationen, die mit Farbfernsehen aufgewachsen
sind, das also so unendlich weit her scheint, dass
der Bezug dazu und der Rückschluss darauf, was
geschichtliche Ereignisse für das eigene Leben und
das eigene Verständnis von Demokratie und Ge-
sellschaft bedeuten, fast gering sind.

Ich bin in einer Zeit groß geworden, wo die Ge-
schehnisse um den 17. Juni natürlich – wie heute
auch – aus Zeitzeugenberichten bekannt waren,
aus historischen Beschreibungen, aber eben auch
– und das war, glaube ich, ein besonderer Wider-
spruch meiner Generation – aus den Geschichts-
schreibungen beider deutscher Staaten. Und ich
bin in diesem Umstand in ein Bildungsfeld gekom-
men, wo natürlich in dem Wissen, dass die Eltern-
und Großelterngenerationen im Übrigen gerade
auch durch die Wende eine Umbruchserfahrung er-
leben, die sich – und das habe ich an dieser Stelle
öfter auch schon in diesem Rund erzählt – natürlich
auch auf die Kindergeneration auswirkt, weil die El-
terngenerationen auch mit sich beschäftigt sind und
ein Stück weit Kinder und Jugendliche zu diesem
Zeitpunkt – dazu zähle ich mich – deswegen – sage
ich immer – in gewisser Form „eine entleerte Gene-
ration“ sind, weil die in dem Zwischenraum zu jung
sind, um tatsächlich zu begreifen, was vor Kurzem
noch passiert ist, und doch schon alt genug, um zu
merken, dass einfach Dinge anders sind, und es
trotzdem nicht einordnen können.

Ich erinnere mich sehr genau an den Geschichtsun-
terricht und vor allem aber daran, wie meine Ge-
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schichtslehrerin – ich bin ja in Sachsen-Anhalt groß
geworden, wie viele von Ihnen wissen –, die ich
sehr mochte, sich vor allem sehr gewunden hat, als
es um den 17. Juni 1953 ging. Ich habe das lange
Zeit nicht verstanden. Ich habe irgendwann, viele
Jahre später, mit ihr das Gespräch suchen können
und habe von ihr auch erfahren, dass sie vor allem
eins hatte, nämlich Angst, etwas Falsches zu sa-
gen, Angst, falsch Geschichte zu lehren. Ich glau-
be, das ist ein Punkt, der wirklich immanent ist und
den wir auch nicht vergessen dürfen, weil es sich
natürlich darauf auswirkt, wie nachfolgende Gene-
rationen diese und andere geschichtliche Momente
wahrnehmen.

Es war mein ganz persönliches Glück, dass ich mit
17 oder 18 an einem Radioprojekt zum 17. Juni
1953 teilgenommen habe und da das erste Mal tat-
sächlich mit Zeitzeuginnen/-zeugen ins Gespräch
kam und dadurch für mich auch ein Gefühl dafür
entwickeln konnte und demzufolge natürlich für
mich ganz persönlich auch dafür, was es bedeutet,
wenn man Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, wo-
mit man – Gott sei Dank! – aufgewachsen ist, als
Selbstverständlichkeit empfindet. Und wenn man
sieht, dass es Menschen in derselben Generation
oder in den nachfolgenden Generationen noch we-
niger wert zu sein scheint, und man dann weiß,
dass man – und „nicht nur“, sage ich ganz bewusst,
ich als Mitglied der Partei Die Linke, sondern gene-
rell – in der Verantwortung ist, genau diesen Bogen
zu schlagen, nämlich zwischen dem, was unter an-
derem auch am 17. Juni 1953 passierte, empa-
thisch für sich herzustellen und zu wissen: Es gibt
eine demokratisch verfasste rechtsstaatliche Ge-
sellschaft, die es zu erhalten, zu bewahren und
auch zu verteidigen gilt. Denn die Opfer, unter an-
derem des 17. Juni, haben Namen. Und ich will
ganz zum Schluss nur drei sagen – einer davon ist
schon genannt worden –, die in Thüringen zu be-
klagen gewesen sind: der Autoschlosser Alfred Die-
ner – 26 Jahre alt, der Bäcker Alfred Werner –
33 Jahre alt, und der Bauarbeiter Horst Walde –
27 Jahre alt. Das sind Namen, zu denen Geschich-
ten gehören, und ich werbe darum, dass diese Ge-
schichten auch weitererzählt werden, damit Gene-
rationen – meine und die nach mir – nicht verges-
sen, wofür es sich lohnt, in dieser Demokratie ein-
zustehen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Keller:
Herr Minister Hoff, bitte schön, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, es gehört zu den Ironien der Ge-
schichte, dass sich auch am 17. Juni 1953 eine we-
sentliche Erkenntnis von Lenin bewahrheitete, der
sagte: „Eine revolutionäre Situation gibt es dann,
wenn die oben nicht mehr können und die unten
nicht mehr wollen.“ Genau dies zeigte sich auch am
17. Juni 1953. Es ist ein Arbeiteraufstand gewesen,
der sich in kürzester Zeit zu einem Volksaufstand
ausgeweitet hatte. Kollege Kellner hat einige der
Vorbedingungen dieser Situation, die wir als eine
revolutionäre Situation bezeichnen können, be-
nannt, aber es ist ein ganzer Kontext. Das war die
Erhöhung der Einkommen- und Handwerkersteu-
ern, die Tatsache, dass Selbstständige aus der all-
gemeinen Krankenversicherung und der Sozialver-
sicherung ausgeschlossen wurden und gleichzeitig
ihre Beiträge erhöht wurden, dass Sonderzulagen
entfielen, dass es den Kollektivierungsdruck auf
dem Land gab – dort wurden Grundbesitzer als Sa-
boteure, Spekulanten bezeichnet und auch so be-
handelt. Die Aktion „Rose“ hat Kollege Kellner be-
nannt und die Aktion „Ungeziefer“, die ihren Namen
trug, weil der damalige Thüringer Innenminister und
kommissarische Ministerpräsident bei der Übermitt-
lung der Zahlen der aus dem Grenzgebiet zu ent-
fernenden Bevölkerung den Begriff nannte, dass
das Ungeziefer in dieser Größenordnung aus dem
Grenzgebiet zu entfernen ist. Dadurch bekam diese
Grenzaktion ihren Namen. Das heißt also, wir in
Thüringen tragen die historische Verantwortung, an
diese erste Umsiedlungsmaßnahme, an die weite-
ren politisch motivierten Umsiedlungsmaßnahmen,
die mit euphemistischen Namen wie Aktion „Korn-
blume“ und anderes bezeichnet wurden, immer
wieder zu erinnern.

Das Strafrecht wurde massiv verschärft – für Dieb-
stahl schon große Strafen –, der Religionsunterricht
wurde behindert – ein Beispiel für die Diskriminie-
rung von Christinnen und Christen, die über den
gesamten Zeitraum der DDR anhielt und fortgesetzt
wurde. Wolfgang Engler fasst diese von der SED-
Partei- und ‑Staatsführung gemeinsam mit der
UdSSR-Partei- und ‑Staatsführung ergriffenen
Maßnahmen der beschleunigten Durchsetzung des
Sozialismus zusammen: Um schnell im Sozialismus
anzukommen, musste das Volk zuvor gründlich zur
Ader gelassen werden. – Schon bei der Aufstellung
der entsprechenden Positionen zeichnete es sich
schnell ab.

Herr Sommer, der gestern in der Gedenk- und Erin-
nerungsstätte Andreasstraße als Zeitzeuge aufge-
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treten ist, gehört zur Vorgeschichte des 17. Juni
1953. Die Maßnahmen, die er mit Schülerinnen und
Schülern gemeinsam durchführte, sind 1951 durch-
geführt worden. Weil die Reaktionen, die sie sich
erhofft hatten, nicht eingetreten sind, hatten sie sich
auch aus Angst vor Repressionen und mit einer ge-
wissen Resignation bereits zurückgezogen und
wurden dann im Zusammenhang mit dem 17. Juni
1953 Opfer dieser Repressionen, wie eine große
Zahl von Menschen.

Es wurde von den unterschiedlichen Rednerinnen
und Rednern schon darauf hingewiesen, dass die
Forderungen, die in diesem Arbeiter- und Volksauf-
stand vorgetragen wurden, im Rahmen der DDR
wohl nicht umsetzbar waren. Dies war auch denje-
nigen klar, die drei Jahre später als Intellektuelle im
Ergebnis des 20. Parteitags in Manifesten ähnliche
Forderungen aufgestellt hatten in der Auseinander-
setzung mit den Verbrechen des Stalinismus, bei
denen auch klar war, dass die darin enthaltene, im-
plizierte Forderung nach einer Vereinigung
Deutschlands mit Sicherheit nicht im Rahmen eines
sozialistischen Deutschlands, sondern im Rahmen
einer wiedervereinigten und auf dem Boden der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung ste-
henden Gesellschaft umsetzbar ist.

Es gehört zu den Punkten, an die am 17. Juni 1953
auch zu erinnern ist – das werden wir immer beto-
nen –, dass es sich um einen Arbeiteraufstand han-
delt und dass die Arbeiterinnen und Arbeiter, die
diesen Aufstand durchgeführt haben, von den Intel-
lektuellen ignoriert worden sind. Sie haben damals
geschwiegen.

Ich finde es interessant, dass sich der Abgeordnete
Möller an dieser Stelle mit einem implizit intellektu-
ellen, feindlichen Ausspruch glaubt, in die Debatte
einschalten zu müssen, was ich – ehrlich gesagt –
den Opfern des 17. Juni 1953 nicht angemessen
finde. Aber ich bin als Regierungsmitglied nicht ge-
halten, Abgeordnete zu bewerten.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Machen Sie
noch immer!)

Insofern darf ich dies nur als meine persönliche
Meinung hier darstellen. 

Aber dass die Arbeiterinnen und Arbeiter, die auf
die Straßen gegangen sind, von der Intelligenz und
von den Intellektuellen im Stich gelassen wurden,
gehört durchaus auch zu den tragischen Aspekten
dieses 17. Juni 1953. Die Landtagspräsidentin hat
in ihrer Rede heute betont, dass die Erinnerung an
die Opfer des 17. Juni 1953, die Opfer der Repres-
sion immer auch einhergehen muss mit der steten
Erinnerung an den Mut derjenigen, die aufgestan-
den sind, um zu sagen, was ist, und die trotz der

Repression, trotz der Strafrechtsverschärfung etc.
immer wieder den Mut hatten, auf die Missstände
und das Unrecht in der DDR hinzuweisen. Der
17. Juni 1953 steht in einer Geschichte mit weiteren
Ereignissen in der Geschichte des real existieren-
den Sozialismus in der DDR, aber auch in Ungarn
1956, in der Tschechoslowakei 1968, in Polen
1980/1981 und in einer Vielzahl von lokalen Ereig-
nissen, zu der die von Kollegin Rothe-Beinlich hier
benannte Landeszentrale für politische Bildung ei-
ne sehr aufschlussreiche Broschüre über Aufstände
und Erhebungen im Staatssozialismus herausgege-
ben hat. Insofern ist es tatsächlich wichtig, in jeder
Erinnerung an den 17. Juni 1953 an die Opfer zu
erinnern, an den Mut zu erinnern, den es kostet,
auch und weil man in einer absoluten Minderheit
ist, weil viele diesen Mut nicht haben, zu sagen,
was ist, und gleichzeitig immer wieder darauf hinzu-
weisen, dass bei jeder Einschränkung von Grund-
und Freiheitsrechten unserer Demokratie es des
Mutes all derjenigen Demokratinnen und Demokra-
ten bedarf, die sagen, was ist. In diesem Sinne ge-
denken wir der Opfer des 17. Juni 1953 und des
Muts derjenigen, die den Aufstand entwickelt und
durchgeführt haben. 

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Keller:
Vielen Dank. Gibt es weiteren Redebedarf? Ich
schließe den ersten Teil der Aktuellen Stunde. 

Ich darf damit den zweiten Teil der Aktuellen Stun-
de aufrufen

b) auf Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum
Thema: „Gewalt gegen Frauen
ist ein strukturelles Problem:
Istanbul-Konvention in Thürin-
gen konsequent umsetzen“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/872 - 

Das Wort erhält Frau Abgeordnete Wahl für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Im letzten Plenum hatten
wir als rot-rot-grüne Abgeordnete eine symbolische
Aktion mit Masken und T-Shirts gemacht, um klar-
zustellen, Rassismus tötet. Ohne die teils unter-
schiedlichen Unterdrückungsmuster negieren zu
wollen, wäre leider klar, dass der Satz genauso
wahr bleibt, wenn er lauten würde: Sexismus tötet. 
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jeden Tag versucht in Deutschland ein Mann, seine
Partnerin oder Ex-Partnerin zu töten. Jeden dritten
Tag gelingt es. Das macht allein 122 Frauenmorde
im Jahr 2018. Leider muss man es so deutlich sa-
gen. Eine Partnerschaft stellt für Frauen immer
noch ein Sicherheitsrisiko dar, denn statistisch ge-
sehen stellt eben nicht die von Eltern so oft vorge-
warnte Vergewaltigung auf dem Nachhauseweg
das große Risiko dar, sondern der eigene Partner,
Ex-Partner oder Geliebte. Es ist deshalb mehr als
überfällig, dass 2018 in Deutschland die Istanbul-
Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt in
Kraft getreten ist, denn auch in Thüringen haben
wir Nachholbedarf bei Schutz von Frauen vor Ge-
walt. 

Aus einer Antwort auf die Kleine Anfrage meiner
Kollegin Astrid Rothe-Beinlich geht hervor, dass in
Thüringen aktuell neun Frauenhäuser und drei
Frauenschutzwohnungen gefördert werden. Das
macht insgesamt 141 Plätze. Darüber hinaus sind
fünf weitere Frauenschutzeinrichtungen bekannt.
Die Auslastung zwischen den Regionen schwankt,
doch immer wieder sind die Wohnungen voll ausge-
lastet, sodass Schutz suchende Frauen abgewie-
sen werden müssen. Im vergangenen Jahr betraf
das mangels Plätzen 130 oder ein paar mehr. Das
ist ein Fakt, den wir dringend ändern müssen,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn unsere Aufgabe als Staat und Gesellschaft ist
es, Menschen vor Gewalt zu schützen. Insbesonde-
re die, die in ihrem eigenen Zuhause von Gewalt
betroffen sind, brauchen einen sicheren Zufluchts-
ort. 

Als rot-rot-grüne Fraktionen arbeiten wir daher ge-
rade an einem Antrag, mit dem wir die Istanbul-
Konvention in Thüringen endlich umsetzen wollen.
Dazu gehören definitiv flächendeckend mehr Frau-
enhausplätze. Allerdings reicht es nicht, eine Woh-
nung irgendwo bereitzustellen, sondern ganz klar
muss auch mehr fachliches Personal gefördert wer-
den, das die betroffenen Frauen mit psychosozialer
Beratung unterstützt. Dringend nötig ist es auch,
dass für die Kinder Beratung geschaffen wird, denn
auch diese werden in Fällen häuslicher Gewalt häu-
fig traumatisiert.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit Umsetzung der Istanbul-Konvention soll auch
eine Koordinierungsstelle Häusliche Gewalt akti-
viert werden. Diese wäre unter anderem für präven-
tive Maßnahmen im Bereich des Bildungssystems

und in Bereichen der Aus- und Fortbildung zustän-
dig, die mit Betroffenen sowie Tätern und Täterin-
nen zusammen zu tun haben. Dies betrifft aus un-
serer Sicht insbesondere auch Polizei, Staatsan-
waltschaft und Justiz, um gerade im Bereich der
staatlichen Gewalt für die Bedürfnisse und Rechte
der von Gewalt Betroffenen zu sensibilisieren. 

Dass dies an vielen Stellen in der Gesellschaft
noch nötig ist, macht das folgende Beispiel klar, das
aus einer Aufzählung der „ZEIT“ stammt, die alle
122 Frauenmorde in 2018 recherchiert hat. Ich zi-
tiere mit Ihrer Genehmigung, Frau Präsidentin:
„Bad Peterstal-Griesbach. Sie gibt zu, dass sie
fremdgeht, und sagt, sie könne nicht verstehen,
warum sie ihn je geheiratet habe. Er würgt sie, fügt
ihr 32 Messerstiche zu. Das Gericht wertet die Tat
nicht als Mord, sondern als Totschlag. Die Tren-
nung habe dem Täter den Boden unter den Füßen
weggezogen, so die Begründung. Sie wurde
46 Jahre alt.“ Da muss man ganz klar sagen: Eine
Gesellschaft, in der im Jahr 2018 noch immer Frau-
en als Besitzobjekte gesehen werden, auf die man
einen Anspruch hätte, und in der es nach der Argu-
mentation des Gerichts gewissermaßen verständ-
lich sei, auf eine Trennung mit tödlicher Gewalt zu
reagieren, ist frauenfeindlich und weit weg von jegli-
cher Gleichberechtigung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Leider noch mal aktueller wurde das Thema „Ge-
waltschutz“ durch Corona und die damit verbunde-
nen Einschränkungen des öffentlichen Lebens. Ei-
ne Online-Befragung unter rund 3.800 Frauen deu-
tet darauf hin, dass die Fälle häuslicher Gewalt tat-
sächlich noch mal angestiegen sind. Befanden sich
die Frauen zu Hause in Quarantäne, stiegen die
Zahlen stark. Dann berichteten 7,5 Prozent von kör-
perlicher Gewalt, in 10,5 Prozent der Fälle erlitten
Kinder Gewalt. Ähnlich dramatisch waren die Anga-
ben, wenn die Familie akute finanzielle Sorgen hat-
te. 

Gerade in Krisen verstärken sich meist problemati-
sche Tendenzen und die hauen vor allem dort rein,
wo wir schon zu normalen Zeiten noch nicht ausrei-
chend funktionierende Unterstützungsnetzwerke
aufbauen konnten. Das hat sich vor allem im Be-
reich der Prostitution bemerkbar gemacht, aber
eben auch im Bereich der häuslichen Gewalt.

Und deshalb wird es Zeit, dass wir die Umsetzung
der Istanbul-Konvention angehen. Damit möglichst
alle Betroffenen erreicht werden, ist es übrigens
umso wichtiger, dass wir auch weiterdenken bei der
Umsetzung der Konvention, dass wir auf die beson-
deren Bedarfe von geflüchteten Frauen oder Frau-

1036 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 16. Sitzung - 17.06.2020

(Abg. Wahl)



en mit Behinderung eingehen, dass wir auch für in-
ter- und transgeschlechtliche Menschen, die eben-
so in hohem Maße Gewalt ausgesetzt sind, Schutz-
wohnungen bereitstellen.

Denn klar ist: Unterdrückung und Gewalt resultie-
rend aus patriarchalen und rassistischen Macht-
strukturen sind in Deutschland für viele Menschen
Alltag. Etwas daran ändern werden wir aber nur,
wenn wir die verschiedenen Kämpfe zusammen-
denken und das Ziel „ein gutes Leben für alle“
heißt. Unser Feminismus ist antirassistisch.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Frau Abgeordnete Wahl, ich muss Sie darauf hin-
weisen, dass die Geschäftsordnung solche nonver-
balen Äußerungen hier nicht zulässt. Sie sind noch
sehr jung im Landtag und deshalb erlaube ich mir
an der Stelle nur diesen Hinweis.

Ich darf Abgeordneten Montag für die Fraktion der
FDP aufrufen.

Abgeordneter Montag, FDP:
Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, werte Frau Präsidentin! Wer
Gewalt ausübt, der stellt sich außerhalb der Gesell-
schaft,

(Beifall FDP)

wer Gewalt ausübt gegenüber denen, die schwä-
cher sind als man selbst, der ganz besonders, ob
es gegen Kinder ist, aber auch gegen Frauen und
Mädchen. Denn wer Gewalt ausübt, will nicht, dass
sein Gegenüber gleichberechtigte Rechte und Frei-
heiten genießt wie man selbst. Die Bundesregie-
rung hat sich mit der Unterzeichnung der Istanbul-
Konvention verpflichtet, gemeinsam mit den Bun-
desländern und den Kommunen Rechte von Frau-
en und Mädchen zu stärken. Daraus sind Verpflich-
tungen erwachsen, die teilweise bereits umgesetzt
wurden, wie beispielsweise die Reform des Sexual-
strafrechts zur Umsetzung des Prinzips „Nein heißt
Nein“. Aber dazu gehören auch strukturelle Fragen,
wie beispielsweise die Finanzierung der Frauen-
häuser und die bedarfsgerechte Finanzierung von
Beratungsstellen. Das Thema ist tatsächlich ein ak-
tuelles, denn gerade zu Corona-Zeiten berichten et-
liche Städte und Hotlines von einer Zunahme der
Notrufe um bis zu 40 Prozent beim bundesweiten
Notruftelefon „Gewalt gegen Frauen“. Dort sind
17,5 Prozent mehr Anrufe als im Vorjahr eingegan-
gen. Wir können davon ausgehen, dass die Dunkel-
ziffer häuslicher Gewalt noch sehr viel höher ist. 

Deswegen sind wir Freie Demokraten schnell da-
bei, wenn es darum geht, gemeinsam eine mög-
lichst krisenfeste Infrastruktur auch der Frauenhilfe
zu etablieren. Und was brauchen wir dazu? Wir
brauchen dazu die Einführung eines länderüber-
greifenden Online-Registers zur Registrierung, Ab-
frage von freien Frauenhausplätzen, ausreichend
barrierefreie Plätze für Frauen mit Behinderung,
aber auch für Frauen mit jugendlichen Kindern,
ebenso eine Öffnung auch für Opfer nichthäuslicher
sexualisierter Gewalt, beispielsweise durch Nach-
barn oder durch Stalker, damit diese in diese ent-
sprechenden Schutzkonzepte einbezogen werden.
Auch dass das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“,
wie es beispielsweise heute schon die Apotheken
bewerben, auch in anderen öffentlichen Einrich-
tungen beworben wird und diese auch nutzbar sind,
dass es eine Hotline-Kapazität des Landes mit 24/7
Erreichbarkeit gibt und geben soll, genauso Aufklä-
rungskampagnen, wann, wie und unter welchen
Umständen man sich als Opfer Hilfe suchen kann.
Aber auch hier können einfache niedrigschwellige
Zugangsmöglichkeiten, wie ein Messengerdienst
oder Online-Beratung erste Hilfe sein und erste An-
laufmöglichkeiten bilden. Letzen Endes gilt aber
auch eines, nämlich bei der Istanbul-Konvention ist
nicht nur die Frage, wie wir es in Deutschland um-
setzen, sondern wir Freien Demokraten stehen
nicht nur für eine realistische, sondern auch für eine
wertebasierte Außenpolitik. Daher gilt auch, dass
die Umsetzung der Istanbul-Konvention auch in der
Außenpolitik ein Wert ist und bei dieser zu beach-
ten ist. Da habe ich bisher noch nicht so viel gese-
hen, was die außenpolitische Leistung der GroKo
angeht. Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält Frau Abgeordnete Dr. Klisch für die
SPD-Fraktion.

Abgeordnete Dr. Klisch, SPD:
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte
Frau Präsidentin, bitte lassen Sie mich mit einem
Zitat aus Artikel 1 Abs. 1 a der Istanbul-Konvention
beginnen. Hier steht, es gilt „Frauen vor allen For-
men von Gewalt zu schützen und Gewalt gegen
Frauen und häusliche Gewalt zu verhüten, zu ver-
folgen und zu beseitigen“. Gewalt gegen Frauen ist
bis heute eher ein Thema im Schatten. Sie spielt
sich im Schatten der Privatsphäre ab. Und wenn
man die Menschen fragt: Warum reden wir darüber
eigentlich nicht? Dann sagen sie ganz oft: Wieso
müssen wir darüber reden, Gewalt gegen Frauen
ist einfach kein Thema, das macht man nicht. Und
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die anderen sagen: Wir müssen eigentlich nicht da-
rüber reden, denn das sind sowieso erfundene Mär-
chen, das ist alles überzeichnet, irgendwelche Ge-
schichten von sogenannten Emanzen. Dass wir je-
doch darüber reden müssen, zeigt nicht zuletzt die
schon erwähnte BKA-Statistik von 2018, wo für uns
leider schmerzlich aufgelistet wird, warum die For-
derungen der Istanbul-Konvention auch für unsere
Gesellschaft absolut dringende Themen sind.

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte aus dieser
Statistik auflisten. 81,3 Prozent der Opfer versuch-
ter oder vollendeter Gewalt in Deutschland im
häuslichen Bereich sind Frauen. Mehr als einmal
pro Stunde wird eine Frau statistisch gesehen
durch ihren Partner gefährlich körperlich verletzt.
Das bedeutet, die Frauen werden Opfer von Mord
oder Totschlag, sie werden Opfer von Körperverlet-
zungen, Vergewaltigungen, sexuellen Nötigungen,
Bedrohungen, Stalking, Freiheitsberaubung oder
Zwangsprostitution. Bei Fällen sexueller Gewalt
sind sogar in 98,4 Prozent Frauen die Opfer. Wie
Frau Wahl bereits sagte, gab es 2018 122 Femizide
– 122 Frauen, die aufgrund ihres Geschlechts er-
mordet wurden und eigentlich noch leben könnten.
Jede dritte Frau ist insgesamt einmal in ihrem Le-
ben von Gewalt betroffen und dabei richtet sich die
Gewalt fast immer explizit gegen sie. Das bedeutet,
sie ist nicht abhängig von ihrem sozialen Status
oder von ihrem Bildungsstatus.

Diese Zahlen erfassen – das muss man dazusagen
– nur die polizeilich erfassten Fälle. Das bedeutet,
wir reden sehr wahrscheinlich von einer großen
Dunkelziffer. Man fragt sich natürlich: Warum ist
das so? Wahrscheinlich, weil Gewalt gegen Frauen
eben wirklich ganz viele Facetten hat. Genau aus
diesem Grund möchte ich Sie alle auch auffordern,
dass wir gemeinsam da ganz genau immer wieder
hinschauen. Wir müssen uns kritisch mit der Gewalt
an Frauen auseinandersetzen. Das heißt auch,
dass wir anerkennen, dass es sich bei den Morden
an Frauen oder bei der Gewalt an Frauen eben
nicht einfach nur um Beziehungstaten handelt. Es
handelt sich hier nicht einfach nur um Familientra-
gödien, wie oft verharmlosend gesagt wird. Es gilt
für uns alle, immer wachsam zu sein. Es gilt nach-
zufragen, wenn zum Beispiel dem Postboten die
Frau mit dem blauen Veilchen am Auge aufmacht,
oder es gilt, Lehrer und Erzieher – wie auch schon
erwähnt wurde – zu schulen, zu erkennen, wenn
sich Kinder mit einem Mal anders verhalten und
möglicherweise häusliche Gewalt der Grund dafür
ist. Es gilt auch einzuschreiten, wenn man selbst
Zeuge von Gewalt wird. Es gilt natürlich, Mut zu ha-
ben, und es gilt für uns alle, dass wir bereit sein
müssen, Hilfe zu leisten, denn es gilt in jedem Fall,
Leben zu beschützen. Deshalb bin ich der Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen für das heutige Thema der
Aktuellen Stunde sehr dankbar. Häuslicher Gewalt
entgegenzutreten, ist eben keine Privatangelegen-
heit, sondern Angelegenheit von uns allen, und es
ist vor allen Dingen erste Pflicht unseres Sozial-
und Rechtsstaats. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Das Wort hat Herr Abgeordneter Worm für die
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Worm, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, die Corona-Krise und ihre
Auswirkungen haben gerade in den vergangenen
Wochen Familien – und das nicht nur in Thüringen
– vor besondere Herausforderungen gestellt. Inso-
fern liegt es nahe, dass man davon ausgehen
muss, dass in Verbindung mit den Kontaktbe-
schränkungen die Fälle von häuslicher Gewalt zu-
nehmen. Diese Logik ist für mich nachvollziehbar,
denn die Corona-Krise und ihre Regularien führen
in der Regel bei den Menschen zu einer Art perma-
nenten Ausnahmezustands, verbunden mit Stress,
für den weitaus weniger Möglichkeiten zum Abbau
vorhanden sind. Ebenso fallen die Kontrollinstan-
zen von außen weg, wenn, wie geschehen, die Kin-
dergärten oder Schulen schließen.

Aktuell gibt es nicht wirklich ein einheitliches Bild zu
diesem Thema. In Presseberichten war zum Bei-
spiel nachzulesen, dass es weder im Meininger
Frauenhaus mehr Schutzsuchende noch beim Ju-
gendamt des Wartburgkreises mehr Anzeigen gab.
Auch Statistiken aus größeren deutschen Städten
weisen bislang nicht auf einen sprunghaften An-
stieg von häuslicher Gewalt hin. Andererseits nahm
jedoch die Nachfrage nach Beratung deutlich zu,
wie erste Rückmeldungen von Sorgen- und Hilfete-
lefonen bestätigen. Allein das bundesweite Hilfete-
lefon „Gewalt gegen Frauen“ gab für die vergange-
ne Woche einen Anstieg der Beratungsanfragen
um ca. 20 Prozent an. Auch die Zahl der eingehen-
den Anrufe beim Thüringer Kinder- und Jugendsor-
gentelefon hat sich deutlich erhöht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Istan-
bul-Konvention wurde von Deutschland ratifiziert
und ist insofern auch in Thüringen umzusetzen.
Dem ist die rot-rot-grüne Landesregierung jedoch
bislang nur unzureichend nachgekommen. Auf An-
trag unserer Landtagsfraktion hat sich der Gleich-
stellungsausschuss des Thüringer Landtags im
September 2019 mit der Umsetzung der Istanbul-
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Konvention befasst und dabei ist deutlich gewor-
den, dass Thüringen zur vollständigen Umsetzung
der Istanbul-Konvention die Kapazitäten der
Schutzeinrichtungen für von Gewalt betroffene
Frauen und deren Kinder erweitern müsste. Aber
auch andere Fragen wie etwa die Barrierefreiheit
von Schutzeinrichtungen spielen bei der vollständi-
gen Umsetzung der Istanbul-Konvention eine wich-
tige Rolle. Der zur Umsetzung der Konvention im
Jahr 2018 etablierte Runde Tisch von Bund, Län-
dern und Kommunen zum bedarfsgerechten Aus-
bau eines Unterstützungssystems für gewaltbetrof-
fene Frauen und deren Kinder unter Leitung von
Bundesfrauenministerin Giffey ist diesbezüglich ein
wichtiger Baustein zur Koordinierung des Ausbaus
und der finanziellen Absicherung der Arbeit von
Frauenhäusern und ambulanten Hilfs- und Betreu-
ungseinrichtungen. Immerhin sind im Etat des Bun-
desfrauenministeriums in diesem Jahr 30 Millionen
Euro für den Bau, die Modernisierung und Sanie-
rung von Frauenhäusern eingestellt und ich hoffe
natürlich sehr, dass auch die Frauenhäuser in Thü-
ringen von diesen Mitteln profitieren können. 

Darüber hinaus muss Thüringen auch seiner Ver-
antwortung für einen besseren Schutz von Frauen
und Kindern vor Gewalt im häuslichen Umfeld
nachkommen. In einer Antwort auf eine Kleine An-
frage teilte die Landesregierung im Januar 2019
mit, dass die Fortschreibung des bisherigen Maß-
nahmenplans gegen häusliche Gewalt voraussicht-
lich im II. Quartal 2019 abgeschlossen sein werde.
Gleichzeitig wurde mitgeteilt, dass eine Entschei-
dung der Landesregierung, den Maßnahmenplan in
einen Aktionsplan gemäß der Istanbul-Konvention
zu überführen, noch ausstehe. Nun möchte ich die
Landesregierung an dieser Stelle fragen: Was ist
ein Jahr nach dem voraussichtlichen Abschluss der
Fortschreibung des Maßnahmenplans passiert? Ein
fortgeschriebener Maßnahmenplan lässt sich aktu-
ell auf der Seite des Thüringer Sozialministeriums
jedenfalls nicht finden. Eine Fortschreibung des
Maßnahmenplans schafft aber die Grundlage für ei-
ne bessere Vernetzung von Frauenhäusern, Poli-
zei, Justiz, Jugendämtern sowie den Interventions-
und Beratungsstellen und ist daher für ein funktio-
nierendes Hilfesystem eminent wichtig. Deshalb
möchte ich an dieser Stelle für eine zügige Veröf-
fentlichung des Maßnahmenplans gern auch im
Sinne eines Aktionsplans gemäß der Istanbul-Kon-
vention werben und danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall CDU)

Präsidentin Keller:
Das Wort erhält Frau Abgeordnete Herold für die
AfD-Fraktion.

Abgeordnete Herold, AfD:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegen Abgeord-
nete, verehrte Zuschauer via Internet, im Jahre
2020 ist es in Thüringen, in Deutschland, in der
Europäischen Union allgemeiner Konsens, alle Op-
fer physischer Gewalt unabhängig von Alter, Ge-
schlecht und sozialer Gruppenzugehörigkeit vor
physischer Gewalt zu schützen. Mit diesem Schutz
beschäftigen sich in dieser Gesellschaft die Gesetz-
geber, die Gerichte, die Strafverfolgungsbehörden.
Eine große Anzahl gesellschaftlicher Akteure, Insti-
tutionen, Organisationen hat das immer schon so
gemacht, hat das vor dem 1. Februar 2018 ge-
macht und wird das sicherlich auch weiterhin tun.
Jetzt haben wir noch dazu diese Istanbul-Konventi-
on. Ich frage mich: Was haben denn die zuständi-
gen Stellen in der Vergangenheit bloß ohne diese
Konvention gemacht? Brauchen die wirklich noch
eine weitere Flut von Bürokratie? 

Wir als AfD-Fraktion im Thüringer Landtag begrü-
ßen den Gedanken der Gewaltfreiheit natürlich
ganz ausdrücklich. Allen Opfern von Gewalt muss
die Gesellschaft helfen, nicht nur mit Strafverfol-
gung von Tätern, sondern auch mit der Unterstüt-
zung im materiellen Bereich, zum Beispiel durch
Schutzwohnungen. Vor diesem Hintergrund lohnt
es sich mal genauer hinzuschauen, wie denn ihre
hehren Absichtserklärungen auf der einen Seite
und die tägliche Realität auf der anderen Seite in
Bezug auf ausreichende Kapazitäten an Frauen-
häusern, zum Beispiel in Thüringen, aussehen. Das
Problem der Gewalt gegen Frauen ist ja in den letz-
ten Jahren nicht kleiner, sondern eher größer ge-
worden. Umfassende und schonungslos ehrliche
Betrachtung über die Ursachen dieses Anwachsens
von Partnerschaftsgewalt zulasten von Frauen ste-
hen noch aus. Aus Niedersachsen zum Beispiel
wurde unlängst bekannt, dass 51 Prozent aller
Schutz suchenden Frauen in Frauenhäusern einen
Migrationshintergrund haben. Hier und da kommt
es bereits zu Überlastungen der Struktur und die
Opfer dieser familiären und partnerschaftlichen Ge-
walt können nicht aufgefangen werden. 

Auch immer noch und hartnäckig verschwiegen
müssen wir in Thüringen mit ansehen, dass außer
einem lauwarm verfolgten Forschungsprojekt na-
mens A4 nichts getan wird für den Anteil von etwa
20 Prozent der Beziehungsgewalt ausgesetzten
Männer. Die Ursachen für diesen Missstand sind im
Gleichstellungsausschuss und im Sozialausschuss
oft und lange diskutiert worden, ohne praktische Er-
gebnisse, die die betroffenen Männer wirklich brau-
chen könnten. Dass dies auch anders geht, zeigt
sich diese Woche, die Woche der Männergesund-
heit ist. Es zeigte sich in Düsseldorf, als dort die
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erste Männerschutzwohnung in Betrieb ging. Und
ich verrate Ihnen kein Geheimnis, meine Damen
und Herren, es war nicht Rot-Rot-Grün, die dieses
Projekt zum Laufen gebracht haben. Die zuständi-
ge Ministerin bemerkte übrigens der Presse gegen-
über, dass in diesen Männerschutzwohnungen
auch gern in homosexuellen Partnerschaften von
Gewalt betroffene Männer Unterschlupf suchen.
Insgesamt zeigt sich bei der Betrachtung des kom-
plexen Themas „Gewalt in den Beziehungen, in Fa-
milien, im sozialen Nahraum“ eine starke Ideologie-
lastigkeit bei öffentlicher Betrachtung des Problem-
kreises. Die immer und immer wieder vorgebrachte
Phrase zum Thema „Ja, aber am Ende sind doch
die Männer überwiegend die Täter“ ist in unseren
Augen der Behandlung des Problems weder dien-
lich, noch findet sich am Ende für die Betroffenen
eine in Beziehungen, in Familien wirklich tragfähige
und zukunftsweisende Lösung. Daher fordern wir
als AfD-Fraktion eine komplexe Betrachtung des
Themas „Gewalt in sozialen Nahbeziehungen“, An-
gebote für alle Opfer, völlig unabhängig von ihren
gelebten sexuellen Identitäten, auskömmliche und
langfristig planbare Finanzierung von Gewalt-
schutzangeboten, vor allem ein fundiertes und auf
Langfristigkeit angelegtes Präventionskonzept, das
alle Beteiligten dieser gewaltaffinen Beziehungsge-
flechte in den Blick nimmt und ihnen Angebote
macht, die es ihnen ermöglichen, langfristig aus
diesen Spiralen von Gewalt auch auszusteigen.
Und wir fordern eine völlig ideologiefreie Behand-
lung dieser Materie. Ich danke Ihnen. 

(Beifall AfD)

Präsidentin Keller:
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Gibt
es weitere Wortmeldungen? Frau Abgeordnete
Stange, bitte schön. 

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
hier im Saal oder am Livestream! Das Thema „Nein
zu Gewalt an Frauen“, welches wir in den zurücklie-
genden Jahren ganz oft hier besprochen haben, ist
ein Thema, was man nicht nur zu einer Aktuellen
Stunde in 5 Minuten abhandeln darf, sondern es ist
ein Thema, was eigentlich 365 Tage im Jahr immer
wieder präsent ist, und es sollte auch überall prä-
sent sein. An der Stelle will ich Frau Herold gern wi-
dersprechen, die davon sprach, es sei eine Phrase,
dass sozusagen die Frauen ja immer die Opfer von
Männern werden, und es seien immer die bösen
Männer. Nein, es ist eine Tatsache, die statistisch
bewiesen ist, und es ist Verleugnung, Frau Herold,
wenn Sie das hier so sagen, aller Frauen, die tag-

täglich Opfer von Gewalt durch ihre Männer, durch
ihr nahes Umfeld werden. Das will ich an der Stelle
noch einmal sehr deutlich formulieren. 

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben als Linke und als Koalition in den zurück-
liegenden Jahren immer gefordert, dass Frauen-
schutz ganz vorn in der politischen Arbeit der Lan-
desregierung steht. An der Forderung halte ich
auch als gleichstellungspolitische Sprecherin fest.
Ja, die Istanbul-Konvention ist wichtig und muss
umgesetzt werden. Auf dem Weg zur Umsetzung
der Istanbul-Konvention haben wir noch eine Viel-
zahl von kleinen und großen Schritten hier im Land
und in Thüringen zu bewältigen. 

Ich sage heute auch ganz bewusst an der Stelle
Danke an die vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in den Hilfestrukturen, die nicht nur in den vier
zurückliegenden Monaten der Corona-Zeit, sondern
auch in den zurückliegenden Jahren alles daran ge-
setzt haben, um das Thema „Gewalt gegen Frauen“
immer im Mittelpunkt der politischen Situation zu
halten, und die vor allem Frauen mit den unter-
schiedlichsten Hilfebedarfen geholfen haben, egal
ob das in den Frauenhäusern war, egal ob das in
den Familienzentren oder in den Interventionsstel-
len war.

Wie bereits formuliert, ist es richtig, dass Deutsch-
land diese Istanbul-Konvention ratifiziert hat und
dass wir sie jetzt umsetzen müssen. Ich finde es
mittlerweile unerträglich, wenn sich so manche
Thüringer Kommune in den letzten Jahren aus ihrer
Pflicht, aus ihrer Verantwortung gestohlen hat und
sich einfach aufgrund von finanziellen Schwierigkei-
ten oder weil es vielleicht unangenehm war, dieses
Themas entledigt hat und zum Beispiel Frauenhäu-
ser geschlossen und auf größere Städte gezeigt
hat, dass dort die Versorgung mit Schutzwohnun-
gen durchgeführt werden kann. Das ist unerträglich
und das müssen wir auch in Umsetzung der Istan-
bul-Konvention ändern. 

Heute sind bereits die Zahlen genannt worden, die
wir brauchten, um die Istanbul-Konvention mit mehr
Plätzen mit Leben zu erfüllen. Da brauchen wir na-
türlich auch finanziellen Background. Auf der Seite
der demokratischen Fraktionen habe ich rausgehört
und kann nur hoffen, dass wir in einer Haushaltsbe-
ratung 2021 an der Stelle keine Kürzungen hinneh-
men, egal ob das bei der Finanzierung von Inter-
ventionsstellen ist, egal ob das bei der Finanzie-
rung von Frauenhäusern oder bei anderen Bera-
tungsstellen ist. Hier braucht es eigentlich ein Mehr
an Geld und nicht ein Weniger.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das will ich für
meine Fraktion Die Linke noch mal ausführlich mit
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auf den Weg geben: Ja, wir brauchen mehr Schutz-
wohnungen. Da geht es nicht darum, dass wir
schauen, wie Plätze ausgelastet sind, sondern die
letzten Monate haben uns gezeigt, wir brauchen ei-
ne Wohnung für eine Frau mit ihren Kindern, sie
müssen untereinander getrennt sein, damit man in
solchen Corona-Situationen auch wirklich Abstand
halten und diesen gewährleisten kann. Wir brau-
chen die Barrierefreiheit. Das hat der Kollege Worm
von der CDU auch noch mal erwähnt. Es gibt in
Thüringen nicht ein einziges Frauenhaus, was der
Norm der Barrierefreiheit entspricht. Hier braucht es
unbedingt Änderungen. Wir brauchen die Möglich-
keit, dass wir Beratungen anbieten können. Die
müssen gut finanziert werden. Ich habe von den In-
terventionsstellen gesprochen, die gut personell
ausgestattet werden. Ich habe davon gesprochen,
dass der Maßnahmenplan endlich weiter fortge-
schrieben werden muss oder die Koordinierungs-
stelle endlich wieder mit Leben gefüllt wird.

Ein Letztes – darauf freue ich mich sehr –: Eine
starke Unterstützung und Hilfe wird sicher eine
Gleichstellungsbeauftragte sein, die wir in den
nächsten Wochen hier wieder haben werden. Die
wird sich mit ganzer Kraft diesem Thema widmen.
Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Keller:
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen aus den
Reihen der Abgeordneten vor. Für die Landesregie-
rung hat Frau Ministerin Werner um das Wort gebe-
ten. 

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, zunächst möchte ich
mich auch sehr herzlich für die Anmeldung dieser
Aktuellen Stunde bedanken. Ich denke, die Themen
„Gewalt gegen Frauen ist in der Regel männlich“
und „Die Istanbul-Konvention endlich umsetzen“
bewegen uns gemeinsam und waren auch schon
mal Thema in einer Aktuellen Stunde im März die-
ses Jahres. Dass dieses Thema erneut aufgegriffen
wird, ist für mich als Ministerin natürlich wichtig und
notwendig. Das ist die notwendige Unterstützung,
die wir brauchen, um die Maßnahmen hier auf Lan-
desebene auch umsetzen zu können, und das
macht natürlich auch Mut. Und Mut macht auch,
denke ich, zu sehen, gerade jetzt in Zeiten der Pan-
demie, dass es doch eine größere Sensibilisierung
für das Thema gibt. Wir haben das gemerkt unter

anderem in Kleinen Anfragen, die hier vermehrt ge-
stellt wurden, in Diskussionen, die wir hier im Land-
tag in Ausschüssen geführt haben, in den Diskus-
sionen im Plenum. Aber wir haben es auch ge-
merkt, indem das Thema „Häusliche Gewalt“ auch
in den Medien viel öfter diskutiert wurde. Es hatte
eine größere Aufmerksamkeit und es wurde auch
immer wieder nachgefragt: Sind eigentlich die Zah-
len, die wir aktuell haben, tatsächlich auch die, die
der Realität entsprechen?

Ich habe im Ausschuss beispielsweise auch über
das neue Format gesprochen, das wir gemeinsam
mit den Apotheken gefunden haben, um hier ganz
niedrigschwellig Frauen zu erreichen, um zu zei-
gen, wo es Hilfesysteme gibt. Also hier ist vieles
entstanden, hat sich vieles entwickelt und es gilt,
natürlich hier die Sensibilisierung nicht nur weiter
aufrechtzuerhalten, sondern an den Maßnahmen
tatsächlich auch zu arbeiten.

Der Antrag, der heute hier zur Diskussion gestellt
wird, zielt besonders auf den Schutz von Frauen
und Kindern, die von Gewalt betroffen sind. 

Ich möchte aber gern trotzdem noch mal etwas vo-
ranstellen: Wenn wir über Strukturen reden, dann
geht es nicht nur um Strukturen, die am Ende den
Frauen Schutz geben sollen, es geht auch um
strukturelle Ursachen, die hier in der Gesellschaft
liegen und denen wir uns auch präventiv zuwenden
müssen. Also es geht darum, die strukturellen Ur-
sachen von Gewalt zu bekämpfen, die zum Teil na-
türlich in traditionellen Rollenbildern liegen, die sich
in struktureller Ungleichheit wiederfinden. Es liegt
auch daran, dass die Gesellschaft Gewalt zum Teil
auch toleriert oder zumindest nicht begünstigt, dass
hier Hilfe geschieht. Das sind dann solche Aussa-
gen, wie sie vorhin auch schon mal Frau Klisch –
glaube ich – genannt hat, dass dann gesagt wird:
Na ja, die Frau hätte doch provoziert. Oder wenn es
um Gewalt gegen Kinder geht, dass Eltern sagen:
So ein kleiner Klaps hat doch noch nie jemandem
geschadet. Oder wenn Gewalt zur Privatangelegen-
heit erklärt wird. Das geht natürlich nicht. Die Ge-
sellschaft darf Gewalt nicht tolerieren und muss
dem immer etwas entgegensetzen.

Wir müssen auch schauen, dass wir die Hürden für
Hilfsangebote senken müssen, und wir müssen na-
türlich auch auf Menschen schauen, die besonders
gefährdet sind. Das sind oft Menschen mit Behinde-
rungen, also auch Frauen mit Behinderungen. Es
sind Migrantinnen, es sind Sexarbeiterinnen, aber
es sind natürlich auch Männer, die Opfer von Ge-
walt werden. Und, Frau Herold, es sind dann insbe-
sondere Söhne, die Gewalt gegen ihre Väter aus-
üben. Hier braucht es natürlich auch entsprechende
Angebote. Wir haben das Projekt A4 und die Erfah-
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rungen, die Evaluierung aus dem Projekt A4 zei-
gen: Es braucht vor allem adäquate Beratungsan-
gebote für die Männer. Es braucht hier ganz be-
stimmte Unterstützungssysteme und es ist eben
nicht die Gewaltschutzwohnung, die sich hier von
den Männern gewünscht wird, sondern andere Hil-
fen, die wir versuchen, über das Projekt A4 auch zu
schaffen.

All diese Dinge, die ich jetzt benannt habe, finden
sich natürlich auch in der Istanbul-Konvention. Frau
Herold, auch an dieser Stelle würde ich Ihnen ein-
fach raten, sich noch mal die Ziele und die Vorga-
ben der Istanbul-Konvention anzuschauen. Da geht
es eben darum, dass Maßnahmen entwickelt wer-
den zum Schutz der Rechte der Opfer, und zwar
ohne Diskriminierung, das heißt ohne Diskriminie-
rung wegen des biologischen oder sozialen Ge-
schlechts, der Hautfarbe, der Sprache, der Religi-
on, der Anschauungen oder Ähnliches. Also hier
gibt es sozusagen einen umfassenden Auftrag
durch die Istanbul-Konvention.

Der Auftrag durch die Istanbul-Konvention ist ein
umfassender. Das heißt, es sind Maßnahmen in al-
len Bereichen zu treffen, also im Bereich der Prä-
vention bei Unterstützungsangeboten, aber natür-
lich auch im Straf-, Zivil- und im Ausländerrecht.
Dazu braucht es ein koordiniertes Vorgehen und
das ist eben nicht mehr Bürokratie, wie das auch
hier diffamierend dargestellt wurde, sondern es
geht um handfeste Unterstützung. Es braucht auf
vielen Ebenen neue Ansätze. Es geht um Vernet-
zungsstrukturen, um Bestandsaufnahmen, um die
Erarbeitung von Maßnahmenplänen, um Umset-
zung und Controlling usw., um die entsprechende
Koordinierung im Bereich der Istanbul-Konvention.
Da wartet sehr viel Arbeit auf uns.

An der Stelle möchte ich mich bei Herrn Worm be-
danken, der sich sehr intensiv mit den Themen be-
schäftigt hat, auch mit dem Maßnahmenplan zur
Verhinderung häuslicher Gewalt. Dieser muss jetzt
finanziell und personell untersetzt werden. Da freue
ich mich auf die Unterstützung der CDU-Fraktion
dazu im Landtag.

Ich habe es schon gesagt: Der Antrag hat sich vor
allem mit Schutzeinrichtungen beschäftigt. Das ist
ein Problem, das in den letzten Wochen oft bespro-
chen wurde. Es wurde hier schon gesagt, dass Ge-
waltschutzwohnungen weniger in Anspruch genom-
men wurden. Es gab auch weniger Nachfragen an
persönlicher Beratung. Wir sind uns einig, dass das
natürlich daran lag, dass die Frauen oder die Be-
troffenen oft gar nicht den Weg zu den Beratungs-
und Unterstützungsangeboten finden konnten. Der
Rückgang, den wir in der Zeit der Pandemie beob-
achten konnten, ist inzwischen eben kein Rückgang

mehr. Die Polizei nimmt an der Stelle ein sich erhö-
hendes Einsatz- und Anzeigenaufkommen wahr.

Wir haben verschiedene Anfragen – die sowohl von
Frau Stange als auch von Frau Astrid Rothe-Bein-
lich gestellt wurden – zum Anlass genommen,
nachzufragen, wie die Situation in den Frauenhäu-
sern und in Frauenschutzwohnungen ist. Es wurde
uns hier bestätigt, dass es einen Anstieg bei den
Aufnahmen in den Schutzeinrichtungen gibt. Es
wurde uns aber auch gesagt – das ist die Diskre-
panz oder das Dilemma, in dem wir uns befinden –,
dass zum Teil von den Kommunen selbst und von
den Frauenschutzhäusern kein erhöhter Bedarf an
Plätzen wahrgenommen und angemeldet wird. Es
sind nur drei Kommunen, die sagen, sie brauchen
einen Ausbau ihrer Kapazitäten. 

Nun wissen wir, wir haben auf der einen Seite die
Zahlen, die uns die Istanbul-Konvention ans Herz
legt, umzusetzen, auf der anderen Seite die Ansät-
ze, die Bedarfe, die uns aus den Kommunen ge-
meldet werden. Ich glaube, dass hier ganz deutlich
wird, dass wir dazu eine sehr intensive Diskussion
brauchen, 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dass wir darlegen müssen, welche Bedarfe es gibt
und die Kommunen dabei unterstützen, erhöhte An-
sprüche zu stellen und mehr Kapazitäten einzufor-
dern. Das möchte ich wirklich ans Herz legen, es
gibt das Bundesinvestitionsprogramm durch den
Bund, der es ermöglicht, Frauenschutzeinrich-
tungen auszubauen. Ich appelliere an die Kommu-
nen, aber auch an die Träger, sich noch mal damit
auseinanderzusetzen und sich an das Land und an
die Landesregierung zu wenden und gemeinsam
diese Bedarfe abzustimmen und das auf Bundes-
ebene einzubringen.

Dass das wichtig ist und dass das wahrgenommen
wird, dass wir ein größeres Netz von Frauenhaus-
plätzen usw. brauchen, hat jetzt der Runde Tisch
auf Bundesebene, der seit zwei Jahren, glaube ich,
nun unterwegs ist, durch eine Sache noch mal un-
tersetzt, die mir auch besonders wichtig ist. Wir ha-
ben seit einigen Jahren immer wieder eingebracht,
dass es bundesgesetzliche Regelungen braucht,
was den Bedarf an Frauenschutzeinrichtungen an-
geht. Ich habe mich persönlich auf der Konferenz
der Frauen- und Gleichstellungsminister dafür ein-
gesetzt, dass wir einen bundesgesetzlichen
Rechtsanspruch und damit auch einheitliche Rah-
menbedingungen brauchen, weil es nicht von einer
finanziellen Situation der Kommunen oder des Lan-
des abhängig sein kann, ob es entsprechende Ka-
pazitäten gibt. Es müssen bundeseinheitliche Rah-
menbedingungen gestellt werden, die einen gleich-
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mäßigen Zugang oder einen möglichen Zugang für
alle von Gewalt betroffenen Menschen ermögli-
chen. Der Runde Tisch auf Bundesebene will dazu
jetzt Eckpunkte vorlegen, die gemeinsam aufge-
stellt und diskutiert werden sollen. Ich begrüße das
ausdrücklich. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden uns als Land Thüringen beteiligen, um
das zu einem guten Abschluss zu bringen. Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Keller:
Vielen Dank. Ich kann keine weiteren Wortmeldun-
gen erkennen. Dann darf ich an der Stelle Punkt b)
der Aktuellen Stunde beenden. Wir treten jetzt in
die Hygienepause ein. Da hier die Sitzungsleitung
auch wechselt, gestatten Sie mir vielleicht, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, einen Hinweis: Ich
möchte mich sehr herzlich bei Ihnen bedanken, weil
ich denke, dass es nicht einfach ist, zum einen im-
mer an die Mund-Nasen-Bedeckung zu denken und
dann die Verwendung auch so auszuüben. Ich
glaube, das funktioniert ganz gut. Vielleicht können
Sie die Gelegenheit der Pause nutzen, doch da-
rüber nachzudenken, ob die eine oder andere
Mund-Nasen-Bedeckung nicht doch gegen unsere
Geschäftsordnung verstößt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben dafür hier auch andere Masken bereitge-
legt, von denen Sie gern Gebrauch machen kön-
nen. Vielen herzlichen Dank. Wir sehen uns hier
um 16.10 Uhr wieder.

Vizepräsident Bergner:
Wir fahren fort in der Aktuellen Stunde, und zwar
mit dem dritten Teil

c) auf Antrag der Fraktion der
CDU zum Thema: „Verschär-
fungsmaßnahmen gegenüber
Motorradfahrern stoppen –
pauschale Diskriminierung
Thüringer Motorradfahrer ver-
hindern“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/947 - 

Das Wort für die CDU-Fraktion hat Abgeordneter
Malsch.

(Beifall CDU)

Abgeordneter Malsch, CDU:
Werter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Besucher des Livestreams, liebe Motor-
radfahrerinnen und Motorradfahrer! Eigentlich
müsste ich zu unserer Aktuellen Stunde hier in Mo-
torradklamotten erscheinen, aber ich habe mich da-
zu entschieden, die leider nicht vorhandene Klei-
derordnung in diesem Hohen Haus zu wahren und
so vor Sie zu treten.

(Beifall DIE LINKE, CDU)

Vizepräsident Bergner:
Dafür sind wir Ihnen dankbar, Herr Kollege.

(Heiterkeit CDU)

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Wir
hätten dann kein Spuckschutzproblem mit
Helm!)

Abgeordneter Malsch, CDU:
Wir sind in bewegten Zeiten, was das Thema „Mo-
torradfahren“ angeht. Ich komme aus einem luthe-
risch geprägten Teil Thüringens und habe mir ge-
dacht, wir „schauen mal den Leuten aufs Maul.“ Ich
habe die Mitglieder einer Motorradgruppe, die ich
letzte Woche getroffen habe, gefragt, was sie von
dem halten, was gerade um sie herum passiert. Da
war der erste Satz: Typisch Politik – wir nehmen
erst einmal alle in Generalverdacht, ohne uns um
die Probleme zu kümmern, die vielleicht tatsächlich
da sind. Ich glaube, jeder von Ihnen kennt jeman-
den, der Motorrad fährt oder hat ein Motorrad. Von
daher ist es ein breites Thema, was auch die Öf-
fentlichkeit interessiert, deswegen auch unsere Ak-
tuelle Stunde. Ich weiß aber auch um die Sorgen,
die jeder kennt: Wenn er nämlich mal irgendwo sitzt
und hört ein lautes Motorrad, sagt er, „Muss denn
das jetzt eigentlich sein, dass man das jetzt hört?“ –
das eine – und die anderen, die dann tagsüber vor-
beifahren, hört man nicht, weil da die Geräuschvor-
schriften eingehalten werden.

Nordrhein-Westfalen hat sich zum Ziel gesetzt, da
mal genauer hinzuschauen, den Motorradlärm zu
reduzieren und die Kontrollen darüber strenger zu
machen. Das ist vollkommen in Ordnung. Allerdings
ist das, was dann damit passiert ist – nämlich gleich
der Ruf nach Verboten – an der Stelle eine Stilblü-
te, die wir uns, glaube ich, genauer ansehen müs-
sen. Ich sage immer – wenn man früher nicht ge-
wusst hatte –, wenn ich nicht weiter weiß, bilde ich
einen Arbeitskreis; so ist ja letztendlich der Fachjar-
gon. Deswegen hat es mich schon gewundert, dass
der Bundesrat eine Initiative beschlossen hat, die
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Bundesregierung mit entsprechenden Regulierun-
gen zu beauftragen.

Ich sage immer, Verbote sind das letzte Mittel und
wir müssen uns ordnungsgemäß verhalten, und da,
wo nicht ordnungsgemäß gehandelt wird, auch be-
strafen. Aber wir müssen die Leute mitnehmen und
nicht ausgrenzen und vor allem nicht diskriminie-
ren.

(Beifall CDU)

Daher auch, liebe Frau Staatssekretärin Karawans-
kij – das Abstimmungsverhalten, was Sie für Thü-
ringen gemacht haben –, hätten Sie lieber mal nach
Sachsen und Sachsen-Anhalt geguckt, die haben
sich enthalten und Thüringen hat natürlich mitge-
macht und gesagt: Hier muss Verschärfung eintre-
ten.

Ich kann Ihnen nur empfehlen: Gucken Sie mal auf
die Tour, die wir nächste Woche machen zu den
Schlössern in Thüringen, wo wir diese Residenzen
besuchen. Und ich kann Ihnen sagen: Die errei-
chen Sie nicht, wenn Sie mit dem ICE an einem
Halt in Eisenach halten und dann nicht wissen, wie
Sie weiterkommen, sondern Thüringen ist kleintei-
lig, Thüringen hat einen hohen Bestand an histori-
schem Kulturgut. Und das kann man auch mit dem
Motorrad erreichen.

(Beifall CDU)

Selbst die TTG bietet an der Stelle Motorradtouren
an. Ich weiß gar nicht, wo der Aufschrei herkommt,
das zu verbieten. Wir sitzen heute hier im Auftrag
und für das Land Thüringen, sie sind draußen und
arbeiten und freuen sich aufs Wochenende, damit
sie ihrem Hobby nachgehen können. Und genauso
muss das auch bleiben.

(Beifall CDU)

Denn wir sprechen hier nicht von irgendjemandem
und irgendwelchen Hobbys, wir sprechen von
100.000 Motorradinhabern in Thüringen und von
4 Millionen Motorradinhabern im Bund. Wenn man
jetzt noch davon ausgeht, wer eigentlich schon Mo-
torrad fahren kann und wer es vielleicht nicht mehr
kann, dann behaupte ich an der Stelle, dass jeder
zehnte Thüringer ein Motorrad hat. Und deswegen
ist es auch eine breite Diskussion wert, zumal die
Fahrzeuge zu 25 Prozent auch älter als 30 Jahre
sind. 

Ich kann an der Stelle nur sagen: Nehmen Sie bei
den Themen die Leute mit und holen Sie nicht im-
mer gleich die große Keule raus! Wir sagen: Diskri-
minierungen dürfen hier nicht sein. Und zu sämtli-
chen Feiertagen wird ja auch unsere Nationalhym-
ne gesungen, da steht „Einigkeit und Recht und

Freiheit“ drin. Und genau diese Freiheit sollten wir
uns auch behalten, denn es gehört auch dazu, sich
in Thüringen und bundesweit und europaweit zu
bewegen.

Und wenn wir mal auf die Höhenlagen des Thürin-
ger Walds schauen, wer da zu Feiertagen tatsäch-
lich auch vor Ort ist, das sind viele geführte Motor-
radtouren, die nicht die Raser sind, sondern die
Wirtschaft ankurbeln, die auch mehrtägig hierblei-
ben, genau das, was wir eigentlich wollen, nämlich
mehr Übernachtungen und Umsätze.

Ich kann an der Stelle nur sagen: Freie Fahrt für
freie Bürger, das muss der Leitspruch bei der Dis-
kussion bleiben.

(Beifall CDU, FDP)

Und wir sollten nicht anfangen zu diskriminieren,
auszugrenzen, sondern uns um das Problem küm-
mern, und das bitte mit Fachleuten und nicht von
der politischen Einseitigkeit. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege. Das Wort hat jetzt für
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Abgeord-
nete Wahl.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich muss sagen, ich finde den
Untertitel Ihrer Aktuellen Stunde ein bisschen
schwierig. Sie reden von einer pauschalen Diskrimi-
nierung von Motorradfahrenden. Aktuell wird ja das
Thema „Rassismus“ stark diskutiert. Wir hatten es
vorher schon von Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts. Heute ist der 17. Juni, da finde ich das
Opfern von Diskriminierung gegenüber schon ein
bisschen verhöhnend, das jetzt so zu beziffern.
Man könnte jetzt natürlich auch sagen, der Begriff
ist im Sinne der Unterscheidung gemeint. Aber
dann ergibt der Titel aus meiner Sicht keinen Sinn
mehr, weil die neue Regelung bundesweit gelten
würde und damit eben genau keine Ungleichbe-
handlung allein von Thüringer Motorradfahrenden
gegeben ist. Wie Sie schon ganz richtig schreiben,
wurde der Antrag außerdem am 15. Mai bereits be-
schlossen. Die Entschließung wurde der Bundesre-
gierung zugeleitet. Diese entscheidet nun, was sie
damit macht. Das heißt, wir in Thüringen haben ei-
gentlich nicht mehr viel zu sagen. Deswegen
verstehe ich nicht ganz, was Sie damit erreichen
wollen und ob es nicht sinnvoller wäre, wenn Sie
nicht einfach mit Ihren Kollegen und Kolleginnen in
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der Bundesregierung sprechen, was Sie genau an
diesem Antrag stört. 

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: Wer hat
denn die Hand im Bundesrat gehoben?)

Ja, aber wir entscheiden das jetzt im Landtag nicht
mehr.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Und
zu Recht!)

Grundsätzlich muss man ja sagen, der Antrag
kommt tatsächlich aus NRW und Baden-Württem-
berg. In Baden-Württemberg sind ja unsere Fraktio-
nen gemeinsam an der Regierung. Deswegen wa-
ren Sie da grundsätzlich mit beteiligt. Ich muss sa-
gen, die grundsätzliche Intention des Antrags ist
schon durchaus berechtigt, nämlich das Thema
„Motorradlärm und dessen wirksame Minderung
und Kontrolle“. 

Und vielleicht noch ein paar Fakten zum Motorrad-
lärm allgemein, denn Studien zeigen immer wieder,
dauerhafter Lärm ist nicht nur belästigend, sondern
wirkt sich schädlich auf die Gesundheit aus und
macht krank. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Viele Bürger/-innen fühlen sich durch Straßenver-
kehrslärm belästigt. Als besonders störend werden
einzelne Fahrzeuge empfunden, die aufgrund ihrer
Konstruktion sehr laut sind. Dazu gehören insbe-
sondere Motorräder, die über einen speziellen
Klangcharakter verfügen. Das sage nicht ich, son-
dern bestimmte Umweltgutachten. Also gibt es defi-
nitiv Handlungsbedarf, diese Lärmproblematik an-
zugehen. Und die Bundesratsinitiative aus Baden-
Württemberg und NRW greift das eben an vielen
Stellen auf. Es geht zum Beispiel um eine Begren-
zung der Geräuschemissionen in allen Fahrzustän-
den, die sogenannten Real Driving Sound Emissi-
ons, auf einen Grenzwert von maximal 80 Dezibel
für alle Neufahrzeuge. Und im Bereich 80 Dezibel
liegen ungefähr Rasenmäher. Lärm in dieser Laut-
stärke kann bereits zu gesundheitlichen Langzeit-
schäden führen. Auch geht es darum, zum Beispiel
Initiativen wie „Silent Rider“ zu unterstützen. Durch
eine bundesweite Kampagne sollten hier beispiels-
weise in Anlehnung an die Rettungsgassen-Kam-
pagne die Motorradfahrenden für eine angemesse-
ne Fahrweise sensibilisiert werden. Ich hätte mir
gewünscht, dass wir uns mit diesen sehr vielfältigen
Maßnahmen für mehr Lärmschutz tiefgreifender
auseinandergesetzt hätten, stattdessen reden Sie
von einem drohenden Sonntagsfahrverbot, was in
dieser Pauschalität überhaupt nicht droht.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Das steht
doch aber in dem Antrag!)

Wenn man sich diesen Beschlusspunkt einmal an-
schaut, dann steht da: „Der Bundesrat sieht drin-
genden Handlungsbedarf, für besondere Konfliktfäl-
le Geschwindigkeitsbeschränkungen und zeitlich
beschränkte Verkehrsverbote an Sonn- und Feier-
tagen aus Gründen des Lärmschutzes zu ermögli-
chen.“ Es geht also einzig nur um Sonderrege-
lungen, die Kommunen in bestimmten Ausnahme-
fällen erlassen sollen dürfen. Und nirgendwo wird
von einem Allgemeinverbot von Motorradfahrenden
an Sonntagen gesprochen. Und es wäre tatsächlich
auch aus meiner Sicht nämlich nicht verhältnismä-
ßig und daher durchaus abzulehnen. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Allerdings finde ich es diskutierwürdig, die Güterab-
wägung von zwei sehr berechtigten Interessen,
nämlich einerseits Lärmschutz und andererseits im
weitestgehenden Sinne Bewegungsfreiheit, als Kol-
lektivstrafe hinzustellen. Auch hier wird eine scharf-
machende Rhetorik von Ihnen bedient, die mich
stark an die Auseinandersetzung damals um Si-
cherheitsgurte erinnert. Das ist heute eine allge-
mein akzeptierte Maßnahme und damals wurde so-
zusagen fast das Ende der Freiheit damit heraufbe-
schworen. Deswegen würde ich mir wünschen,
dass wir das ganze Thema sachlich diskutieren. Da
können wir auch zum Thema „Lärmschutz“, glaube
ich, viele sinnvolle Sachen und Gemeinsamkeiten
herausarbeiten, aber nicht so, wie es jetzt gesche-
hen ist. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Das Wort hat dann
im Anschluss für die FDP-Fraktion Abgeordneter
Montag.

Abgeordneter Montag, FDP:
Sehr verehrter Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, ich bin der CDU-Fraktion sehr, sehr dankbar,
dass sie dieses Thema zu einer Aktuellen Stunde
gemacht hat.

(Beifall CDU, FDP)

Ich nehme das einfach mal als Auftakt zu der dann
später folgenden fachlichen Debatte zu unserem
FDP-Antrag, der sich aber natürlich nicht nur hier in
5 Minuten mit der Frage der pauschalen Fahrverbo-
te oder eines Sonntagsfahrverbots für Bikerinnen
und Biker beschäftigt, sondern auch mit Sicher-
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heitsaspekten. Ich freue mich also auf den fachli-
chen Austausch hier im Plenum.

Ein bisschen verwundert zeige ich mich schon,
auch wenn wir uns natürlich im Grunde einig sind,

(Beifall CDU, FDP)

denn der Grundantrag von NRW war ein vernünfti-
ger Antrag. Verschlimmbessert wurde er durch Ba-
den-Württemberg. Dort hat wieder der berühmt-be-
rüchtigte baden-württembergische Verkehrsminister
Winfried Hermann von Bündnis 90/Die Grünen sein
Unwesen getrieben und

(Beifall CDU, FDP)

hier Verschärfungen vorgeschlagen wie ein Sonn-
tagsfahrverbot, generelle Geschwindigkeitsbe-
schränkungen, die Durchsetzung alternativer An-
triebssysteme, erweiterte Identifizierungsmöglich-
keiten und Halterhaftung sowie verpflichtende Fahr-
tenbuchauflage.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Das
gibt es doch jetzt schon!)

Ich muss nicht sagen, wer der Koalitionspartner ist.
Dennoch bleibt ja Hoffnung, denn der Debattenbei-
trag der Kollegin Wahl zeigt, glaube ich, dass eine
schwarz-grüne oder grün-schwarze Regierung hier
– jedenfalls für Thüringen – noch nicht zu befürch-
ten steht.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf aus dem Hause: Man weiß nie!)

Man weiß nie – das kennen wir ja in Thüringen.

Dennoch, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, sind wir uns, lieber Marcus Malsch, natürlich
vollkommen einig: Wer Menschen pauschal diskri-
miniert, hat nicht verstanden, dass es gesetzliche
Regelungen gibt, die für alle einzuhalten sind. Er
hat auch nicht verstanden, dass unsere Polizei da-
zu angehalten ist, die Einhaltung auch zu kontrollie-
ren, damit derjenige, der seine Freiheit dazu nutzt,
bestehende Regelungen zu überschreiten, auch
seine Verantwortung wahrnehmen muss. Dann wird
eben entweder das Fahrzeug stillgelegt, er muss
Geld bezahlen oder kassiert Punkte usw. Wir haben
also ein Sanktionssystem für schwarze Schafe, wir
brauchen keine pauschale Verurteilung.

(Beifall CDU, FDP)

Der Ansatz von uns Freien Demokraten ist und war
es also, bestehende Regelungen konsequent um-
zusetzen, statt permanent neue Gesetze und Ver-
ordnungen zu produzieren. Die geltenden Gesetze
reichen aus unserer Sicht nämlich vollkommen aus,
um den Problemen Rechnung zu tragen.

Aber, liebe Kollegen der CDU, statt hier nur warme
Worte für die Motorradfahrer zu verwenden, rufe ich
uns alle dazu auf, unserem inhaltlichen Antrag in
TOP 19 dann am Ende auch zuzustimmen und da-
mit wirklich etwas für die Betroffenen zu unterneh-
men. Ich bin mir ganz sicher: So, wie wir bei die-
sem Tagesordnungspunkt einig sind, so sind wir
das auch bei TOP 19. Ich freue mich auf die Debat-
te. Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Montag. Das Wort hat für
die Fraktion Die Linke Frau Dr. Lukin.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete, ich möchte mich ganz herzlich für die Ak-
tuelle Stunde zu einem Verkehrsthema bedanken,
aber musste es ausgerechnet dieses sein? Wenn
man die Überschrift und die Begründung der Aktu-
ellen Stunde durch die CDU liest, erhebt sich der
begründete Verdacht, dass zumindest Kollege
Malsch die entsprechende Entschließung des Bun-
desrats 125/20, die übrigens mit großer Mehrheit
auch von CDU-regierten Ländern unterstützt wurde,
nicht gelesen hat. Die Bundesratsinitiative beab-
sichtigt nämlich konkrete Maßnahmen zur wirksa-
men Minderung und Kontrolle von Motorradlärm.
Wir wissen es genau: Das Anliegen ist ein wichti-
ges, denn mittlerweile klagen mehr als 76 Prozent
der Bürgerinnen und Bürger über die zunehmende
Belästigung durch Straßenlärm – klar, nicht nur
durch Motorräder, aber dieser ist ein Teil davon.

Außerdem beabsichtigt diese Beschlussvorlage 
und Entschließung die Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit. So wird die Bundesregierung gebeten, 
eine Verschärfung der Grenzwerte für Neuzulas-
sungen vorzunehmen, die Begrenzung der Ge-
räuschemissionen in realen Fahrtzuständen zu mes-
sen, die Verschärfung der Strafen bei Manipulation, 
die Förderung alternativer Antriebe und die Diskus-
sion zur Halterhaftung und die bessere Fahreriden-
tifizierung bei Verstößen auf die Tagesordnung zu 
setzen. Und was machen Sie daraus? Schon die 
Überschrift ist putzig: Verschärfungsmaßnahmen 
gegenüber Motorradfahrern stoppen – pauschale 
Diskriminierung Thüringer Motorradfahrer verhin-
dern.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Ist vollkom-
men richtig so!)

Beabsichtigt sind ganz konkrete Maßnahmen und
das Vorgehen gegen Gesetzesverstöße. Also im
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Ernst, wenn Sie die Einhaltung von Lärmgrenzwer-
ten, die Einhaltung von Regeln im Straßenverkehr,
die Ermittlung und Bestrafung von Verantwortlichen
für Geschwindigkeitsüberschreitung als pauschale
Diskriminierung auffassen, dann habe ich ein Pro-
blem mit Ihrem Rechtsverständnis.

(Beifall DIE LINKE)

Was genau wollen Sie davon stoppen?

Weiterhin erschließt sich mir die pauschale Betrof-
fenheit Thüringer Motorradfahrer nicht. Sie sind
bundesweit weder als Raser noch als Lärmbolzen
aufgefallen und in der Entschließung wurde auch
nicht auf Thüringen eingegangen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt zu ihrer Begründung: Klar, NRW hat das ein-
gebracht. Aber, wie gesagt, eine große Mehrheit
der Länder hat das unterstützt. Es ging auch nicht
vordergründig um die von Ihnen behauptete Inte-
ressenharmonisierung von Anwohnern und Fah-
rern, sondern schlicht um die Verminderung von
Lärmbelästigung und die Ahndung von Gesetzes-
verstößen. Wieso behaupten Sie, dass die Rege-
lungen für Hersteller und die allgemeine Betriebser-
laubnis für Umbauten und deren Prüfung ausrei-
chend sind? Da ist Ihre Bundesregierung wesent-
lich weiter. Bereits seit 2018 steht auf der Tagesord-
nung, dass bei Prüfverfahren, bei denen die
Hersteller lediglich die zusätzlichen Bestimmungen
der Geräuschemission, gemessen im Bereich zwi-
schen 20 und 80 km/h, bestätigen sollen, die realen
Geräuschemissionen nicht mehr gemessen wer-
den. Also ich will nur sagen: Wenn der Bundesver-
band der Motorradfahrer e.V. selbst die Industrie
auffordert, freiwillig Motorräder zu produzieren, die
im realen Fahrbetrieb sozial verträglich leise sind,
dann sollten Sie Ihre Forderung wirklich überden-
ken.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist außerdem in dem Zusammenhang – das ist
jetzt ein bisschen weg vom Thema – vom Sprecher
des Industrieverbands der Motorradhersteller eine
Frechheit, zu behaupten, wir sehen die Hauptver-
antwortung beim Fahrer selbst. Es ist keine Art, die
Fahrer pauschal zu kritisieren, wenn die Industrie
und die Testverfahren legal mit technischen Maß-
nahmen, wie zum Beispiel elektronisch gesteuerten
Klappen im Auspuffsystem, den Lärmpegel erhö-
hen, und zwar bei bestimmten Kilometerzahlen.

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur daran
erinnern, dass auch die Autoindustrie mit Fragen zu
Tests und Manipulation von Abgaswerten unrühm-
lich erwähnt werden muss. Deshalb ist es genau

richtig, dass sich die BASt, das Umweltbundesamt
und das Kraftfahrzeugbundesamt mit diesen Test-
verfahren und den Verbesserungen bei der Herstel-
lung von Motorrädern, vor allen Dingen bei den
Kontrollen, beschäftigen müssen.

Zweitens: Wieso skandalisieren Sie die Möglichkeit
von zeitlich beschränkten Fahrverboten an Sonn-
und Feiertagen aus Gründen des Lärmschutzes?
Ich zitiere noch mal: Es sollen nur bei besonderen
Konfliktsituationen Geschwindigkeitsbegrenzungen
und zeitlich begrenzte Fahrverbote ermöglicht wer-
den, in Kurorten zum Beispiel. In jeder Gartenkolo-
nie ist in der Mittagszeit das Rasenmähen verbo-
ten. Auch das wird nicht als Diskriminierungstatbe-
stand seitens der CDU skandalisiert.

(Beifall DIE LINKE)

Mein Problem an der Stelle ist, dass die Diskussion
über die Halterhaftung aus Sicht der Unfallfor-
schung und Verkehrssicherheit ganz dringend not-
wendig ist. Nicht nur der Deutsche Verkehrssicher-
heitsrat, sondern auch verschiedene andere Gre-
mien beschäftigen sich damit. Sie können in die-
sem Zusammenhang Ihren Kollegen Walk mal be-
fragen, wie viel Kraft und Kapazitäten die Polizei
aufwenden muss, um Geschwindigkeitskontrollen
durchzuführen, und dann über 51 Prozent der Tem-
posünder nicht belangen kann, weil eben diese Hal-
terhaftung bzw. die Identifizierung ein Problem ist.

Vizepräsident Bergner:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit endet. 

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:
Im Übrigen: Bei Park- und Haltevergehen ist diese
Halterhaftung laut § 25a StVG bereits möglich. Au-
ßerdem: Das Fahrtenbuch kann auch schon jetzt
laut § 31a StVZO verfügt werden.

Vizepräsident Bergner:
Frau Kollegin, ihre Redezeit ist zu Ende. 

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:
Also bitte, die Aktuelle Stunde ist weder aktuell
noch neu. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Dr. Lukin. Das Wort hat jetzt für
die AfD-Fraktion Herr Dr. Lauerwald.
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Abgeordneter Dr. Lauerwald, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kollegen Abge-
ordnete und Zuhörer am Livestream! Ich bin beken-
nender Motorradfahrer seit meinem 16. Lebensjahr. 

(Beifall AfD)

Erst mit der MZ – und das war mein einziges Fort-
bewegungsmittel im real existierenden Sozialismus,
als man 17 Jahre auf einen Pkw warten musste.
Jetzt bin ich in der glücklichen Lage, mir eine
Yamaha leisten zu können, die auch gut und
schnell fährt. Und ich lebe immer noch. 

(Beifall AfD)

Ich fahre unfallfrei. Seit 30 Jahren habe ich auch ei-
nen Organspendeausweis immer bei mir. 

(Beifall CDU, FDP)

Das, was die CDU und auch die FDP hier betrei-
ben, grenzt schon ein wenig an Heuchelei, denn die
schwarz-gelbe Landesregierung aus Nordrhein-
Westfalen brachte am 10. März den Antrag zur
Kontrolle von Motorradlärm im Bundesrat ein. In
diesem Antrag werden pauschal, ohne Unterschie-
de zu machen, Grenzwerte von maximal 80 Dezibel
für neue Motorräder gefordert. In dem Beschluss,
dem auch die hiesige rot-rot-grüne Minderheitsre-
gierung zugestimmt hat, werden dann zusätzlich
Verkehrsverbote an Sonn- und Feiertagen gefor-
dert. 

Man muss es sich auf der Zunge zergehen lassen:
Die aus CDU und FDP bestehende Landesregie-
rung NRW setzt zusammen mit den Linken, der
SPD und den Grünen aus Thüringen im Bundesrat
einen Antrag durch, der Motorradfahrer gängelt, die
Wirtschaft schädigt und Fahrverbote fordert, und
jetzt spielen sich die Thüringer CDU- und FDP-
Fraktion als die Retter der Kradfahrer auf.

(Beifall AfD)

Für wie dumm halten Sie eigentlich die Wähler? Die
angedachte Obergrenze von 80 Dezibel ist weder
durchdacht noch verhältnismäßig. Soll denn diese
Obergrenze für stehende und fahrende Motorräder
gelten? Wie soll das technisch umgesetzt werden
und können das die Hersteller schaffen? Sind die
geforderten Sonn- und Feiertagsfahrverbote für Mo-
torradfahrer überhaupt verfassungsgemäß und wie
begründet sich der Wert von gerade einmal 80 De-
zibel fachlich? Fragen über Fragen, die nicht beant-
wortet sind. Fest steht jedoch, dass das, was da
beschlossen wurde, nicht nur freiheitsfeindlich ist,
sondern auch Arbeitsplätze gefährdet. Gaststätten
werden dann nicht mehr von Kradfahrern angefah-
ren, als Folge bleibt der Umsatz aus und die Exis-

tenz der Gastwirte und ihrer Mitarbeiter steht auf
dem Spiel. 

(Beifall AfD)

Hersteller werden sich aus dem kleinen deutschen
Motorradmarkt zurückziehen und Werkstätten
schließen. Das Resultat: Arbeitslose. Gleichzeitig
werden sich Menschen mit geringem Einkommen
massiv einschränken müssen. Ist doch seit jeher
das Motorrad das Auto des kleinen Mannes und
des schmalen Geldbeutels besonders im ländlichen
Raum. 

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das Auto des kleinen
Mannes, ich hau‘ mich weg!)

Sie waren doch schon dran, hören Sie doch einfach
mal zu! 

(Beifall AfD)

Wieder einmal wird somit unter dem Deckmantel
des Gesundheitsschutzes versucht, unbescholtene
Bürger zu gängeln 

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: So ein
Blödsinn!)

und zu bevormunden und dem günstigen, zuverläs-
sigen sowie bewährten Verbrennungsmotor die Luft
abzuwürgen. Wir sprechen uns daher ganz klar ge-
gen diese Initiative des Bundesrats und die damit
verbundene Gängelung der Motorradfahrer aus.
Herr Montag, ich kann Ihnen auch schon versi-
chern: Wir werden Ihrem Antrag in Punkt 19 zustim-
men. Danke. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Lauerwald. Das
Wort hat für die SPD-Fraktion der Abgeordnete
Liebscher. 

Abgeordneter Liebscher, SPD:
Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Zuschauer auf der Tribüne und am 
Livestream! In der letzten Zeit ertappe ich mich im-
mer häufiger bei einem Gedanken: Was ist nur mit 
der Thüringer CDU los? So ging es mir auch wie-
der, als ich den Titel dieser Aktuellen Stunde las. 

(Beifall SPD)

Ich will Sie auf ein paar Merkwürdigkeiten hinwei-
sen, auf die andere auch schon hingewiesen ha-
ben. Erstens: Die FDP hat rund eine Woche vor Ih-
rer Aktuellen Stunde das gleiche Thema in einen
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Plenarantrag gepackt. Das steht als TOP 19 heute
auch auf unserer Tagesordnung. Sie haben also
nicht nur das Thema geklaut, Sie haben sich auch
noch viel weniger Mühe damit gemacht als die FDP. 

Zweitens haben Sie für Ihre Initiative einen merk-
würdigen Zeitpunkt gewählt, denn der Bundesrat
hat sich ja bereits am 15. Mai zu diesem Thema po-
sitioniert, und zwar für Lärmschutz gegenüber lau-
tem Motorradlärm, für härtere Strafen für das illega-
le Tunen sogar bis hin zur sofortigen Sicherstellung
solcher Maschinen. Und er hat sich für begrenzte
Verkehrsverbote an Sonn- und Feiertagen ausge-
sprochen. Den 15. Mai erwähnen Sie ja auch in Ih-
rer Begründung für die Aktuelle Stunde. Sie kom-
men mit Ihrer Empörung also gut einen Monat zu
spät, meine sehr geehrten Damen und Herren. Am
Ende entscheidet die Bundesregierung, ob und
wann die Anregungen des Bundesrats umgesetzt
werden sollen. 

Moment, da war doch was. Richtig, Sie als CDU
sind ja auch in der Bundesregierung vertreten und
stellen die Kanzlerin. Das bringt mich zur dritten
Merkwürdigkeit dieser Aktuellen Stunde. Sie tun
hier so, als hätten Sie mit dem Beschluss des Bun-
desrats null Komma null zu tun. Dabei sind Sie
doch auch die CDU – die gleiche Partei, die die
meisten Abgeordneten im Bundestag stellt, die
Kanzlerin stellt und die auch in elf Bundesländern
mitregiert und folglich natürlich im Bundesrat ein er-
hebliches Wörtchen mitzureden hat. Ebenjener
Bundesrat hat am 15. Mai dieses Jahres mit einem
sehr klaren Abstimmungsergebnis im Plenum und
auch davor schon in den Fachausschüssen diese
Empfehlung beschlossen, die Sie heute hier kritisie-
ren wollen. 

Wollen Sie wissen, was unter tatkräftiger Mithilfe
der CDU im Bundesrat beschlossen wurde? Herr
Präsident, ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis: „Der Bun-
desrat bittet die Bundesregierung, sich bei der EU-
Kommission für strengere Lärmemissionswerte
durch Verschärfung der in der EU geltenden Grenz-
werte [...] einzusetzen. Der Bundesrat hält dabei ei-
ne Begrenzung der Geräuschemissionen in allen
Fahrzuständen [...] auf einen Grenzwert von maxi-
mal 80 [Dezibel] [...] für zielführend.“ Weiter heißt
es: „Der Bundesrat sieht dringenden Handlungsbe-
darf, für besondere Konfliktfälle Geschwindigkeits-
beschränkungen und zeitlich beschränkte Verkehrs-
verbote an Sonn- und Feiertagen aus Gründen des
Lärmschutzes zu ermöglichen.“ Weiter wird darin
gefordert, die Strafen für illegale Manipulationen
auch deutlich zu verschärfen. 

Außerhalb Thüringens nimmt die CDU also eine
deutliche Haltung ein, und zwar zugunsten des
Lärmschutzes, meine sehr geehrten Damen und

Herren. Daher auch für mich die Frage: Was soll
diese Aktuelle Stunde eigentlich bezwecken? Wol-
len Sie deutlich machen, dass Ihnen der Lärm-
schutz, die Sonn- und Feiertagsruhe und Interes-
sen von Anwohnern weniger wert sind als die ver-
meintliche Freiheit jener, die ihre Motorräder illegal
so umbauen, dass sie lauter als zulässig sind?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Gerade Ihnen ist doch der Sonntag heilig, oder
nicht? Oder wollen Sie deutlich machen, dass Sie
über keinen bundespolitischen Einfluss verfügen,
weil Sie fürchten, dass die CDU-geführte Bundesre-
gierung das umsetzt, was unter tatkräftiger Mithilfe
zahlreicher CDU-Landesregierungen im Bundesrat
beschlossen wurde? Glauben Sie wirklich, die Men-
schen in unserem Land merken das nicht? Meine
sehr geehrten Damen und Herren, Herr Malsch,
das wird auch Ihren Motorradfreunden nicht verbor-
gen bleiben. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Liebscher. Die Landesre-
gierung hat das Wort. Herr Prof. Hoff.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Infrastruktur und
Landwirtschaft:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren!
Lieber Herr Abgeordneter Malsch, ich habe der Re-
de gelauscht und Sie sind mit ganz breiten Reifen
über die Fakten rübergefahren. 

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Insofern sollten wir uns vielleicht doch darüber ver-
ständigen, worüber wir in der Sache wirklich zu re-
den haben. Es ist von allen schon gesagt worden:
Nordrhein-Westfalen, ein unverdächtiges Land, das
dem Motorradfahrer und der Motorradfahrerin – wie
wir gelernt haben, ein scheues Reh – die Möglich-
keit nehmen will, dem Spaß des Motorradfahrens
zu frönen. Es geht um nicht mehr und nicht weni-
ger, als den ehrlichen Motorradfahrer, die ehrliche
Motorradfahrerin, die kein Interesse daran hat, die
eigene Maschine dermaßen aufzumotzen, dass sie
eine Lärmbelästigung darstellt, von denjenigen zu
unterscheiden, die genau dies tun. Das kann man
als ehrliche Motorradfahrerin und Motorradfahrer
nicht schlecht finden. 

Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 16. Sitzung - 17.06.2020 1049

(Abg. Liebscher)



Das sind übrigens auch diejenigen, der ehrliche
Motorradfahrer, die ehrliche Motorradfahrerin, die
auch ein Interesse daran haben, dass 

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Motorradfahrende!)

– Motorradfahrende, ist auch nicht schlecht –, nen-
nen wir mal die Großmutter Erna Krawunke, am
Sonntag und am Feiertag beispielsweise auch in
der Nähe eines an der Straße gelegenen Grund-
stücks die Sonn- und Feiertagsruhe genießen kann.
Insofern geht es nicht um die Befürchtung, dass es
hier eine konzertierte Aktion aller Parteien im Bun-
desrat, repräsentiert durch die Landesregierung,
gibt, die sich quasi in Ausschüssen zusammenfin-
den und sich überlegen, wie es uns am besten ge-
lingt, Motorradfahrende zu kujonieren, quasi sie zu
Boden zu werfen, wie das hier schon geräuschku-
lissenmäßig untersetzt wird, 

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

sondern es geht um diese Form von Lärmbelästi-
gung, die vermieden werden soll – Punkt 1. Es geht
zum Zweiten darum, dass man sich, und zwar fahr-
zeugübergreifend, auf eine einheitliche und auch
nicht gesundheitsschädigende Geräuschkulisse
verständigt. Es geht drittens darum – das ist jetzt
ein bisschen Geschmackssache –, dass man sich
auch jenseits vom Verbrennungsmotor über alter-
native Antriebe verständigt, prüft und auch umsetzt,
was es an alternativen Antrieben gibt. Diese haben
nicht nur den Vorteil, dass sie ökologisch nachhalti-
ger sind, sondern sie sind auch geräuschmindern-
der.

Ich habe Ihnen auf Ihrem Social‑Media‑Kanal die
Bundesratsdrucksache mit der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses geschickt, damit Sie die
Fakten dann auch tatsächlich haben. Ich will Ihnen
hier von diesem Pult aus nur die Angst nehmen,
dass die Befürchtung, die Sie hier geäußert haben,
tatsächlich Realität ist. Nach der Lektüre der Bun-
desratsausschussdrucksache würde ich Ihnen gern
auch zur Verfügung stehen. Sie haben ja einen Mo-
torradführerschein, den ich nicht habe. Ich habe nur
einen Pkw-Führerschein. Ich würde mich aber – auf
dem Sozius mit Ihnen mitfahrend –, dann auch da-
rüber austauschen, wie das eine oder andere Miss-
verständnis, das auf Ihrer Seite, aber auch auf Sei-
te der FDP-Fraktion aufgetreten ist, ausgeräumt
werden kann, damit Sie dann auch im Zweifel für
den Antrag der FDP, der der inhaltlichen Grundlage
entbehrt, nicht die Zustimmung der AfD brauchen.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Minister.

Damit schließe ich den dritten Teil und rufe den
vierten Teil der Aktuellen Stunde auf

d) auf Antrag der Fraktion DIE
LINKE zum Thema: „Thüringer
Lebensmittelproduktion in der
Corona-Pandemie“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/967 - 

Das Wort hat für die Fraktion Die Linke Abgeordne-
te Güngör.

Abgeordnete Güngör, DIE LINKE:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Zuhörende, mit
der Aktuellen Stunde „Thüringer Lebensmittelpro-
duktion in der Corona-Pandemie“ greifen wir ein
Thema auf, das in Vergessenheit zu geraten droh-
te. Die Probleme, die vor einem Monat die Schlag-
zeilen beherrschten, sollten in unserem Blickfeld
bleiben, denn wir sind es den Beschäftigten der Le-
bensmittelproduktion schuldig, dass sie nicht erst
beim nächsten Skandal wieder auf die Tagesord-
nung von Plenardebatten gesetzt werden.

(Beifall DIE LINKE)

Zur Erinnerung: Vor einem Monat konnten wir jeden
Tag Berichte lesen über massive Verstöße gegen
Arbeitsrecht und Hygienemaßnahmen in Schlacht-
betrieben, bis hin zu Zuständen, die sich nur als
Menschenrechtsverletzungen bezeichnen lassen.
Betriebe wurden zu Corona-Hotspots. Und genau
richtig, sie werden auch heute noch zu Corona-Hot-
spots. Gerade ist die Meldung der 400 positiv ge-
testeten von 500 Mitarbeitenden eines Großbe-
triebs im Kreis Gütersloh hereingekommen. Die
Schlagzeilen bleiben also.

Angeregt von den genannten Berichten und vom
Druck der Gewerkschaften wurde am 13. Mai im
Bundestag über die desaströsen Zustände in der
deutschen Fleischindustrie debattiert. Alle Fraktio-
nen waren sich hinsichtlich der Notwendigkeit einig,
schnell gesetzliche Konsequenzen zu ziehen und
die bestehenden Regelungen zu verschärfen. Die
Corona-Pandemie offenbart allerdings nur, was kri-
tische Beobachterinnen und Betroffene seit Jahren
anmahnen.

Am 20. Mai zog das Bundeskabinett insofern Kon-
sequenzen, als dass es das Arbeitsschutzpro-
gramm für die Fleischwirtschaft beschloss. Dieses
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enthält viele wichtige Regelungen, die es nun zügig
umzusetzen gilt. Zu begrüßen sind vor allem die
Kontrollquoten für die Risikobranchen sowie das
Verbot von Werkverträgen und Mitarbeiterüberlas-
sungen, mit denen Arbeitskräfte seit Jahren um ei-
ne gerechte Entlohnung betrogen werden.

In Thüringen sind wir bisher von den sogenannten
skandalösen Fällen verschont geblieben. In unse-
ren Betrieben der Lebensmittelindustrie mit ihren
Tausend Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wurden
keine Verstöße bekannt. Auch in den Landwirt-
schaftsbetrieben scheinen die Vorgaben bisher um-
gesetzt worden zu sein. Das kann aber nicht hei-
ßen, dass wir die Hände in den Schoß legen kön-
nen. Respekt vor den Kolleginnen und Kollegen,
die unsere Lebensmittel herstellen, heißt, jetzt an
den Veränderungen zu arbeiten, die für eine nach-
haltige und sozial gerechte Lebensmittelproduktion
in Deutschland und in Thüringen notwendig sind.
Gute Arbeitsverhältnisse sind ein wichtiger Be-
standteil eines solchen Veränderungsprozesses.
Diese müssen wir hier in den Mittelpunkt stellen.

Für uns in Thüringen können wir die Maßnahmen
des Bundes auch als eine Bestätigung des Pro-
gramms der rot-rot-grünen Landesregierung anse-
hen. Hier wurde in der letzten Legislaturperiode die
Arbeitsschutzbehörde gestärkt und die unabhängi-
ge Beratungsstelle für migrantische Arbeiter/-innen
„Faire Mobilität“ eingerichtet. Auch gibt es bereits
die vom Bund anvisierten Kontrollen in größeren
Betrieben der Fleischwirtschaft und der gesamten
Landwirtschaft, vor allem mit Saisonarbeitskräften.
Aber um effektive Kontrollen durchführen zu kön-
nen, braucht es schnell die vom Bund geplante
Meldepflicht der Arbeitergeber/-innen für Saisonar-
beitskräfte und ihre Unterbringung sowie die Mög-
lichkeit für die Behörden, Letztere auch dann zu
überprüfen, wenn es sich um private Mietverhältnis-
se handelt.

Das Vorhaben, das Bundesprojekt „Faire Mobilität“
auf Dauer zu stellen, kann nur begrüßt werden. Ge-
rade angesichts der bundesweiten Proteste gegen
Rassismus muss betont werden, dass der Kampf
gegen Diskriminierung auch den Kampf gegen jede
Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt und in den
Betrieben beinhalten muss. Wenn migrantische Be-
schäftigte um ihren Lohn betrogen werden, ihnen
Informationen vorenthalten werden, sie als Saison-
arbeitskräfte menschenunwürdig untergebracht
werden, dann ist das ein unhaltbarer Zustand für
uns alle. Darum brauchen wir solche Projekte wie
die „Faire Mobilität“ und auch eine unabhängige
Antidiskriminierungsstelle in Thüringen. Es ist im In-
teresse aller beteiligten Akteurinnen, dass solche

Zustände in Thüringen nicht auftreten oder frühzei-
tig entdeckt und beendet werden können.

Weiterhin sehen wir in diesem Bereich immer noch
eine massive Lohnungleichheit zwischen ostdeut-
schen Betrieben und vergleichbaren Betrieben in
sogenannten alten Bundesländern. Und ja, diese
Lohnungleichheit ist nicht neu, aber sie ist weiterhin
aktuell. Daher möchte ich an dieser Stelle den Kol-
leginnen und Kollegen, die in der Ernährungswirt-
schaft Sachsen aktuell für eine Lohnangleichung
kämpfen, meine Solidarität aussprechen.

Wem die Thüringer Lebensmittelproduktion wichtig
ist, der muss für eine Angleichung der Löhne an
Westniveau streiten, ebenso wie für den Erhalt der
betrieblichen Altersvorsorge für Arbeitnehmer/-in-
nen in der Landwirtschaft. Es muss dabei möglich
sein, dass landwirtschaftliche Betriebe verschiede-
ner Größen überleben können und damit auch die
regionale Wirtschaft stärken. Dies erfordert neben
fairen Produktpreisen aber auch eine Regulation
der Pachtpreise, damit die Beschäftigten in allen
Gliedern der Kette der Lebensmittelproduktion, das
heißt konkret vom Acker bis hin zur Supermarktkas-
se, angemessen entlohnt werden. Nicht zuletzt
muss gewährleistet sein, dass regionale und nach-
haltig produzierte Lebensmittel eben kein Luxusgut
sind, ein Zustand, der wiederum nur erreicht wer-
den kann, wenn mit den Preisen auch die Löhne
und die Sozialleistungen steigen.

Wie ich hier kurz angerissen habe, steht hinter den
Skandalen in der Lebensmittelindustrie weder eine
Herde problematischer Schafe noch eine monolithi-
sche Branche. Es stehen dahinter Jahrzehnte ver-
fehlter Landwirtschafts- und Arbeitspolitik verschie-
dener Bundesregierungen. Ein Umsteuern erfordert
daher Maßnahmen auf allen politischen Ebenen.
Wir können jetzt hier im Land im Arbeitsschutz vo-
rangehen und Prioritäten setzen. Dafür braucht die
Arbeitsschutzbehörde eine bessere Personalaus-
stattung. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich fordere nach-
drücklich alle Abgeordneten der demokratischen
Fraktionen auf, sich dafür einzusetzen, dass die be-
nötigten Mittel auch im kommenden Haushaltsplan
ausreichend berücksichtigt werden. Dies sind wir
zuallererst den Kolleginnen und Kollegen der Thü-
ringer Lebensmittelproduktion schuldig, insbeson-
dere denjenigen, die ihren Herkunftsort verlassen
haben, um in Thüringer Betrieben zu arbeiten, aber
auch den Verbraucherinnen und Verbrauchern und
nicht zuletzt denjenigen Unternehmern und Unter-
nehmerinnen gegenüber, die die Schutzvorschriften
einhalten, die fair bezahlen und die unter dem
Druck durch skrupellose Konkurrenzunternehmen
leiden. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin. Das Wort hat für die
AfD-Fraktion Abgeordneter Aust.

Abgeordneter Aust, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Damen und Herren von
den Linken, mir erschließt sich Ihre Aktuelle Stunde
und worüber Sie eigentlich konkret sprechen möch-
ten, nicht. Im ersten Absatz begründen Sie diese
Aktuelle Stunde damit, dass die Corona-Infektions-
zahlen bei Großbetrieben der Fleischindustrie in
den letzten Monaten schockierend seien. In der Tat,
die Corona-Infektionen in den westdeutschen
Schlachthöfen haben einen Schatten auf die ganze
Branche geworfen. Aber – und das schreiben Sie
drei Sätze später –: Es gibt in Thüringen keine gro-
ßen Schlachtbetriebe mehr. Also, das ist schon mal
nicht das Thema Ihrer Aktuellen Stunde. Dann, am
Ende Ihrer Begründung, schreiben Sie, Sie wollen
den Blick der Öffentlichkeit schärfen, um Maßnah-
men zu entwickeln, die über die Pandemie hinaus
wirken – also Arbeitsschutz im Allgemeinen –, und
erwähnen dabei lobend die Gesetzesinitiative der
Bundesregierung für mehr Arbeitsschutz in der
Fleischindustrie. Aber: Die Debatte darüber ist im
Bundestag sicher besser aufgehoben, denn es
handelt sich beim Arbeitsschutz und den entspre-
chenden Verordnungen um eine Bundesangelegen-
heit.

(Beifall AfD)

Worüber wir aber tatsächlich mal diskutieren könn-
ten, hat Bundesminister Heil kürzlich erwähnt. Zitat:
Es muss mehr Personal und schärfere Kontrollen
im Arbeitsschutz geben, denn die schärfsten Re-
geln nützen nichts, wenn sie nicht kontrolliert wer-
den würden. Das wäre tatsächlich mal eine Debatte
hier wert, denn die Arbeitsschutzkontrollen liegen in
der Verantwortung der Bundesländer. Diese Ar-
beitsschutzkontrollen sind in den vergangenen Jah-
ren – auch in Thüringen – aufgrund von zu wenig
Personal zurückgegangen. Ihre Thematisierung des
mangelhaften Arbeitsschutzes in Thüringen ist
nichts anderes als eine Anklage der von Ihnen mit-
getragenen Landesregierung. 

(Beifall AfD)

Meine Damen und Herren, nicht allein die Schlacht-
höfe sind die Bösen, so wie es die Linke mit ihrer
Aktuellen Stunde andeutet, die Verantwortung für
die Zustände in der Fleischindustrie liegt auch in

der Verantwortung der Bundesregierung. Die
Schlachthöfe sind gezwungen, mit den niedrigen
Sozialstandards in Osteuropa zu konkurrieren, was
zu einer Konzentration nach dem Motto „wachse
oder weiche“ geführt hat. Tierhaltung, Schlachtung
und damit die Unternehmen drohten, ins Ausland
abzuwandern, weil dort niedrigere Standards bei
Umwelt- und Tierschutz gelten als bei uns. Daran
haben auch die verschiedenen EU-Entsenderichtli-
nien nichts Wesentliches geändert. Abbau von Ar-
beitsschutzrechten und neue Form von Tierleid sind
auch eine Folge der Schwächung unseres National-
staats. 

(Beifall AfD)

All das führt im Übrigen auch zu mehr Lebensmit-
telimporten – und das auch beispielsweise bei den
Bio-Lebensmitteln. So lassen zum Beispiel viele der
bei uns angebotenen Bio-Tomaten den Wasserpe-
gel in Andalusien sinken, das Futter für unsere Bio-
Kühe kommt aus der Ukraine. Das offenbart ein
grundsätzliches Paradox. Laut dem Öko-Barometer
des Bundeslandwirtschaftsministeriums schätzen
die Deutschen an Bio-Lebensmitteln besonders die
regionale Herkunft. Doch der Hunger der Deut-
schen übersteigt bei Weitem, was die heimischen
Bauern derzeit produzieren und produzieren kön-
nen. 

Wir als AfD wollen die Weltreise der Bio-Lebensmit-
tel, tagelange Tiertransporte unter erbarmungswür-
digen Bedingungen und Abbau von Arbeiterschutz-
rechten in der Lebensmittelindustrie beenden. 

(Beifall AfD)

Wir wollen den bäuerlichen Familienbetrieben und
Schlachtereien in Thüringen dauerhaft eine wirt-
schaftliche Perspektive bieten. Wir setzen uns dafür
ein, die regionale Landwirtschaft zu stärken und
kleinere Schlachthöfe den Großbetrieben vorzuzie-
hen. Wenn auch Sie mehr Arbeitsschutz und weni-
ger Tierleid wünschen, dann muss die Landesregie-
rung dafür sorgen, dass sie ihrer Kontrollpflicht stär-
ker nachkommt; dann müssen wir im Übrigen auch
mehr Nationalstaat wagen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Aust. Das Wort hat
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Abge-
ordnete Pfefferlein. 

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Vielen Dank an die Fraktion
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Die Linke für diese Aktuelle Stunde. In den letzten
Wochen hat Corona auf viele Probleme aufmerk-
sam gemacht, die bislang eher unter dem Radar
der meisten Menschen liefen. Dazu gehören leider
auch die Arbeits- und Lebensbedingungen von Ar-
beiterinnen und Arbeitern in deutschen Schlachthö-
fen und auf Spargel- und Erdbeerfeldern. Die meis-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kommen
aus Osteuropa für einige Wochen oder Monate und
arbeiten fast immer im Niedriglohnsektor. Nun hatte
das Bundeskabinett zwar im April allgemein ver-
bindliche Arbeitsschutzregeln beschlossen, die die
schützen sollen, die in diesen besonderen Zeiten
zur Arbeit mussten, nur war das leider gerade in
den Hotspots der niedersächsischen Schlachthöfe
oder auf den bayerischen Spargelhöfen nicht mög-
lich. Oder klarer: Die Regeln wurden einfach nicht
ernst genug genommen, von den Großbetrieben
nicht umgesetzt. Das Ergebnis waren, große CO-
VID-19-Ausbrüche, die auf die Lücken beim Coro-
na-Schutz zurückzuführen sind. Vieles war auch
schlichtweg nicht möglich. In der Realität konnte
auf den Höfen gar nicht organisiert werden, was in
den Papieren gefordert wird. Viele Saisonarbeiterin-
nen und Saisonarbeiter schuften trotz Corona unter
beklagenswerten Arbeitsbedingungen und sind
trotz Abstandsregelungen in engen Sammelunter-
künften untergebracht. Ganz zu schweigen von den
täglichen Personentransporten, die nötig sind, da-
mit alle von der Unterkunft zur Arbeit und zurück
kommen. 

Ich will hier gar nicht alle über einen Kamm sche-
ren, die in den Betrieben und auf ihren Feldern
Menschen aus Rumänien, Polen oder Bulgarien be-
schäftigen. Nur leider gibt es viel zu viele schwarze
Schafe, die die Menschen auch noch abzocken,
und das nicht nur im Jahr von Corona, in dem doch
die Saisonarbeiterinnen und Saisonarbeiter sehnli-
cher als sonst erwartet wurden, damit die Ernte auf
den Feldern nicht verdirbt, weil uns frischer Spargel
oder Erdbeeren jederzeit am Markt verfügbar sind,
in dem Jahr, in dem es Sonderregelungen gab, da-
mit die Einreise der Helferinnen und Helfer nach
Deutschland passieren konnte.

Die deutsche Landwirtschaft ist auf Saisonarbeiter
aus dem Ausland angewiesen. Landwirtschaftliche
Betriebe heuern für die anstrengende Erntearbeit
jedes Jahr Saisonarbeiter an, um auf Wetter- und
Marktbedingungen flexibel reagieren zu können. Es
gab Sonderregelungen, die Saisonarbeitskräften
unter den Bedingungen der COVID-19-Pandemie
eine sichere Ein- und Ausreise und einen sicheren
Aufenthalt in Deutschland ermöglichen sollten. 

Seit vielen Jahren ist bekannt, dass katastrophale
Arbeitsbedingungen in den großen Schlachthöfen

und in der Landwirtschaft herrschen. Viele Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer aus Mittel- und
Osteuropa sind von Subunternehmen über Werk-
verträge oder als Leiharbeitskräfte angestellt. Sie
leben unter prekären Wohnbedingungen und in
schlechten Unterkünften. Diese Arbeitsbedingun-
gen müssen grundsätzlich verbessert werden. Von
allein und freiwillig werden die Branchen nichts än-
dern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das zeigen die vollmundigen Versprechungen, mit
denen die Saisonarbeiter in diesem Frühjahr nach
Deutschland geholt wurden und die selten einge-
halten wurden. Jegliche Arbeit hat ihren Wert und
alle sollen von ihrer Arbeit in Würde leben können.
Und wenn das nur mit Kontrolle geht, dann müssen
diese Kontrollen gemacht werden, nicht nur zu Co-
rona-Zeiten. Bund und Länder müssen für diese
Kontrollen Verantwortung zeichnen und dafür auch
genug Personal in den Gesundheitsämtern, in den
Veterinärämtern und in den Verbraucherschutzbe-
hörden bereitstellen. Nur dann können die dringend
benötigten Kontrollen im Arbeitsschutz, zur Bereit-
stellung vernünftiger Ausrüstungen, der konkreten
Entgeltauszahlung, die Einhaltung der Arbeitszeiten
und für die vom Arbeitgeberbetrieb gestellten oder
vermittelten Unterkünfte auch stattfinden. Wenn
schon Leiharbeit, dann muss sie auch fair nach
dem Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ sein.
Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Pfefferlein. Das Wort hat
für die FDP-Fraktion Abgeordneter Montag.

Abgeordneter Montag, FDP:
Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Werter Herr Aust, liebe Frau
Güngör, also ich muss schon sagen: Das ist ein
ganz außergewöhnlicher Tagesordnungspunkt,
denn hier finden sozusagen zwei Dinge zusammen.
Hier trifft nationaler Protektionismus auf linke Kapi-
talismuskritik, meine Damen und Herren. Und ich
finde es ein bisschen wohlfeil, den Welthandel ab-
zulehnen und sich aber hier permanent mit HP-
Desktops bzw. -Laptops sozusagen die Zeit zu ver-
treiben.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ja, Robotron
stellt keine mehr her! Tut mir leid!)

Und genauso die Frage – ja vielleicht finden Sie bei
Robotron noch was, da müssen Sie es schon kon-
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sequent durchziehen – Glaubwürdigkeit. Und, mei-
ne Damen und Herren, ich bin tatsächlich auch et-
was überrascht über die Rede von Frau Güngör. 
Denn die Frage ist schon, was Sie eigentlich hier 
kritisieren. Sie kritisieren die Arbeitsumstände in 
der Corona-Krise in den Schlachtbetrieben. Ja, die 
sind problematisch, weil die Arbeitsweise selber 
problematisch, weil die Art und Weise, wie Fleisch 
verarbeitet wird, unter welchen Bedingungen, näm-
lich gerade für ein Virus wie das SARS-CoV-2 ideal 
ist, um sich auszubreiten. Also insofern gibt es tat-
sächlich einen Risikoarbeitsplatz, der befindet sich 
in Schlachthöfen. Und ja, es gibt auch mangelhafte 
Arbeitsbedingungen und prekäre Wohnverhältnisse 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der 
Fleischindustrie. Es gibt sogar Verstöße gegen das 
Arbeitszeitgesetz, Verstöße gegen das Mindest-
lohngesetz durch unzulässige Lohnabzüge, Verstö-
ße gegen das Arbeitsschutzgesetz und Verstöße 
gegen die Mindeststandards bei der Unterbringung. 
Auch – das ist richtig – haben Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter häufig keinen Arbeitsvertrag mit dem 
fleischverarbeitenden Unternehmen selbst, sondern 
mit Werkvertragsnehmern. Arbeitsschutz – und das 
ist unsere Position als Freie Demokraten – muss 
aber für alle Beschäftigten im Betrieb gelten, unab-
hängig davon, mit welcher Arbeitgeberin oder wel-
chem Arbeitgeber der Vertrag geschlossen ist. 

Das führt uns zu einem zentralen Punkt: Wir Freien
Demokraten wollen einen fairen Wettbewerb. 

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Aber darum
ging es doch gerade!)

Dieser geht aber nur dann, wenn der Staat entspre-
chende Rahmenbedingungen, auch gern europä-
isch, für den Markt setzt, die dann aber auch bitte
schön kontrolliert werden müssen. Hier haben wir in
der Bundesrepublik Deutschland und auch auf Lan-
desebene, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, eine Vielzahl an Organisationen, die zuständig
sind: der Zoll, der Arbeitsschutz, die Ordnungsäm-
ter bis hin zu den Unfallversicherungen, die unab-
hängig voneinander kontrollieren. Dieses Wirrwarr
an Zuständigkeit zwischen Bund, Ländern und
Kommunen geht eben zulasten der Beschäftigten
und führt dazu, dass geltendes Recht dann nicht
durchgesetzt wird. Wir brauchen also keine Ver-
schärfung, sondern das, was wir haben, reicht aus,
wenn man denn Verstöße dagegen im Zweifelsfall
tatsächlich auch konsequent ahndet. In die unter-
nehmerische Freiheit sollten wir also nicht eingrei-
fen. Die Ausgestaltung von Vertragsbeziehungen
obliegt nach wie vor – der festen Überzeugung sind
wir jedenfalls – den Vertragsparteien. 

Was würde denn passieren, wenn – das vielleicht
noch als dritter, als Abschlusspunkt – die Stan-

dards, die wir in Deutschland haben, dazu führen,
dass am Ende eben Arbeitsplätze auch ins Ausland
abwandern würden? Das führt dazu, dass wir die
hohen Standards, was Arbeitsschutz, wenn man es
denn ernst nimmt …

(Zwischenruf Abg. Plötner, DIE LINKE: Dann
muss ich nicht die FDP fragen!)

– Wie bitte? Da müssen Sie nicht die FDP fragen.
Das sollten Sie aber tun. – Wenn Arbeitsschutz-
standards, die in Deutschland höher sind als in an-
deren Wettbewerbsstaaten, wenn beispielsweise
auch die hohen Sozialstandards, die in Deutsch-
land gelten, woanders nicht eingehalten werden,
beißt sich die Katze in den Schwanz. 

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ja, die Einhaltung, liebe Frau Henfling, liegt aber
daran, dass man den schwarzen Schafen das
Handwerk legt. Das ist aus meiner Sicht kein gene-
relles Problem, meine sehr verehrten Damen und
Herren. Deswegen lassen Sie mich schließen mit
dem Satz: Wir sagen Ja zur sozialen Markwirtschaft
und wir sagen auch Ja zum Welthandel. Vielen
Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Montag. Das Wort hat jetzt Abge-
ordnete Lehmann für die SPD-Fraktion.

Abgeordnete Lehmann, SPD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Pandemie hat sicht-
bar gemacht, welche gravierenden Mängel es in
der Ernährungswirtschaft und in der Fleischwirt-
schaft gibt, unter welchen Bedingungen Kollegin-
nen und Kollegen arbeiten müssen, zu welchen
Löhnen, welche Auswirkungen das auf die Lebens-
mittelproduktion hat, aber vor allem auch auf die Ar-
beitsplätze, die wir hier in Deutschland vorhalten.
Über die Ursachen haben wir hier schon häufiger
diskutiert, da haben wir häufiger über die Frage der
niedrigen Tarifbindung gesprochen, die im Übrigen
auch einen Beitrag dazu leisten kann, dass die Un-
terschiede zwischen den Löhnen in Ost- und West-
deutschland sinken, über mangelnde Mitbestim-
mung, über die Rolle von Leiharbeit und Werkver-
trägen, die explizit genutzt werden, um Arbeits-
schutz zu umgehen. Jetzt hat der Kollege von der
FDP das eben auch kritisiert. 

Ich will jetzt aber noch mal deutlich machen, was
der Unterschied ist zu dem, was wir als Fraktion
und auch wir als Koalition machen. Uns ist das
nämlich nicht egal, dass es diese Unterschiede
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gibt. Wir beschwören dann nicht Wettbewerb oder
unternehmerische Freiheit, sondern wir sagen, hier
ist ein System erkennbar, das gute Arbeit, das ge-
rechte Entlohnung, das Mitbestimmung, das Ar-
beitsschutz explizit und bewusst umgeht. Und wir
sagen: Diese Ausbeutung, die hier stattfindet, muss
ein Ende haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb bin ich froh, dass der Bundesarbeitsminis-
ter Hubertus Heil das Eckpunktepapier „Arbeits-
schutzprogramm für die Fleischwirtschaft“ auf den
Weg gebracht und das Kabinett es auch beschlos-
sen hat, mit dem Ziel, mehr Arbeitsschutz, bessere
Kontrollen und bessere Hygiene in der Lebensmit-
telindustrie zu ermöglichen, damit es ein Ende der
organisierten Verantwortungslosigkeit bei Subunter-
nehmerinnen und Subunternehmern gibt. Es gibt ei-
ne ganze Reihe von Forderungen, die hier auch in
Teilen schon angesprochen worden sind: die Frage
des Verbots von Werkverträgen im Kerngeschäft,
die Beschränkung von Leiharbeit, bessere Löhne,
die Einhaltung von Arbeitsschutz, aber auch Ar-
beitszeiten, die zum Beispiel Vereinbarkeit von Ar-
beit, Familie, Freizeit, Ehrenamt und Freundeskrei-
sen ermöglichen. Dieses Signal – da bin ich mir
auch ganz sicher – braucht es aus der Politik, nicht
nur weil wir sagen, die Kolleginnen und Kollegen
verdienen Wertschätzung und Respekt, sondern
die Kolleginnen und Kollegen verdienen eben auch
gute Arbeit und gute Löhne. Dafür müssen wir als
Politik, dafür müssen wir als Parlamente, auch
wenn wir vielleicht in manchen Umsetzungsfragen
nicht zuständig sind, natürlich klar Haltung und
Stellung beziehen, damit deutlich wird, wir unter-
stützen die Kolleginnen und Kollegen in den Kämp-
fen, die sie da auch durchführen.

Damit komme ich noch mal zu einem Punkt, der mir
wichtig ist: Dafür ist eine funktionierende Sozialpart-
nerschaft zentral. Den Appell richte ich auch gern
hier noch mal an die Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber, in dem Bereich tatsächlich Tarifverträge mit
einer DGB-Gewerkschaft abzuschließen, die tat-
sächlich viele der Probleme, die wir hier angespro-
chen haben, lösen können, weil zum Beispiel ein
Tarifvertrag regelt, wie die Entlohnungen sind, wie
Arbeitszeit gestaltet ist, welche Urlaubsansprüche
es gibt, aber auch zu welchen Arbeitsbedingungen
Beschäftigte in den Unternehmen arbeiten müssen.
Wenn gute Mitbestimmung im Betrieb herrscht,
wenn es einen starken Betriebsrat gibt, haben wir
auch eine Instanz, die unter anderem die Einhal-
tung genau dieser Regularien kontrollieren kann.
Das funktioniert aber nur, wenn Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer sich darauf einlassen, sich dieser Sys-
tematik auch zu unterwerfen. Das gehört im Übri-

gen auch dazu, wenn ich sage, ich will Wettbewerb:
Genau diese Standards, die wir hier haben, nicht zu
unterlaufen, sondern deutlich zu machen, dass es
das braucht, damit wir gute Arbeit für alle Men-
schen in diesem Land gewährleisten können.

(Beifall SPD)

Darüber hinaus – auch das wurde schon angespro-
chen – braucht es natürlich trotzdem über das, was
wir in Thüringen fördern, Beratungsangebote. Ich
wäre froh, wenn der Bund da mehr Verantwortung
übernimmt und uns auch als Land in diesen Aufga-
ben unterstützt und auch bei der Frage der Stär-
kung der Arbeitsschutzbehörden des Landes zum
Beispiel, um hier noch mal eine Verstärkung des
Personals zu ermöglichen. Ich würde mich freuen,
wenn wir das nicht nur heute hier in dieser Aktuel-
len Stunde diskutieren, sondern ganz besonders
dann natürlich, wenn es um die entsprechende Be-
ratung im Haushalt geht. Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lehmann. Für die CDU-
Fraktion hat Abgeordneter Dr. König das Wort.

Abgeordneter Dr. König, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, die Aktuelle Stunde der Linksfraktion
trägt den Titel „Thüringer Lebensmittelproduktion in
der Corona-Pandemie“, was für mich etwas irritie-
rend war, da der Titel etwas ganz anderes sugge-
riert, als das eigentliche Thema der Aktuellen Stun-
de ist und wir eigentlich gedacht haben, es geht
jetzt darum, dass die Lebensmittelversorgung in
Deutschland nie zu einem Engpass gekommen ist,
sondern dass dort die Lebensmittelproduktion auf
normalem Niveau weitergefahren ist und dass dort
keine Engpässe waren.

Eigentlich geht es hier aber um die Arbeitsbedin-
gungen gerade von Fremdarbeitern mit Werkverträ-
gen in der Lebensmittelproduktion und dabei insbe-
sondere in der Fleischindustrie, die, wie in der Be-
gründung der Aktuellen Stunde steht, hier in Thürin-
gen keine großen Schlachthöfe betreibt. Wie prekär
die Situation für zahlreiche ausländische Beschäf-
tigte, vorrangig aus Osteuropa, mit Werkverträgen
in den Schlachthöfen ist, haben bundesweit Hun-
derte Infektionen mit dem Coronavirus in den ver-
gangenen Wochen gezeigt. Sie machen deutlich,
dass hier Hygienekonzepte und arbeitsschutzrecht-
liche Bestimmungen nicht eingehalten wurden. Au-
ßerdem haben Untersuchungen gezeigt, dass vor
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allen Dingen die Unterbringung der Arbeiterinnen
und Arbeiter höchst problematisch und in Teilen
menschenunwürdig ist. Nicht selten sind in Häu-
sern, in denen vorher eine Familie gewohnt hat,
nun bis zu 20 Arbeiter auf engstem Raum unterge-
bracht. Diese teilen sich dann eine oder zwei Toilet-
ten. In manchen Fällen teilen sie sich sogar ein Bett
im Schichtwechsel. Wie sollen unter diesen Bedin-
gungen und unter diesen Umständen Hygienestan-
dards eingehalten werden? 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte
an dieser Stelle deutlich sagen, weder in der
Fleischindustrie noch in anderen wirtschaftlichen
Branchen sind schwarze Schafe, die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer regelrecht ausbeuten, ak-
zeptabel. Das gilt für die Fleischindustrie genauso
wie beispielsweise für die Logistik. Wer Menschen
ohne Hemmungen ausnutzt, um sich zu bereichern
und Gesetze zu umgehen, muss vonseiten des
Staates in die Schranken verwiesen werden. Und
selbstverständlich müssen die Miet- und Arbeitsver-
hältnisse auch für ausländische Arbeitskräfte mit
Werkverträgen den deutschen Sozialstandards ent-
sprechen. Aus diesem Grund ist das Arbeitsschutz-
programm für die Fleischwirtschaft von Bundesmi-
nister Heil ein wichtiger Schritt, um das systemati-
sche Unterlaufen dieser Standards zu verhindern.
Was mich in diesem Zusammenhang aber etwas
verwundert, ist, dass sich die Linke in der Begrün-
dung der Aktuellen Stunde vorrangig auf die Initiati-
ve der Bundesregierung beruft, ohne selbst aktiv zu
werden und Vorschläge zu unterbreiten, wie den
Missständen der Beschäftigung von Werkarbeitneh-
mern begegnet werden kann. Denn auch wenn ich
es mir persönlich wünschen würde, wird es recht-
lich schwierig werden, Werkverträge gänzlich abzu-
schaffen. Vielmehr ist erforderlich, sicherzustellen,
dass unsere arbeitsrechtlichen Standards umge-
setzt werden. Hier sind andere Bundesländer, wie
zum Beispiel Schleswig-Holstein, weiter, wo unter
anderem Standards für die Unterbringung, Vor-
schläge zur Einhaltung des Mindestlohns, zur recht-
mäßigen Arbeitszeiterfassung und zu einer besse-
ren Beratung ausländischer Arbeitskräfte beschlos-
sen wurden, wo auch auf den Bund hingewirkt wer-
den soll. In dem Zusammenhang ist mir gerade die
Unterbringung sehr, sehr wichtig, weil es, wie ge-
sagt, nicht nur in der Lebensmittelindustrie, sondern
auch in anderen Branchen so ist, dass ausländi-
sche Arbeiter hier bei uns unter schlechten Bedin-
gungen untergebracht sind, teilweise überteuert,
und einfach die Aufklärung nicht stattgefunden hat.
Also hier muss man wirklich aktiv werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, am Ende möchte
ich davor warnen, eine ganze Branche, nämlich die
Lebensmittelindustrie, unter Generalverdacht zu

stellen. Die große Mehrheit der Thüringer Betriebe
der Lebensmittelproduktion zahlt über dem Min-
destlohn und stellt vernünftige Unterkünfte zur Ver-
fügung. Diese Betriebe müssen wir gegenüber den
schwarzen Schafen schützen. Sie dürfen nicht be-
nachteiligt sein. Deswegen ist es Aufgabe des
Staates, Wettbewerbsfairness herzustellen und
nicht wie teilweise hier eine ganze Branche an den
Pranger zu stellen. 

Gestatten Sie mir noch zwei Sätze: Ein gutes Pro-
dukt hat seinen Preis. Immer billiger, das haben wir
auch alle mitbekommen, ist der falsche Weg, gera-
de wenn der Preiskampf zulasten der Arbeitnehmer
geht. In einer aktuellen Civey-Umfrage im Auftrag
des MDR geben mehr als 70 Prozent der Thüringer
an, für bessere Arbeits- und Tierwohlbedingungen
einen höheren Einkaufspreis für Fleisch zu zahlen.
Ich denke, gerade diese Umfrage zeigt, dass es
möglich ist, wenn man vernünftige Bedingungen
schafft, dass auch der Verbraucher bereit ist, den
einen oder anderen Euro mehr für die Qualität oder
für vernünftige Bedingungen zu zahlen. In diesem
Sinne vielen Dank fürs Zuhören und für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege. Ich schaue in Richtung
der Landesregierung. Frau Ministerin Werner. 

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete! Ja, auch mich haben die
Bilder der vergangenen Wochen sehr erschüttert,
die massenweisen Coronavirus-Infektionen bei zum
Teil mehreren Hundert, vorwiegend aus dem ost-
europäischen Ausland stammenden Beschäftigten
in einzelnen Schlacht- und Fleischereibetrieben in
Nordrhein-Westfalen, in Baden-Württemberg oder
auch in Schleswig-Holstein. Wir haben dazu Bilder
gesehen von unzumutbaren Wohnunterkünften und
Arbeitsbedingungen und man muss sagen, das ist
wirklich eine Missachtung der Menschenwürde und
muss deswegen unbedingt auch diskutiert und es
muss dafür sensibilisiert werden. Aber die Auswir-
kungen gehen noch viel weiter. Dabei hat Herr Bun-
desminister Heil im April 2020 die Arbeitsministerin-
nen und Arbeitsminister der Länder informiert, es
haben sich nämlich die diplomatischen Vertretun-
gen der betroffenen Herkunftsländer sehr kritisch
zu den Missständen in den Wohnunterkünften und
den Arbeitsbedingungen geäußert und haben mit
dem Abzug der Beschäftigten gedroht. Das war
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auch ein Grund, warum sich der Chef des Bundes-
kanzleramts und die Chefs der Staats- und Senats-
kanzleien der Länder intensiv mit den Arbeitsbedin-
gungen beschäftigt und Beschlüsse zur Stärkung
des Gesundheitsschutzes in den Betrieben und den
Unterkünften der Fleischwirtschaft, aber auch ins-
besondere von Saisonarbeitskräften gefasst haben.
Als Maßnahmen wurde unter anderem gefordert,
dass durch die Zoll- und Arbeitsschutzverwaltun-
gen, aber auch die kommunalen Ordnungs- und
Gesundheitsämter zeitnah die erforderlichen Maß-
nahmen umzusetzen sind, also zusätzliche Maß-
nahmen zur Einhaltung der Arbeits-, Infektions- und
Gesundheitsschutzstandards durch die Arbeitgeber
sicherzustellen sind. Hier ist mehr Verbindlichkeit
notwendig. Sie wissen, es gab sowohl die freiwillige
Selbstverpflichtung der Branchen als auch das Ge-
setz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der
Fleischwirtschaft. Aber es hat keine gravierenden
Verbesserungen gebracht, sondern wir haben es
gesehen, es gab Wuchermieten, Verstöße gegen
Hygiene-, Abstands- und Arbeitsschutzbestimmun-
gen, fehlende Schutzausrüstungen, fehlende ar-
beitsmedizinische Versorgung, Verstöße gegen den
Mindestlohn und das Arbeitsschutzgesetz. Hier war
es also notwendig, tatsächlich intensive Maßnah-
men und vor allem verbindliche Maßnahmen zu er-
greifen. Es wurde zum Teil hier schon dargestellt,
was dies bedeutet, zum einen, dass dem Subunter-
nehmertum und den Werkverträgen ein Riegel vor-
geschoben werden soll. Durch die Änderung des
Arbeitsschutzgesetzes beabsichtigt die Bundesre-
gierung auch, erstmals eine verbindliche Überwa-
chungsquote durch die Arbeitsschutzbehörden in
den Ländern gesetzlich festzulegen. Schrittweise
soll diese Quote zur Überwachung der Betriebe bis
zum Jahr 2026 auf 5 Prozent gesteigert werden.
Für Thüringen würde sich damit fast eine Verdopp-
lung der Überwachungsquote notwendig machen.
Aber wir haben hier auch schon vorgelegt, indem
wir im Haushalt 2020 entsprechende Stellen für die
Arbeitsschutzbehörden zusätzlich eingestellt ha-
ben. Dieser zusätzliche Personalausbau bei den
Arbeitsschutzbehörden wird natürlich weiterhin not-
wendig sein. Es geht nicht nur um die Kontrollen,
sondern es geht eben auch um die Beratungen, um
hier tatsächlich erfolgreich auf die Arbeitsbedingun-
gen Einfluss nehmen zu können. 

Welche Bedeutung gute Arbeitsbedingungen ge-
samtgesellschaftlich haben, hat sich gerade in der
Corona-Pandemie noch mal gezeigt, denn gute Ar-
beitsbedingungen dienen eben auch dem Infekti-
onsschutz und umgekehrt. Wir haben also deshalb
die Beschlüsse des Bundeskabinetts als Eckpunkte
„Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft“
natürlich begrüßt. Aber wir waren nicht untätig, son-

dern auch durch die Koalition – und das ist viel-
leicht die Antwort auf Ihre Frage, Herr König, war-
um es hier nicht noch Vorschläge gibt – sind wir
hier schon tätig geworden und die Maßnahmen ge-
hen genau in die Richtung auch dieser Eckpunkte.
Es wurden Kontrollen des Thüringer Landesamts
für Verbraucherschutz als Arbeitsschutzbehörde in
größeren Betrieben der Fleischwirtschaft veran-
lasst. Es wurden ebenso Kontrollen in der Landwirt-
schaft, insbesondere bezüglich der Saisonarbeits-
kräfte, zusätzlich vorgenommen. Es wird sich dabei
mit dem Zoll abgestimmt und im Einzelfall erfolgen
auch gemeinsame Aktionen. Darüber hinaus gab
es auch ein Informations- und Beratungsschreiben
an die Betriebe der Fleischwirtschaft in Thüringen
und natürlich arbeitet die Thüringer Arbeitsschutz-
behörde eng mit der Beratungsstelle „Faire Mobili-
tät“ zusammen und es geht – und das trifft auch die
Forderung von Frau Lehmann – darum, natürlich
koordiniert vorzugehen, nicht nur koordiniert mit
den Ressorts der Landesregierung, sondern auch
mit den Verbänden und den Arbeitnehmervertretun-
gen in Thüringen, um hier auf das Thema „Sozial-
partnerschaft“ noch mal deutlich aufmerksam zu
machen. 

Ich kann Ihnen sagen, dass die bisherigen Ergeb-
nisse der Überprüfungen in der Fleischwirtschaft
durch das TLV bisher keine gravierenden Probleme
zeigen; auch bezüglich der Unterkünfte scheint es
so, dass untragbare Sammelunterkünfte, wie wir
das aus anderen Bundesländern beschrieben be-
kommen haben, in der Fleischwirtschaft in Thürin-
gen so nicht bekannt sind und auf jeden Fall kein
Massenphänomen sind. Es zeigt, dass die Branche
nicht insgesamt pauschal zu verdammen ist. Es gilt
vielmehr – und das haben Sie auch schon ge-
sagt –, Schaden von den in Thüringen wichtigen
Bereichen wie der Fleisch- und Landwirtschaft fern-
zuhalten. Es ist insbesondere im Interesse der Un-
ternehmen, die verantwortungsvoll handeln, dass
sich genau mit denen beschäftigt wird, die eben
hier täuschen, die hier abzocken und die nicht die
nötige Verantwortung walten lassen, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, Beschäftigte ausbeu-
ten, die sich unzulässig Wettbewerbsvorteile ver-
schaffen und für die jedes Mittel recht ist. Hier wol-
len wir noch erfolgreicher werden, denn das sind
unfaire Praktiken. Diese Unternehmen sind nicht
nur in der Fleischindustrie, in der Lebensmittelin-
dustrie zu finden, das wurde hier schon gesagt,
aber es gibt sie auch in Thüringen.

Wir sehen weiteren Regelungsbedarf dabei, dass
Arbeitsschutzbehörden Kenntnisse brauchen über
den Einsatz der ausländischen Saisonarbeitskräfte.
Die Arbeitsschutzbehörden müssen die Möglichkeit
erhalten, Unterkünfte bzw. Arbeitsplätze gegebe-
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nenfalls auch in privaten Bereichen zu überprüfen,
zum Teil natürlich auch in Zusammenarbeit mit der
Baubehörde und der Gesundheitsbehörde. Die Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Behörden und
gegebenenfalls der Staatsanwaltschaften muss ver-
stärkt werden. Und – das wurde schon gesagt – die
Arbeitsschutzbehörden müssen natürlich auch per-
sonell verstärkt werden. Es braucht darüber hinaus
eine politische Debatte für eine menschenwürdige
Beschäftigung in Thüringen. Hier gilt es, die Öffent-
lichkeit stärker für diese Thematik zu sensibilisie-
ren. 

Es wurde hier an der Stelle schon benannt: Seit
November 2017 finanzieren wir die Arbeit der An-
lauf- und Beratungsstelle „Faire Mobilität in Thürin-
gen“, ein Projekt in Trägerschaft des DGB-Bil-
dungswerks Thüringen. Hier werden Beschäftigte,
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die aus dem
Ausland zu uns gekommen sind und in Thüringen
arbeiten, in ihrer Herkunftssprache arbeits- und so-
zialrechtlich informiert und beraten. Dabei wenden
sich vorrangig Menschen aus osteuropäischen EU-
Mitgliedstaaten an die Kontaktstelle, weil sie natür-
lich auch die größte Gruppe der ausländischen Be-
schäftigten hier in Thüringen darstellen. Diese Be-
ratung beschränkt sich nicht auf die Lebensmittelin-
dustrie, sondern erfolgt natürlich in allen Branchen. 

Aus den bisherigen Projekterfahrungen – wir haben
das im Ausschuss auch schon mal dargestellt –
zeigt sich deutlich, dass Unterstützungsangebote
für Menschen aus dem Ausland dringend notwen-
dig sind und gebraucht werden und dass wir Hin-
dernisse abbauen müssen, damit diese Angebote
leichter zugänglich sind. Das ist zum Beispiel durch
Ermöglichung des Spracherwerbs möglich, aber es
geht auch darum, dass den Beschäftigten arbeits-
rechtliche und arbeitsschutzrechtliche Bestimmun-
gen auch bekannt sind. Hier muss es noch mehr
Aufklärungsarbeit geben, hier braucht es auch
mehr Sensibilisierung. 

Ein letzter Satz an die Adresse der AfD: Es braucht
auch eine Willkommenskultur, die nicht nur nach
Nützlichkeit unterscheidet, sondern die jeden Men-
schen wertschätzt. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Damit schließe ich
den vierten Teil. Entschuldigung? 

(Zwischenruf Abg. Aust, AfD: Haben wir noch
einen Moment?)

Sekunde, wir müssen mal prüfen, wie viel Zeit noch
ist. Bitte.

Abgeordneter Aust, AfD:
Ich möchte eigentlich nur zwei Sätze an Herrn Mon-
tag weitergeben, Herr Kemmerich kann sie viel-
leicht weitergeben. Ich habe vorhin hier explizit für
den fairen Wettbewerb geworben. Aber der faire
Wettbewerb, der marktwirtschaftliche Wettbewerb
organisiert sich eben darüber, wer am innovativsten
ist und wer am effizientesten produziert, und nicht
darüber, wer Sozialstandards am meisten herunter-
drücken kann. Genau das ist die Voraussetzung da-
für, dass wir einen ordentlichen Wettbewerb haben,
im Gegenteil zu nationalstaatlicher Abschottung.
Wir wollen fairen Wettbewerb und der ist halt nicht
gegeben, wenn andere Regionen systematisch So-
zialstandards und Umweltstandards und Tier-
schutzstandards unterlaufen. Danke.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Dann schließe ich
jetzt den vierten Teil und rufe den fünften Teil der
Aktuellen Stunde auf

e) auf Antrag der Fraktion der
SPD zum Thema: „‚Wumms‘
für Thüringen – Wirtschaftliche
Folgen der Corona-Pandemie
bewältigen“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/973 - 

Wir haben bei dem Punkt jetzt das Problem, dass
die Namensmeldungen untergegangen sind. Des-
wegen frage ich: Wer spricht für die SPD-Fraktion?
Bitte schön, Frau Kollegin.

Abgeordnete Lehmann, SPD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, 1 Milliarde Euro, das ist
der Betrag, um den der Umsatz der Thüringer In-
dustrie in den ersten vier Monaten des Jahres 2020
eingebrochen ist. Wenige Wochen nur einge-
schränkter Produktion im März und April haben da-
zu geführt, dass der Umsatz im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum um 9,1 Prozent zurückgegangen ist.
Auch der Nachfragerückgang auf dem Weltmarkt
macht sich in Thüringen bemerkbar. Thüringens Ex-
porte verringerten sich im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum um 273 Millionen Euro oder 6,8 Prozent
auf 3,7 Milliarden Euro.
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Obwohl die einzelnen Branchen sehr unterschied-
lich von den Folgen der Pandemie betroffen sind –
zum Beispiel Hersteller von Nahrungs- und Futter-
mitteln konnten ihre Erlöse um 226 Millionen Euro
steigern, Pharmahersteller verbuchten ein Plus von
13 Millionen Euro –, darf das nicht darüber hinweg-
täuschen, dass die Lage ernst ist. Wir haben es mit
einer Weltwirtschaftskrise zu tun, deren Ausmaß
und deren Dauer wir noch nicht kennen. Einer Welt-
wirtschaftskrise werden wir nicht mit Abwarten und
Zaudern, sondern mit „Wumms“ begegnen müssen.

(Beifall SPD)

Und ich bin froh, dass Bund und Land hier Hand in
Hand arbeiten.

Durch die vom Coronavirus ausgelöste Wirtschafts-
krise sind weit mehr Branchen und Unternehmen
betroffen als in der Finanzkrise 2008. Sie wirkt sich
auch weit mehr auf den Arbeitsmarkt aus als die Fi-
nanzkrise 2008; während die im Hoch etwa 1,4 Mil-
lionen Menschen in Kurzarbeit hatte, sind es zurzeit
schon 7,3 Millionen Menschen, die von Kurzarbeit
betroffen sind, auch mit drastischen Auswirkungen
für die Kolleginnen und Kollegen.

Deswegen genügt es auch nicht, wie 2008 die Li-
quidität der Unternehmen durch Bürgschaften und
Finanzhilfen für strauchelnde Banken zu sichern,
vielmehr verlangt die heutige Wirtschaftskrise einen
Dreiklang aus verschiedenen Maßnahmen. Wir
brauchen zum einen eine Steigerung der öffentli-
chen Investitionstätigkeit.

(Beifall SPD)

Wir stärken die Investitionskraft von Land und Kom-
munen. In den zurückliegenden Jahren hat sich un-
ter der rot-rot-grünen Landesregierung und den von
der SPD geführten Ministerien für Finanzen, Wirt-
schaft und Kommunales die Investitionstätigkeit der
Kommunen und des Landes gesteigert. Diese Ent-
wicklung muss sich gerade mit Blick auf die aktuelle
Situation fortsetzen.

(Beifall SPD)

Außerdem wollen wir zusammen mit dem Bund den
Kommunen ihre Einnahmeausfälle sowie die erfor-
derlichen Mehrausgaben aufgrund der Corona-Kri-
se ausgleichen, um deren Leistungsfähigkeit im Be-
reich der öffentlichen Daseinsvorsorge zu gewähr-
leisten. Das klingt in dem Moment immer etwas
abstrakt, deswegen will ich es noch mal konkreter
machen: Wir flankieren wichtige Investitionsförder-
maßnahmen des Bundes, zum Beispiel das Investi-
tionsprogramm für den Ausbau von Ganztags-
schulen und Ganztagsbetreuung, das „Zukunftspro-
gramm Krankenhäuser“ für notwendige Investitio-
nen in Krankenhäusern, außerdem eine zusätzliche

Milliarde für den Kapazitätsausbau in Kindergärten
und Krippen für die Jahre 2020 und 2021 oder auch
den Ausbau eines flächendeckenden 5G-Netzes
bis 2025 mit 5 Milliarden Euro.

Wir brauchen zweitens eine Förderung der Privat-
wirtschaft. Wir helfen Selbstständigen sowie kleinen
und mittleren Unternehmen durch Überbrückungs-
hilfen, weil trotz der schrittweisen Lockerung, die
wir momentan erleben, in vielen Unternehmen noch
kein normaler Geschäftsbetrieb möglich ist. Das
hilft insbesondere dem Hotel- und Gaststättenge-
werbe, den Kneipen, Reisebüros, Busunternehmen,
aber auch Veranstaltungslogistik, aber auch eben
Sozialunternehmen, wie zum Beispiel Jugendher-
bergen, Schullandheimen oder Trägern des interna-
tionalen Jugendaustauschs.

Wir verbessern außerdem die steuerliche Förde-
rung von Forschung und Entwicklung, damit
Deutschland auch langfristig wirtschaftlich stark und
innovativ sein kann. Hohe Investitionen in For-
schung und Entwicklung sind dafür unerlässlich.
Durch die Maßnahmen, die wir da ergreifen, kann
das Fördervolumen in diesem Bereich um etwa
1 Milliarde Euro steigen.

Wir schaffen außerdem Investitionsanreize für
schnellere Abschreibung mit der sogenannten de-
gressiven Abschreibung, um damit auch Anreize zu
schaffen für mehr Anschaffungen in Unternehmen
und da auch Investitionen zu fördern. Und – das ist
aus meiner Sicht auch besonders wichtig – wir stei-
gern auch die Möglichkeit für den privaten Konsum,
weil das eben ganz konkret Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer und Familien unterstützt, zum Bei-
spiel durch die Absenkung der Mehrwertsteuer ab
dem 1. Juli, weil das auch ein sozial gerechtes Ins-
trument ist. Denn besonders stark profitieren hier
zum Beispiel die Bezieherinnen und Bezieher
durchschnittlicher und niedriger Einkommen. Die
haben damit tatsächlich jeden Monat mehr Geld zur
Verfügung, das sie ausgeben können. 

(Beifall SPD)

Wir entlasten außerdem Alleinerziehende finanziell,
weil die auch aufgrund der Schließung von Schulen
und Kitas besonders auch finanziell betroffen sind,
durch einen höheren steuerlichen Entlastungsbei-
trag von bis mehr als 4.000 Euro. Und der Bund
bringt den Kinderbonus auf den Weg, auch das
nützt Familien und unterstützt deren Möglichkeiten
zu mehr Konsum und eben auch zu mehr Teilhabe
an der Gesellschaft. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Frau Kollegin Lehmann. Das Wort hat
für die CDU-Fraktion Abgeordneter Henkel.

Abgeordneter Henkel, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Zuschauer am
Livestream, Damen und Herren Abgeordnete!
„Wumms“ für Thüringen wäre ohne die CDU Thü-
ringen ein Plumps für Thüringen gewesen, denn
schließlich waren wir es, die Thüringer CDU und
die CDU im Bund, die einen umfangreichen Maß-
nahmenkatalog zur Bewältigung der Corona-Krise
vorgelegt haben, während Rot-Rot-Grün mehr re-
agiert als agiert hat.

(Beifall CDU)

Wir haben sehr frühzeitig eine Lösung für die Mittel-
standslücke für Unternehmen mit bis zu 250 Be-
schäftigten gefordert. Unser Ansatz sah vor, dass
Unternehmen zwischen 51 und 250 Beschäftigten
maximal 50.000 Euro Soforthilfe erhalten sollten.
Rot-Rot-Grün sah darin eher den Tropfen auf dem
heißen Stein, wir sahen darin die Pflicht gegenüber
dem Thüringer Mittelstand, Lösungen für die Über-
windung der Pandemie anzubieten.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe SPD-Frak-
tion, wir sind dankbar, dass Sie in der Aktuellen
Stunde auch das Dienstleistungsgewerbe und ins-
besondere die Gastronomie und Hotellerie erwäh-
nen. Sie waren die Ersten, die am 19.03. schließen
mussten und die Letzten, die wieder öffnen dürfen.
Normalerweise sind Gastronomie, Hotellerie und
das Reisegewerbe in einer Rezession mit am Ende
betroffen, wenn die Menschen anfangen, ihre Aus-
gaben zu reduzieren. Doch die Corona-Pandemie
hat dieses alles auf den Kopf gestellt und deshalb
braucht es neue Wege, um aus dieser historischen
Krise herauszukommen. 

Wir als CDU haben verschiedene Möglichkeiten an-
geschaut, wie man dem besonders betroffenen
Gast- und Reisegewerbe am besten helfen kann.
Die Umsatzausfallzahlung war das Mittel der ersten
Wahl, welches meine Fraktion bereits Anfang Mai
im Rahmen des Mantelgesetzes eingebracht hat,
denn für uns war klar, dass sowohl das Gast- als
auch das Reisegewerbe und ebenso das Veranstal-
tungsgewerbe einer besonders unsicheren Zukunft
entgegenblickt. Kredite und Bürgschaften allein hät-
ten die Unsicherheit nicht in Zuversicht verwandelt.
Was Zuversicht schafft, ist Liquidität, deshalb war
eine 50-prozentige monatliche Umsatzausfallzah-
lung als Zuschuss für drei Monate der richtige
Schritt, um den zahlreichen Unternehmen dieser
Branche die Sicherheit zu geben, die sie brauchen.

Sehr geehrte Damen und Herren, in diesem Monat
hat der Bundeswirtschaftsminister mit den Überbrü-
ckungshilfen im Rahmen des Konjunkturpakets ei-
nen ähnlichen Weg gewählt, um die Mittelstandslü-
cke zu schließen. Mit den 25 Milliarden Euro Über-
brückungshilfen, die für die Soloselbstständigen
ebenso gelten wie für die mittelständischen Unter-
nehmen, hat der Bund den Großteil der Lasten
übernommen. Wir haben deshalb entschieden, die-
ses Programm anstatt unserer Soforthilfen zu adap-
tieren, um im Gleichklang mit dem Bund zu bleiben
und Bürokratie zu vermeiden. Zusätzlich wird Thü-
ringen dennoch – und das haben wir im Rahmen
der Verhandlungen zum Thüringer Corona-Hilfspa-
ket vereinbart – weitere 65 Millionen Euro für das
Dienstleistungsgewerbe als Ergänzung zu den
Überbrückungshilfen des Bundes bereitstellen, weil
hier keiner die Pandemie zu verantworten hat. Des-
halb muss auch schnell und unbürokratisch gehol-
fen werden.

Apropos schnell und unbürokratisch: So wollten wir
auch die öffentliche Beschaffung gestalten. Leider
ist unsere Vereinfachung des Thüringer Vergabege-
setzes am Widerstand der Koalitionsfraktionen von
Rot-Rot-Grün gescheitert. Gern hätten wir den Thü-
ringer Mittelstand mit einer vereinfachten öffentli-
chen Beschaffung zusätzlich unterstützt und damit
ein Signal ertönen lassen, das heißt: Der Freistaat
Thüringen steht hinter seinen einzigartigen, kleintei-
ligen und innovativen Unternehmen. Aber linke
Ideologie hat dieses Signal verstummen lassen.
Deshalb möchte ich zum Schluss folgendes Fazit
ziehen: Ohne uns wäre es kein Wumms. Vielen
Dank. 

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Henkel. Das Wort hat
Abgeordneter Kemmerich für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:
Sehr verehrter Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Zuhörer an den 
Livestreams, vor drei Monaten wurde der Lockdown 
in Deutschland und auch in Thüringen Realität. 
Aber nicht nur seitdem und aus diesem Grund be-
richten viele Unternehmen und Selbstständige von 
ihren Sorgen und Nöten, wenn sie in die Zukunft 
blicken. Die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands, 
aber auch Thüringens ist nicht mehr gegeben, und 
das eben nicht nur durch Corona. Auf dieses wei-
sen auch zu Recht seit Monaten Verbände/Unter-
nehmensverbände hin und verweisen auch darauf,
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dass wir vor einer Krise noch ungeahnten Ausma-
ßes stehen. 

Und nun, drei Monate später, hat es bei der SPD
wumms gemacht. Auch sie hat gemerkt, dass die
Thüringer Wirtschaft hart getroffen ist und von der
Krise hart im Wettbewerb steht. Doch was passiert?
Wir hören einen Bericht des Thüringer Landesamts
für Statistik, eine Nabelschau der Begründung.
Und, Herr Kollege Henkel von der CDU, auch Sie
begründen Ihr Tätigsein in einer ganz Großen Koa-
lition, wo Sie sicherlich an den einen oder anderen
Stellen für Hilfe gesorgt haben, aber die wichtigen
Weichen für die Zukunft Thüringens und Deutsch-
lands werden eben nicht gestellt. 

(Beifall FDP)

Mit dem Corona-Mantelgesetz haben Sie die Chan-
ce auf mehrfache Vereinfachungen nicht genutzt.
Ich nenne exemplarisch nur drei Punkte. Digitalisie-
rung: Fehlanzeige im Freistaat, Fehlanzeige in
Deutschland – mangelhaft. Weder die Infrastruktur
ist vorhanden noch ist es in der Verwaltung, in der
Schule Standard, digital zu denken, digital zu leben.
Da hilft auch kein Verweis auf das Jahr 2025 und
den immer noch dort stehenden 5 Milliarden. Dann
– zweite Vereinfachung nicht genutzt – Vergabege-
setz: Wir werden weiter daran scheitern, wenn die
Vergabe so kompliziert bleibt. Da kann der Staat
sich noch so viel vornehmen, in die öffentliche In-
frastruktur zu investieren, sie wird nicht durchdrin-
gen. Das ist übrigens keine Feststellung, die erst
seit Corona gilt, die gilt seit Langem. Diese Fest-
stellung teilt auch jeder, nur die Maßnahmen wer-
den nicht ergriffen. Zur Umsetzung der digitalen Zu-
kunft brauchen wir keine Hochglanzveranstaltungen
wie das Fast Forward am Freitag, sondern wir brau-
chen endlich das Onlinezugangsgesetz, damit es
zum digitalen Standard gehört, online zwischen
Bürger und Staat und auf vielen Aspekten zu arbei-
ten. In dem Paket fehlt der Aspekt Zukunft, es fehlt
eben dieses Konjunkturpaket nach vorn. 

„Wumms“ kann nur dafür stehen, dass wir abge-
stürzt sind oder vor einer Bruchlandung stehen. An-
fangs war das Fahren auf Sicht in der Pandemie si-
cherlich zutreffend. Das geben wir der Regierung
gern zu, sowohl in Thüringen als auch in Berlin.
Heute ist das weitere Fahren auf Sicht aber orien-
tierungslos. 

Es ist angesprochen worden, schauen wir auf das
Konjunkturpaket Ihrer beiden Parteien in Berlin. Wir
haben heute gehört, dass neue 218 Milliarden –
das sind 218.000 Millionen – Euro Schulden ge-
macht werden. Bei dieser Größenordnung kann ei-
nem nur schwindlig werden. Wer wann dieses zu-
rückzahlen soll, ob das allein die übernächste Ge-

neration schaffen kann, steht in den Sternen. Wir
begrüßen, dass ein Netz geschaffen worden ist,
schnell zu helfen: den Unternehmen, den Arbeit-
nehmern, vielen Menschen in vielen Situationen.
Aus millionenfacher Arbeitslosigkeit, sechsmal so
hoch wie zu Zeiten der Finanzkrise, darf keine mil-
lionenfache Arbeitslosigkeit werden. Aber wie kön-
nen wir das machen? Nicht auf Dauer mit Unter-
stützung, nicht auf Dauer mit Subventionen. Wir
brauchen wieder Einkommen. Wir brauchen Wert-
schöpfung, denn der Staat wird es nicht durchhal-
ten, auf Dauer Einkommen zu ersetzen. Er muss
die Tatkraft der Menschen in den Prozessen wieder
motivieren, die Wirtschaftskreisläufe nach sich zie-
hen. Ansonsten werden wir die Möglichkeiten nicht
nutzen können, die ein Aufschwung nach sich zieht.

Wirkliche Erleichterung für die Menschen im tägli-
chen Leben und die Unternehmen suchen wir ver-
gebens. Nehmen wir einmal die viel beschworene
Absenkung der Mehrwertsteuer: Die Absenkung
wird nichts bringen. Unserer Auffassung nach wäre
eine dauerhafte Reduzierung des sogenannten Mit-
telstandsbauchs eine wirklich langfristige Entlas-
tung der arbeitenden Mitte, der kleinen Einkommen
in diesem Land. Das wäre der Schlüssel zum Erfolg
gewesen – Wirtschaft ist zu 50 Prozent Psycholo-
gie –, dass wir die Leute in die Lage versetzen,
wirklich positiv in die Zukunft zu schauen, positiv zu
arbeiten, positiv zu konsumieren. Das sind die Ret-
tungsanker für Gastronomie, Hotellerie, Tourismus
und vieles andere.

(Beifall FDP)

Die Senkung der Mehrwertsteuer ist dazu noch ver-
bunden mit einem riesigen bürokratischen Aufwand
für zwei Umstellungen innerhalb von sechs Mona-
ten. Ob das einen Effekt erzielt, steht in den Ster-
nen.

Wir haben einen Schuldenschnitt vorgeschlagen,
schnelle unbürokratische Hilfe für Unternehmen im
Kreditwesen, anschließend in Ruhe eine Prüfung 

Vizepräsident Bergner:
Herr Kollege, Ihre Redezeit endet.

Abgeordneter Kemmerich, FDP:
der pandemieverursachten Schäden. Das würde
auch den Unternehmen Zutrauen geben, sich erst
mit Liquidität zu versorgen, in die Zukunft zu inves-
tieren und damit die Zukunft zu gestalten.

Es wird keinen Wumms geben, diese Pandemiefol-
gen aufzulösen. Nein, das wird ein Marathon. Dabei
wünsche ich uns, den Unternehmen und allen Bür-
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gern dieses Staats Thüringen viel Glück und Zuver-
sicht. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Kemmerich. Für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht der Abge-
ordnete Müller.

Abgeordneter Müller, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher!
„Wumms“ – mit dieser lautmalerischen Überschrift
bezeichnet die Bundesregierung ihr Maßnahmen-
paket zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pan-
demie. Dabei ist „Wumms“ nun nicht besonders
neu oder originell geworden, jedenfalls nicht seit
2009, als wir Bündnis-Grünen dieses Schlagwort
für unseren Europawahlkampf aus der Taufe geho-
ben haben.

„Wums“ stand damals für „Wirtschaft und Umwelt,
menschlich und sozial“ und betonte die zentralen
Inhalte der Grünen-Antwort auf die damalige Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise. Die Grünen-Konzepte
machten deutlich, wie Wirtschaftsentwicklung, die
Schaffung von Arbeitsplätzen und der Umwelt- und
Klimaschutz sinnvoll miteinander verbunden wer-
den können. Sie gaben Antworten auf die immer
lauter werdende Forderung nach einem sozialen,
solidarischen und bürgernahen Europa. Das war
vor nunmehr elf Jahren und irgendwer aus der Bun-
desregierung fand offensichtlich die jetzige Situa-
tion mit der damaligen vergleichbar, sodass wir uns
heute über die Wiederauferstehung von „Wumms“
freuen dürfen.

Doch – ganz ehrlich – ob copy und paste in der jet-
zigen Situation die richtigen Rezepte sind, wage ich
zu bezweifeln. Zwar schlägt die Bundesregierung
erst einmal ein paar ganz sinnvolle Maßnahmen
vor, insgesamt fehlt aber die längerfristige Perspek-
tive des Konjunkturpakets, sodass zu befürchten
ist, dass nach kurzfristigen Investitionen wieder har-
te Sparprogramme folgen werden.

Das ist Krisenmanagement, aber keine Krisenvor-
sorge. Die Bundesregierung hinterlässt zudem eine
gefährliche Lücke bei den Investitionen. Sie rechnet
sich die Investitionen an mehreren Stellen schön
und gibt keinerlei Garantien über das Jahr 2021 hi-
naus. Was jetzt notwendig ist, ist die Ankündigung
eines großen Investitionspakets für die sozialökolo-
gische Transformation über die nächsten zehn Jah-

re in Höhe von rund 500 Milliarden Euro, bei dem
auch die Länder mit einbezogen werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das wäre einmal
ein „Wumms“ gewesen! Starke und verlässliche öf-
fentliche Investitionen sind das beste Mittel, um
nachhaltig aus der Corona-Krise zu kommen, und
sie schaffen eine erhöhte Resilienz gegenüber wei-
teren Schocks. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Klar ist, gegen die Klimakrise gibt es keinen Impf-
stoff. Wir haben nur einen Schuss frei, um mit den
vielen Milliarden Euro, die jetzt ausgegeben wer-
den, auch gleichzeitig die Klimakrise zu bewältigen.
Wir brauchen ein Jahrzehnt der Zukunftsinvestitio-
nen und dauerhafte Finanzierungszusagen dafür.
Das Konjunkturpaket der Bundesregierung hat au-
ßerdem eine soziale Schieflage. Wer 130 Milliarden
Euro in die Hand nimmt, sollte auch die Ärmsten
der Gesellschaft mit im Blick haben. Eine Aufsto-
ckung der Hartz-IV-Regelsätze ist dringend nötig.
Soloselbstständige sind erneut die großen Verliere-
rinnen und Verlierer der Maßnahmen auf Bundes-
ebene,

(Beifall DIE LINKE)

wenn wir in Thüringen nicht klar dagegen gesteuert
hätten mit unserem Maßnahmenpaket, dem Man-
telgesetz.

(Beifall DIE LINKE)

Es ist richtig, dass die Bundesregierung mit ihrem
Nachtragshaushalt zusätzliche Kredite aufnimmt,
um ihr „Wumms“-Konjunkturprogramm zu finanzie-
ren. Es ist aber weiterhin völlig unklar, wie viele
Kredite in welcher Höhe noch aufgenommen wer-
den müssen. Und wir in Thüringen könnten eben-
falls besser und verlässlicher planen, wenn wir be-
reits jetzt wüssten, in welchem Bereich wir Gelder
für die Kofinanzierung von anstehenden Bundes-
programmen zurückhalten müssen. 

Und, sehr geehrte Damen und Herren, ich vermisse
in dieser Krise eine übergreifende Abstimmung der
Bundes- mit der Länderebene, um zielgerichtet und
nicht nur mit der Variante Schrotflinte Hilfe zu leis-
ten und die Konjunktur wieder anzukurbeln. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Kollege Müller. Für die AfD-Frak-
tion hat Abgeordneter Frosch das Wort.
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Abgeordneter Frosch, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, werte Gäste! „Wumms“ –
was für ein Wort, klingt martialisch, kraftvoll, vermit-
telt Tatendrang. So soll es schließlich auch sein,
das Konjunkturpaket zur Rettung der Wirtschaft
oder Abfederung der Corona-Folgen. Schaut man
aber genauer hin, entpuppt sich „Wumms“ sehr
schnell als ein riesiges Paket heißer Luft. Das Kon-
junkturpaket ist ein einzigartiger, nie dagewesener
Offenbarungseid. Jetzt tritt zutage, was bereits vor
Corona jeder sehen konnte: Die Bundesregierun-
gen der vergangenen anderthalb Jahrzehnte haben
an falscher Stelle gespart und die Bürgerinnen und
Bürger bezahlen für diese Versäumnisse nun den
Preis. Was jetzt mit dem Konjunkturpaket repariert
wird, ist die Fassade. Das marode Fundament
bleibt jedoch. Jedem, der – statt zu gendern, Phan-
tome zu jagen oder Trump zu bashen – sich mit
Wirtschaft und Finanzen befasst, wird angesichts
der Dimensionen schwarz vor Augen. 

(Unruhe im Hause)

Sie sollten nicht so viel dazwischenreden, Sie zei-
gen da nur Ihre Kinderstube.

(Zwischenruf Abg. Müller, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Doch, wir dürfen dazwischenre-
den!)

Das dürfen Sie gern machen. Ja, Sie zeigen auch
dann, wo Sie herkommen. 

Wer soll diese gigantischen Schulden jemals zu-
rückzahlen? Der jetzt vorgezeichnete Weg führt
nicht mit „Wumms“ aus der Krise, sondern mit Voll-
gas vor die Wand, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Die jetzt kommende Wirtschaftskrise ist hausge-
macht. Schauen wir uns das Konjunkturpaket an,
dessen sich die SPD heute selbst loben will. Sie,
Herr Minister Tiefensee, haben die Absenkung der
Mehrwertsteuer als überraschend, aber positiv
kommentiert, einen ganz entscheidenden Anreiz
zur Stärkung der Binnenkonjunktur haben Sie das
genannt. Dem Staat fehlen durch die befristete
Mehrwertsteuerabsenkung im nächsten Halbjahr
Unsummen an Einnahmen, und das bei sehr unge-
wissem Erfolg. Abgesehen von dem immensen
buchhalterischen Aufwand stellt sich die Frage:
Werden die Senkungen tatsächlich an den Verbrau-
cher weitergegeben? Um die Wirtschaft zu stärken
und aus der Krise langfristig auch wieder herauszu-
kommen, braucht es ein Konjunkturprogramm, das
sowohl die Wirtschaft als auch die Verbraucher ef-
fektiv entlastet. Das fängt beim Bürokratieabbau für
unsere Unternehmen an.

Weitere sinnvolle Maßnahmen – natürlich nicht alle
– wären die Streichung der öffentlich-rechtlichen
Zwangsgebühren für den Staatsrundfunk,

(Beifall AfD)

die Streichung der Ökokriterien im Thüringer Verga-
begesetz und nicht zuletzt die Beendigung jedwe-
der ideologischer Projekte, die uns Milliarden kos-
ten usw. usw.

(Beifall AfD)

Nein, das Konjunkturpaket enthält keinen Wumms,
dafür wird es mit Sicherheit schon bald einen richti-
gen Rumms machen.

(Zwischenruf Abg. Bilay, DIE LINKE: Die Re-
de hier hat auch keinen Wumms!)

Wenn uns im Spätherbst eine Insolvenzwelle über-
rollt, wenn aus Kurzarbeitern Arbeitslose und aus
Arbeitslosen Hartz-IV-Bezieher werden, wird es ge-
sellschaftliche Verwerfungen geben – für alle gut
hörbar und sichtbar. Auf die Folgen darf man dann
gespannt sein. Ich glaube kaum, dass die, die sich
unverdient guter Umfragewerte erfreuen und daran
jetzt im Augenblick berauschen, dann noch Be-
stand haben werden.

(Beifall AfD)

Auf die Gesichter freue ich mich schon. Mit den
Spätfolgen des politischen Dilettantismus in der Co-
rona-Krise wird leider auch eine Generation be-
schäftigt sein, die heute noch gar nicht geboren ist.
Die, die ihnen die Suppe eingebrockt haben, wer-
den aber dann nicht mehr da sein – das ist Schick-
salsironie. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Frosch. Das Wort
hat für die Fraktion Die Linke Abgeordneter Schu-
bert.

Abgeordneter Schubert, DIE LINKE:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, werte Zuhörerinnen und Zuschauer
an den Monitoren! Herr Frosch, Ihre Rede hat noch
einmal bestätigt, dass jede nicht gehaltene Rede
der AfD-Fraktion der größtmögliche Dienst an der
Thüringer Wirtschaft ist,

(Beifall DIE LINKE)

denn die apokalyptischen Untergangsszenarien, die
Sie hier wieder ausgemalt haben, sind es mit Si-
cherheit nicht.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, in den
vergangenen Wochen hat Rot-Rot-Grün gemein-
sam mit der CDU am Mantelgesetz gearbeitet und
dies auch zum Beschluss gebracht und damit alles
daran gesetzt, auch die wirtschaftlichen Folgen der
Corona-Pandemie abzumildern. Schon die Sofort-
hilfemaßnahmen haben gut gewirkt: Mehr als zwei
Drittel der Unternehmerinnen haben eine positive
Resonanz zu diesen Maßnahmen und zum An-
trags- und Ablehnungsverfahren bei der TAB ge-
spiegelt. Das Fazit ist begründet, das Krisenma-
nagement der Landesregierung unter Ministerpräsi-
dent Bodo Ramelow hat funktioniert und wir werden
weiterhin alles daran setzen, die Auswirkungen der
Corona-Krise bestmöglich zu bewältigen,

(Beifall DIE LINKE)

um Unternehmen und Arbeitsplätze und somit Exis-
tenzen zu sichern. Deswegen war es gut und rich-
tig, dass wir dafür gesorgt haben, dass im Mantel-
gesetz 20 Millionen Euro für die Unterstützung von
Soloselbstständigen reserviert und eingeplant wur-
den, denn diese Regelungslücke ist bis heute auch
von der Bundesebene nicht anders korrigiert. Dabei
lag und liegt, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, bei allen Maßnahmen ein besonderer Fokus
auf den Firmen des Hotel- und Gastrobereichs, wo
die Umsatzverluste besonders dramatisch und da-
mit auch die Sorge sowie die Verantwortung für die
dort angesiedelten Arbeitsplätze mit ja bekannt ge-
ringer Tarifbindung dementsprechend hoch ist. Wir
werden gerade als Linksfraktion hier genau hin-
schauen, wie diese Branchen auch vor dem Hinter-
grund der Unterstützungsmaßnahmen mit dieser
Verantwortung umgehen. Aber insgesamt betrach-
tet, ist mit dem heutigen Erkenntnisstand ein über-
triebener Alarmismus zu gefährdeten Arbeitsplät-
zen völlig fehl am Platz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die wirt-
schaftspolitische Schwerpunktsetzung nach Corona
muss aus linker Sicht vor allem nachhaltig und sozi-
al sein. 

(Beifall DIE LINKE)

Im Koalitionsvertrag beschreiben wir als Grundsatz,
ich zitiere: „Wirtschaftspolitik in Thüringen ist für die
Menschen da und zielt schwerpunktmäßig auf die
Unterstützung der vielen kleinen […] und mittleren
Unternehmen.“ Die Transformation der Wirtschafts-
und Arbeitswelt und weiterer regionaler Entwick-
lungsfaktoren wollen wir dabei fest in den Blick neh-
men und, Herr Henkel, das bemisst sich eben nicht
nur ausschließlich an einer Rückabwicklung der
Regelung, die wir im Vergabegesetz getroffen ha-
ben. Die Unterstützung von kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen lässt sich nicht nur damit al-

lein herbeileiten. Letztlich ist unser Ziel als Linke
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in
Stadt und Land. Dabei geht es uns um ganz kon-
krete Projekte, wie zum Beispiel die Intensivierung
der Energiewende, die Stärkung klimafreundlicher
Verkehrsträger, das öffentliche Bauen mit dem ein-
heimischen Rohstoff Holz, der beschleunigte Aus-
bau der digitalen Infrastruktur, die Umstellung der
Automobilbranche auf CO2-freie Antriebstechnolo-
gien usw. Aber es geht auch um eine stärkere Aus-
richtung von Pflege- und Gesundheitsversorgung
an die Bedürfnisse der Menschen, einen flächende-
ckenden Verkehrsverbund mit Haus-zu-Haus-Mobi-
lität und um die Wiederbelebung der Kultur- und
Tourismuswirtschaft in Thüringen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das alles sind
große Aufgaben für die Wirtschaftspolitik in Thürin-
gen. Die Corona-Pandemie bietet neben all den ne-
gativen Auswirkungen auch die Möglichkeit,
Schwerpunkte anders zu setzen und die zukünftige
Entwicklung des Freistaats Thüringen neu zu den-
ken, auch und gerade in der Wirtschaftspolitik. Das
Ziel kann und darf nicht die einfache Wiederherstel-
lung des Vor-Corona-Zustands sein, die Potenziale
alternativer Wirtschafts- und Unternehmensformen
müssen wir gezielt stärken, zum Beispiel durch
mehr Mitarbeiterinnenbeteiligung und -verantwor-
tung. Als entscheidendes Ansiedlungskriterium für
Unternehmen sehen wir als Linke die Verbesserung
der Fachkräftesituation. Qualifikationsgewinn durch
Berufsausbildung, universitäre Bildung und Weiter-
bildung sollten im Fokus unserer Förderinstrumente
stehen. Es gilt dabei, regionale, nachhaltige Wirt-
schaftskreisläufe zu stärken und so sozial-ökolo-
gisch klimaschonendes Wirtschaften weiter voran-
zutreiben. Die Corona-Pandemie hat uns die
Schwächen des Wirtschafts- und Gesundheitssys-
tems aufgezeigt. In diesem Erkenntnisgewinn liegt
auch eine Chance. Jetzt müssen wir daran arbei-
ten, die Folgen der Krise langfristig zu bewältigen
und positive Veränderungen gemeinsam mit den
Menschen, die hier leben und arbeiten, umzuset-
zen. Deswegen, meine sehr geehrten Damen und
Herren, komme ich zum Schluss und fasse zusam-
men: Thüringen ist stark und wird täglich stärker,
wenn wir diesen Weg weiter erfolgreich fortsetzen.
Vielen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schubert. Das
Wort hat für die Landesregierung Herr Minister Tie-
fensee. 
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Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren Abgeordneten, liebe Zuschaue-
rinnen und Zuschauer, ich habe die Wortbeiträge,
insbesondere der Opposition bzw. konstruktiven
Opposition, sehr genau verfolgt. Es ist sehr interes-
sant, wie Sie auf den Oppositionsbänken die ge-
genwärtige Situation und die Maßnahmen der Lan-
desregierung – oder sollte ich sagen: in diesem
Feld besonders der Landesregierung im Bereich
Wirtschaft, der Thüringer Aufbaubank, der Kam-
mern – beurteilen. Ich will mich, ähnlich wie es der
Kollege Schubert gemacht hat, an Herrn Frosch
wenden. Meine Damen und Herren, wenn man von
einem maroden Fundament – so verstehe ich
das –, einem maroden wirtschaftlichen Fundament
Deutschlands spricht hier am Pult, wenn man
meint, dass wir mit unseren Maßnahmen der Zu-
kunft die Wirtschaft vor die Wand fahren werden,
dann bedient man genau die Horrorszenarien, die
die Menschen nicht brauchen, vor allem die Unter-
nehmen nicht brauchen. 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Es ist im höchsten Maße unverantwortlich, selbst
wenn Bürgerinnen und Bürger die Aussagen der
AfD ohnehin sehr relativieren und mit der Lupe be-
trachten, in dieser Art und Weise über eine starke
Wirtschaft Deutschlands und eine starke Wirtschaft
Thüringens zu sprechen und die Prognose in dieser
Weise aufzustellen. Die Aufgabe der Opposition ist
es zu kritisieren, und bei der FDP höre ich, Herr
Kemmerich, dass Sie an dem herummäkeln und -
meckern, was wir von Anfang an gemacht haben,
aber ich darf erinnern, dass null Vorschläge am 12.,
am 13. März, am 20. März, am 25. März von der
FDP zu hören waren außer einem: Dass das Pro-
gramm, das das Wirtschaftsministerium aufgelegt
hat, doch so zu gestalten sei, dass wir nicht so viel
Bürokratie einziehen lassen und den Button drü-
cken, wenn ein Antrag kommt. Die Konsequenz ha-
ben wir in Nordrhein-Westfalen unter dem Wirt-
schaftsminister Prof. Pinkwart erleben können: So-
forthilfe gestoppt, Korruptionsfälle ohne Ende. Das
war der einzige Beitrag der FDP, der einzige Bei-
trag der Partei, die angeblich unternehmerfreund-
lich ist. 

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Sie stel-
len das bewusst falsch dar! Das wissen Sie
besser!)

Ja, dann weisen Sie mir das nach!

(Zwischenruf Abg. Kemmerich, FDP: Ja, ma-
che ich gern!)

Gern, machen Sie das!

Und, Kollege Henkel, eine andere Variante ist es,
sich mit fremden Federn zu schmücken. Ich habe
Wert darauf gelegt, als Wirtschaftsminister in tägli-
chen Schalten 10.00 Uhr von Montag bis Sonntag
sieben Tage die Woche einen breiten Kreis von
Menschen über die Kammern, Arbeitsagenturen,
DEHOGA, den Einzelhandel, die unterschiedlichen
Ministerien, Gewerkschaften, den VWT usw. täglich
in unsere Überlegungen einzubeziehen. Alles das,
was ich in der Presse gelesen habe, ist zehn Tage
zuvor in diesen Gremien diskutiert worden. Ich kriti-
siere gar nicht, dass Sie es aufgegriffen haben,
aber bitte tun Sie nicht so, als ob wir hinterherlau-
fen würden, denn es ist schon ehrabschneidend, Ih-
re Meinung so zusammenzufassen: Die CDU
agiert, Rot-Rot-Grün reagiert. Lassen Sie uns sol-
che Spielchen angesichts der Krise nicht machen,
sondern alles dafür tun, dass Menschen, insbeson-
dere Unternehmerinnen und Unternehmer, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, Vertrauen darin
haben, dass wir quer über Regierung, quer über die
Regierungsfraktionen und Oppositionsfraktionen an
einem Strang ziehen, in Nuancen unterschiedlicher
Auffassung sein können, in der Krise zusammen-
stehen und alles dafür tun, dass wir gut aus dieser
Krise kommen. Das ist mein dringender Appell,
denn wir brauchen Zuversicht in der Bevölkerung,
wir brauchen Einigkeit derjenigen, die handeln, da-
mit wir die besten Maßnahmen ergreifen. 

(Beifall SPD)

Diese Aktuelle Stunde gibt mir Gelegenheit, ganz
kurz Rückschau zu halten. Noch einmal: Wir sind
das Bundesland gewesen, was als Zweites über-
haupt Soforthilfen in Gang gebracht hat. Wir sind
das Bundesland gewesen, das dann späterhin bei-
behalten hat, Unternehmen mit bis zu 50 Beschäf-
tigten zu fördern. Herr Henkel, ich hätte mir ge-
wünscht, dass Sie dann von Anfang an bitte auch
bei dem Kollegen Altmaier dafür werben, dass er
wenigstens bis 50 Beschäftigte, wenn schon nicht
bis 250 Beschäftigte, wie Sie wollten, unterstützt.
Das hat Thüringen ganz allein getragen. Wir haben
uns um die Soloselbstständigen gekümmert, Sie
wissen das: Krankenversicherung, Altersvorsorge.
Wir haben ein Programm für die Azubis aufgelegt,
ausschließlich ein Programm, das aus Thüringen
heraus finanziert worden ist. So haben wir mittler-
weile rund 325 Millionen Euro in den drei Säulen
Wirtschaft, Landwirtschaft und gemeinnützige Ver-
eine, Stiftungen usw. aufgelegt, 47.000 Anträge be-
schieden. Auch das klang an. Herr Schubert, ich
korrigiere Sie ungern, es waren nicht nur zwei Drit-
tel, sondern es sind über 80 Prozent, die zufrieden
bzw. sehr zufrieden mit der Abarbeitung sind. Jetzt
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bitte ich die Opposition – ja, ich will sie jetzt nicht
geradezu anflehen –, diesen Umstand, dass wir et-
was in der Krise gemeinsam richtig gemacht haben,
zu würdigen und nach außen auch so darzustellen,
dass Politik handlungsfähig ist, denn das haben wir
geschafft. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben eine dramatische Situation, die es jetzt
in der Zukunft zu bewältigen gilt: Ende April ein
Drittel der sozialversicherungspflichtigen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in der Kurzarbeit, Ein-
bruch – die Kollegin Lehmann hat es gesagt – von
6 Prozent im Export, ein Drittel des Einbruchs vom
Monat März zum April im deutschen Maßstab. Jetzt
kommt es darauf an, wie wir weiter aus dieser Krise
herauskommen. Da ist das Konjunkturpaket eine
Maßnahme, die in den nächsten drei bis sechs Mo-
naten wirken soll. Und ich bin froh, dass der Bund
auf die 250 Beschäftigten gegangen ist, dass er die
Umsatzrückgänge als Quote einsetzt, bin dem
Landtag dankbar, dass er noch einmal Verbesse-
rungen an diesem Punkt geschaffen hat, die zweite
Hürde von 40 Prozent um 10 Prozentpunkte abge-
senkt hat. Ich bin dankbar, dass wir bei den Solo-
selbstständigen über KV und AV hinausgegangen
sind. Alles das ist gut. Danke für das Mantelgesetz,
danke für das Sondervermögen! Aber das reicht für
die Zukunft nicht. Ich habe gestern das Gespräch
mit Veranstaltungsmanagern gehabt, mit deren
Netzwerk. Ich habe heute Morgen den Automobil-
dialog gehabt. Ich habe heute telefoniert mit einer
Möbelhauskette, die im Süden Thüringens ihr Mö-
belhaus hat. Ich könnte ohne Ende über Unterneh-
men berichten und herausgehoben einige Bran-
chen nennen, die noch immer in schwersten Ver-
werfungen sind. 

Meine Damen und Herren, in Thüringen müssen wir
ganz besonders auf die Automobil- und Automobil-
zulieferindustrie schauen, weil sie nach der Heraus-
forderung des Strukturwandels und schwindenden
Absatzzahlen sowieso jetzt die dritte Herausforde-
rung obendrauf bekommt, nämlich dass wir aus der
Corona-Krise, den Umsatzrückgängen herausfin-
den müssen. Und hier ist der Branchendialog ange-
laufen, nicht zuletzt auch mit dem Bund. Danke an
den Staatssekretär Nussbaum vom Wirtschaftsmi-
nisterium, dass wir in enger Abstimmung zwischen
Ländern und Bund uns insbesondere der Automo-
bilindustrie zuwenden. 

Wir müssen uns kümmern um das Hotel- und Gast-
stättenwesen. Es ist nicht etwa so, wie ein Kollege
sagte – ich weiß nicht, wer es war –, dass die als
Letzte aufmachen werden. Nein, es sind diejenigen,
die jetzt schon aufgemacht haben. Aber die Reise-

büros oder gerade diejenigen, die Großveranstal-
tungen organisieren, das sind diejenigen, die immer
noch gekniffen sind. Und wir müssen uns um die
Soloselbstständigen kümmern, die vom Bund
schlecht behandelt werden. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Unser Insistieren hat sich leider nicht in Taten um-
gesetzt. 

Wir brauchen Unterstützung für Metall, wir brau-
chen für Maschinenbau Unterstützung. Aus diesem
Grund, meine sehr verehrten Damen und Herren,
werden wir mit ganz besonderem Augenmerk auf
den Haushalt 2021 schauen müssen. Einerseits
Soforthilfen, Konjunkturprogramm, das sollte bis
31.12.2020 reichen – und was dann? Ich darf als
Wirtschaftsminister dringend an Sie appellieren,
dass wir auf die Themenbereiche, die beispielweise
vom Kollegen Schubert angesprochen worden sind,
als da wären Energiewende, Mobilität, Digitalisie-
rung – übrigens, Herr Kemmerich, wir sind nicht
erst 2025 mit der Digitalisierung fertig, sondern wir
sind 2025 mit dem Glasfaserausbau fertig; das ist
ein Unterschied –, und auf die Frage der kommuna-
len Investitionen unser Augenmerk richten. Wir
müssen aber auch über Fachkräfte sprechen. Wir
müssen über Rationalisierung reden. Und dazu
braucht es eine Konzentration der Gelder im Haus-
halt 2021, damit wir die Maßnahmen flankieren
können, die der Bund bereits jetzt auf den Weg ge-
bracht hat.

Ich rechne damit, dass wir ein scharfes V bekom-
men werden, dass wir nach einem Absturz – viel-
leicht in Deutschland 6 bis 7 Prozent des BIPs –
2021 sehr schnell wieder zu einem deutlichen Wirt-
schaftswachstum kommen. Ich bin sehr optimis-
tisch. Ich sage Ihnen, jeder, der das kaputtredet im
Sinne von „Ich bin, wenn ich Skeptiker bin, Realist“,
der führt zu einer self-fulfilling prophecy, zu einer
selbsterfüllenden Prophezeiung. Nein, Deutschland
hat kein marodes Fundament. Wir haben alle Stär-
ken und alle Kraft mit den Maßnahmen, die wir jetzt
schon in die Wege geleitet haben und die wir mit
dem Haushalt 2021 weiter verstärken können, mit
der Hilfe des Bundes, mit der Hilfe Europas, dass
Thüringen gestärkt aus dieser Krise herausgeht.
Jeder investierte Euro jetzt wird sich in den kom-
menden drei bis fünf Jahren dreifach auszahlen.
Deshalb denken Sie an meine Worte, wenn es um
den Haushalt 2021 geht. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Minister. Bevor wir in den nächs-
ten Teil der Aktuellen Stunde gehen – ach so, Ent-
schuldigung, Herr Abgeordneter Braga. 

(Zwischenruf Abg. Braga, AfD: Habe ich
noch Redezeit?)

Ja, 2 Minuten. 

Abgeordneter Braga, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, ich fasse mich kurz.
Die Redezeit ist jetzt nicht allzu lang, die noch übrig
ist.

Herr Minister, der große Sozialdemokrat, der Grün-
der der deutschen Sozialdemokratie – das wissen
Sie auch – Ferdinand Lassalle hat einmal gesagt:
„Alle große politische Aktion besteht in dem Aus-
sprechen dessen, was ist, und beginnt damit.“
Wenn mein Kollege Frosch darauf hinweist, dass
wir uns nach der Corona-Krise wirtschaftspolitisch
in einer extrem labilen Situation befinden und dass
dieses Konjunkturpaket der Bundesregierung, das
Ihre Partei auch auf Bundesebene mitgetragen hat,
nicht ausreichen wird, um der Situation, in die wir
eingetreten sind, abzuhelfen, dann ist das nichts
anderes als ein Aussprechen dessen, was ist. Das
ist keine Schwarzmalerei und das ist auch kein
Pessimismus.

(Beifall AfD)

Sie sagten hier vorn: Jeder, der jetzt eher pessimis-
tisch an die Sache herangeht oder davor warnt,
dass das Konjunkturpaket nicht ausreicht, der trägt
dazu bei, dass es zu einer selbsterfüllenden Pro-
phezeiung kommt, und wird dazu beitragen, dass
die deutsche Wirtschaft nicht so schnell wieder …

(Zwischenruf Tiefensee, Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft: Sie reden die Wirtschaft schlecht! Sie
haben von einem maroden Fundament ge-
sprochen!)

Nein, das ist nicht Die-Wirtschaft-Kaputtreden. Das
tut mir leid. Da liegen Sie falsch, Herr Minister. Es
tut mir leid, das hat mit Wirtschaft-Kaputtreden
nichts zu tun. Das ist Aussprechen dessen, was ist:
Wir befinden uns in einer sehr, sehr gefährlichen Si-
tuation. Das wissen Sie auch ganz genau,

(Beifall AfD)

dass verschiedene Wirtschaftszweige extrem unter
dieser Krise leiden. Sie wissen auch ganz genau,
dass Ihr Konjunkturpaket in vielen Punkten
durchaus helfen wird, aber nicht alle Probleme be-
heben wird – und schon gar nicht mit dem Optimis-

mus, den Sie hier an den Tag legen mit einem
scharfen V. Das ist ein hehres Ziel, eine tolle Hoff-
nung, aber wir wissen alle, dass das wahrscheinlich
nicht so eintreten wird. Und jetzt die Oppositionen –
und das haben alle Oppositionsfraktionen hier ge-
tan – zu kritisieren, weil sie das aussprechen, Ent-
schuldigung, das ist nicht im Sinne des großen Fer-
dinand Lassalle und das ist nicht Politik. Ausspre-
chen dessen, was ist, ist Politik.

(Beifall AfD)

Wenn Herr Kemmerich, der Vorsitzende der FDP-
Fraktion, darauf verweist, dass die Wirtschaft erst
einmal die Beträge erwirtschaften muss, mit denen
wir uns jetzt verschulden – und Sie haben ja auch
gesagt, der Haushalt 2020/2021 ist ein Thema –,
dann hat er vollkommen recht. Das sind irrsinnige
Beträge, die die Wirtschaft, die wir jetzt herunterge-
fahren haben – die Ihre Landesregierung mit herun-
tergefahren hat –, erst einmal wieder erwirtschaften
muss. Irgendjemand muss ja diese Schulden be-
zahlen. Dafür tragen wir alle selbstverständlich Ver-
antwortung. Aber wenn wir darauf verweisen, dass
es ein verdammt schwieriges Ziel ist, dann ist das
nicht Pessimismus und das ist nicht Kaputtreden
der Wirtschaft. Das tut mir leid, das lassen wir uns
nicht gefallen, diesen Vorwurf. Danke schön.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Bergner:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Braga.

Meine Damen und Herren, bevor wir – War es eine
Wortmeldung, Herr Minister? Nein. – in den sechs-
ten Teil der Aktuellen Stunde einsteigen, bitte ich
die Parlamentarischen Geschäftsführer nach vorn.

Meine Damen und Herren, die Parlamentarischen
Geschäftsführer sind übereingekommen, dass wir
jetzt den letzten Teil der Aktuellen Stunde noch fer-
tig machen, dann schließen und damit auf die Lüf-
tungspause jetzt verzichten können. Das heißt: Die
Tagesordnungspunkte 7 und 7a kämen dann mor-
gen früh dran.

Damit kommen wir zum sechsten Teil der Aktuel-
len Stunde

f) auf Antrag der Fraktion der
AfD zum Thema: „Kinder
schützen, sexuellen Miss-
brauch bekämpfen, Rechts-
staat in Thüringen stärken!“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 7/978 - 
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Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete
Mühlmann.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete, sehr geehrte Zuschauer am 
Livestream! Die AfD-Fraktion hat dieses Thema für 
eine Aktuelle Stunde gewählt, weil es dabei um den 
Schutz der Kinder geht, das wohl Schützenswertes-
te unserer Gesellschaft überhaupt.

(Beifall AfD)

Hinter jeder einzelnen Tat steht dabei eine Familie,
die nie mehr so sein wird, wie sie einmal war und
ein Kind, das nicht mehr das Leben erleben wird,
was es vor dem Missbrauch hatte. Die polizeiliche
Kriminalstatistik weist hier kalt auf unermessliches
Leid für die betroffenen Kinder hin. Für das vergan-
gene Jahr führt die Statistik mehr Taten auf als in
den Jahren zuvor. Was bedeutet dieser statistische
Anstieg? Zunächst einmal bedeutet er, dass die
Maßnahmen der letzten Jahre zur Stärkung der Er-
mittlungsbehörden in diesem Bereich offenbar
Früchte getragen haben. Vielen Dank daher an die
Ermittler im Landeskriminalamt und in den Kriminal-
polizeiinspektionen.

(Beifall AfD)

Durch ihre Arbeit wurden im vergangenen Jahr
mehr Taten aus dem Dunkel- ins Hellfeld gebracht.
So war es im vergangenen Jahr öfter möglich, die-
se Verbrechen auch fassbar zu machen. Mit Be-
stürzung habe ich jedoch letzte Woche lesen müs-
sen, dass Justizminister Adams härtere Strafen und
die Hochstufung dieser Straftat auf ein Verbrechen
ablehnt. Damit stellt er sich nicht nur gegen die
Empfehlung der Innenminister, sondern auch gegen
die aller Jugend- und Familienminister der Bundes-
länder.

(Beifall AfD)

Stattdessen verweist er das Problem zurück an die
Ermittlungsbehörden und fordert mehr, Zitat, „fähige
und gut ausgebildete Ermittlerinnen und Ermittler“.
Dass er dabei ausgerechnet noch mehr von denen
fordert, die im letzten Jahr besonders engagiert auf
diesem Feld unterwegs waren, hat Herr Adams lei-
der übersehen. Während auf Bundesebene mittler-
weile die Diskussion anläuft, ist für uns hier in Thü-
ringen vor allem wichtig, was wir tun können. Hier
sind eben nicht nur die Polizei oder die Ermittlungs-
behörden gefragt, sondern auch die Justiz. 

97,7 Prozent aller durch die Polizei ermittelten Tä-
ter erhalten durch die Gerichte lediglich Bewäh-
rungsstrafen. 2017 wurde der Wohnungseinbruchs-
diebstahl von Vergehen auf Verbrechen hochge-

stuft mit der Begründung seitens der Bundesregie-
rung, dass ein Einbruch in die Wohnung die Intim-
sphäre verletze. Wenn das für einen solchen Ein-
bruch gilt, warum dann nicht für sexuellen Miss-
brauch?

(Beifall AfD)

Für die vielen Kinder, die derartiges Leid immer und
immer wieder ertragen müssen, wünsche ich mir,
dass diese kurze Plenardebatte zur Aktuellen Stun-
de einmal nicht für den steten Kampf gegen andere
politische Ansichten missbraucht wird. Lassen Sie
uns eine zielgerichtete und weitestgehend sachli-
che Diskussion führen, um den Justizminister zum
Einlenken zu bewegen und damit letztendlich zur
Stärkung der Rechte der Kinder beizutragen

(Beifall AfD)

und im Bund darauf hinzuwirken, dass diese längst
überfällige Hochstufung endlich erreicht wird.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Für die FDP-Fraktion erhält Abgeordnete Baum das
Wort.

Abgeordnete Baum, FDP:
Vielen Dank. Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr
geehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete,
sehr geehrte Zuschauerinnen und Zuschauer, so-
fern um diese Zeit noch jemand dabei ist! Wir spre-
chen über ein Thema, das Emotionen auslöst und
den Rechtssinn herausfordert. Wenn Sie mich als
liebende Tante und große Schwester fragen, was
ich von Menschen halte, die sich an Kindern verge-
hen, da werden mir sicher Begriffe und Worte ein-
fallen, die aber vielleicht für dieses Haus nicht ge-
eignet sind. Auch wenn Sie mich fragen, welches
Strafmaß man anwenden sollte, möchte ich davon
abraten, auf diesen emotionalen Äußerungen ein
differenziertes und nachhaltig vernünftiges Rechts-
system aufzubauen. 

Die Verfolgung von Kindesmissbrauch und Kinder-
pornografie löst Emotionen aus und ist aber vor al-
lem auch sehr komplex. Es gibt hier wie so oft kei-
ne einfache Lösung. Insofern bin ich aber froh,
dass wir grundsätzlich gerade eine Diskussion da-
rüber führen, ob die Rechtsauffassung, die wir in
diesem Bereich haben, überdacht werden sollte.
Sie wird aus meiner Sicht auch an der richtigen
Stelle geführt und ich hoffe – ähnlich wie der Kolle-
ge –, dass das weniger Symbolpolitik ist, als dass
tatsächlich eine gut durchdachte Entscheidung ge-
troffen wird. 
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Über eines sollten wir uns aber im Klaren sein: Un-
recht ist Kindesmissbrauch bereits jetzt. Auch der
Besitz und die Verbreitung von kinderpornografi-
schem Material ist Unrecht. Aber wenn Sie sich die
aktuellen Fälle in NRW anschauen, die uns alle so
erschüttert haben in den letzten Tagen, dann wer-
den Sie feststellen, dass das Problem hier nicht da-
rin bestand, dass es keine ausreichende gesetzli-
che Würdigung des Unrechts gab. Es gibt einen
sehr differenzierten Katalog an Straftatbeständen
und auch breite Spielräume für das Strafmaß. 

Vielmehr geht es um die Frage, ob wir das Unrecht
verhindern, entdecken und verfolgen können. Es
fängt damit an, dass es eine zentrale Stelle für sol-
che Ermittlungen braucht. In Thüringen haben wir
die bereits seit einigen Jahren. In Nordrhein-West-
falen wird zum Beispiel jetzt erst damit nachgezo-
gen. 

Um Missbrauch tatsächlich verhindern zu können,
müssen wir sicherstellen, dass der Austausch zwi-
schen den Ermittlungsbehörden und vor allem aber
auch zwischen und mit dem sozialen Umfeld der
Kinder, den Jugendämtern, den Kinderärztinnen
und ‑ärzten reibungslos funktioniert, denn Miss-
brauch passiert meist nicht von heute auf morgen,
sondern hat eine Vorgeschichte.

Es braucht eine Strafe. Aber eine Strafe greift auch
immer erst dann, wenn es zu spät ist, denn dann ist
das Leid schon geschehen. Und das zentrale Argu-
ment für härtere Strafen ist – egal, bei welchem
Thema –: potenzielle Straftäterinnen und Straftäter
würden dadurch abgeschreckt. Da muss ich sagen,
die meisten Täterinnen und Täter – und gerade bei
Straftaten gegen Kinder – machen sich keine Ge-
danken über die Strafen. Sie fühlen sich zu sicher.
Und da müssen wir ran. Täterinnen und Täter dür-
fen sich nicht in Sicherheit wiegen. Wir müssen da-
für sorgen, dass Ermittlungsbehörden so aufgestellt
sind, dass sie diese schrecklichen Taten an unse-
ren Kindern erfolgreich aufdecken und verfolgen
können. Dafür brauchen wir die technischen Mög-
lichkeiten und natürlich auch die rechtlichen Rah-
menbedingungen. Täterinnen und Täter in dem Be-
reich gibt es momentan nicht nur im realen Raum,
sondern vor allem auch im Internet und im Darknet.
Da haben wir die Aufgabe, zu erkennen, wer diese
Täterinnen und Täter sind. Denn wir reden hier
nicht mehr über die Person, die sich vielleicht im
sozialen Umfeld den Kindern nähert, sondern wir
reden auch über einen harmlos scheinenden Chat
mit jemandem, der vorgibt, gleichaltrig zu sein. Wir
müssen diese neuen Arten von Taten entsprechend
berücksichtigen und schauen, ob wir das Recht da-
ran anpassen müssen. 

Es ist also gut, wenn wir immer wieder neu darüber
diskutieren, ob wir Rechtsauffassungen überden-
ken müssen und ob und wie wir das System besser
gestalten können, um unsere Kinder auch in dieser
neuen Zeit zu schützen. 

Ich bleibe aber dabei: Bauen wir diese Rechtsnorm
nicht auf emotionales Entsetzen! Der Ruf nach här-
teren Strafen befriedigt so manche Wut. Bedenken
wir aber immer die Komplexität und behalten wir im
Blick, dass härtere Strafen nur dann wirken können,
wenn Justiz und Polizei besser ausgestattet sind
als das Verbrechen!

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Ich erteile das Wort der Abgeordneten
Marx für die SPD-Fraktion. Bitte schön.

Abgeordnete Marx, SPD:
Verehrte Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen
und Kollegen! – Ich warte jetzt, bis meine Redezeit
auf null springt, damit ich nicht zu lange spreche.
Aber das hatte ich ohnehin nicht vor. – Natürlich ist
das ein Thema gewesen, da habe ich mir schon ge-
dacht, dass die AfD das aufgreift. Klar, da versucht
man mal wieder, einen Keil zwischen verschiedene
Parteien und zwischen verschiedene Ansichten zu
treiben. Ich kann Ihnen nur sagen, ich beschäftige
mich mit dem schlimmen Thema des sexuellen
Missbrauchs von Kindern beruflich schon seit den
90er-Jahren. Da haben wir sehr viele schlimme Fäl-
le erlebt, die damals aufgedeckt worden sind. Das
hat nie aufgehört. Es gab immer den Ruf nach
schärferen Strafen. Dem ist man auch oft nachge-
kommen. Es gab viele Strafverschärfungen, sowohl
was den Strafrahmen angeht, es gab auch neue
Strafmethoden. Es sind die Möglichkeiten zur Si-
cherungsverwahrung erheblich ausgeweitet wor-
den. Wir haben da sehr viel am Ende der Kette ge-
macht. Aber wie Frau Baum eben schon vollkom-
men richtig bemerkt hat, der Anfang ist zu verhin-
dern. Und da sind wir nicht viel weitergekommen im
Bekämpfen dieser fehlgeleiteten sexuellen Orientie-
rung, die immer noch zu einem Bild führt, das da-
von geprägt ist, dass man Macht über Schwächere
ausübt, Macht über Kinder, Macht über Kleine, dass
solchen Kindern schwere Schäden zugefügt wer-
den, und es an Verwerflichkeit durch wenig zu über-
bieten ist und empört deswegen natürlich auch zu
Recht alle Menschen, die irgendwie auch nur ein
bisschen Gefühl haben. 

Aber wenn Sie dann rückblickend nach all den Jah-
ren – und das kann ich tun, weil ich mich als Opfer-
anwältin und mit beratender Funktion in einem
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Netzwerk oft mit solchen Fällen beschäftigt habe –
zurückschauen, was Sie bei solchen schlimmen Ta-
ten erinnert, dann ist es eigentlich nie, dass man
sagt, der Täter wurde zu milde bestraft, sondern
dass man sich dann immer gefragt hat, warum der
das eigentlich so lange machen konnte und warum
– und das haben wir ja jetzt auch wieder in den
letzten Fällen – es offenbar auch immer ein Netz-
werk von Tätern gibt, warum es organisierte Grup-
pen gibt, die diese schändlichen Taten vollbringen
können. Da sind ganz andere Dinge gefragt als
Strafrechtsverschärfung. Unser Strafrecht ist nicht
lückenhaft. Ich kann auf jeder Stufe eingreifen, bei
jedem schweren Kindesmissbrauch bin ich beim
Verbrechen, das ist doch also einfach möglich,
wenn man sich die Tatbestände anschaut. Ich will
Ihnen hier jetzt eine juristische Vorlesung ersparen.
Aber das Problem ist doch das Hinsehen, das
Ernstnehmen, das Heimlichkeiten-Durchbrechen,
dass also die Täter den Kindern immer auferlegen
„Das ist unser Geheimnis, das darfst du nicht sa-
gen“, die Angst der Kinder, dass ihnen nicht ge-
glaubt wird, dann auch Leute im Umfeld, die nicht
wollen, dass es rauskommt, denn die Täter sind
meistens im häuslichen Umfeld zu finden, im Be-
kanntenkreis, im Familienkreis und all das. Und
vielleicht noch mal als Beispiel, worauf es wirklich
ankommt, aufs Hinsehen, aufs Hinhören und aufs
Anklagen, aufs Helfen: In den Nullerjahren hieß es
plötzlich, in Berlin seien die Fälle des schweren se-
xuellen Missbrauchs von Kindern massiv angestie-
gen und dann haben sich alle gewundert und ge-
fragt: Was ist denn da jetzt in Berlin los? Und dann
hat man rausgekriegt, da war eigentlich – in Anfüh-
rungszeichen – nichts Besonderes, man hatte eine
riesengroße Kampagne gestartet, man hatte Groß-
plakatwände hingestellt, es gab Fernseh-, Rund-
funkspots, wo Hilfenummern, Hilfsangebote groß
plakatiert und groß bekannt gegeben wurden. Das
hat dazu geführt, dass sich das Dunkelfeld, was in
diesem Bereich sehr groß ist, erhellt hat und mehr
Leute den Mut gefasst haben, sich dann auch wirk-
lich Hilfe suchend an die entsprechenden Stellen zu
wenden. 

Das ist eigentlich unsere Aufgabe hier, wenn wir
Kinderschutz ernst nehmen, dass wir am Anfang
anfangen und versuchen, wirklich hinzuhören, hin-
zuschauen und Ansprechpartner und Hilfsangebote
zu schaffen für die vielen Fälle, die wir bis heute im-
mer noch nicht kennen und bei denen wir dann ei-
nes Tages wieder fragen werden: Wie konnte es
denn passieren, dass der Täter so lange unent-
deckt wirken konnte? Und wie konnte es denn pas-
sieren, dass, obwohl es mehrere waren, es gar kei-
ner gemerkt haben will? Das ist unsere Aufgabe.

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, FDP)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächster erhält Abgeordneter
Schard von der CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Schard, CDU:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, sehr geehrte Damen und
Herren! Bei dem Gedanken an die Tortur und die
Qualen, die die Kinder erleben müssen, schnürt es
mir natürlich auch den Hals zu und das macht mich
zutiefst betroffen und ich finde es auch zutiefst be-
dauerlich, dass wir in unserer Gesellschaft über
diese Thematik diskutieren müssen. Aber wir müs-
sen es, weil es sie gibt.

Die Verletzungen an Körper und insbesondere See-
le der Kinder heilen wahrscheinlich nie vollständig.
Das Vertrauen der Betroffenen ist unweigerlich und
lebenslang zerstört. Mit Smartphone und Co. insbe-
sondere durch das Internet ist die Verbreitung kin-
derpornografischer Inhalte einfacher geworden und
hat auch inflationär zugenommen. Tausende und
Abertausende Zugriffe auf einschlägige Seiten re-
gistrieren die Verfolgungsbehörden mittlerweile.
Hinter jedem Bild oder jedem Film steht mindestens
ein Opfer und die Verbreitung des Materials trägt
zusätzlich dazu bei, diesen Schund zu produzieren
und den Schwächsten dieses unsagbare Leid anzu-
tun.

Das Anklicken und Herunterladen solcher Bilder
und Filme ist ein Baustein und eine Motivation zu
seiner Herstellung. Auf all das muss aber die Ge-
sellschaft und muss der Rechtsstaat reagieren. Ein
wichtiger Teil – und bei Weitem nicht das Einzige,
da gebe ich auch der Kollegin Marx recht – ist die
Abschreckung durch Strafe. Es ist nicht das Einzi-
ge, aber ein ganz wesentlicher Teil in diesem Zu-
sammenhang. Das gilt für den Besitz und auch die
Verbreitung kinderpornografischer Inhalte und na-
türlich auch hinsichtlich des Kindesmissbrauchs. Je
mehr Abnehmer solcher Dateien, umso mehr wer-
den produziert. Schließlich handelt es sich auch um
ein besonders widerwärtiges und abscheuliches
Geschäft, was auf dem Leid von Kleinstkindern bis
hin zu Jugendlichen aufgebaut ist. Meiner Meinung
nach und nach der Meinung meiner Fraktion sollte
Thüringen nicht zum Hemmschuh einer stärkeren
Ahndung bei Handel und Besitz von kinderporno-
grafischem Material werden, sondern sich im Inte-
resse der Opfer an die Spitze einer Bewegung set-
zen, die mit aller Konsequenz die Verbreitung und
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damit auch die Herstellung solches schauderlichen
Materials bekämpft.

(Beifall AfD, CDU)

Deshalb denke ich, dass sich Thüringen auch im
Bundesrat hinter die Intentionen der Justizministe-
rin stellen sollte, die endlich zur Einsicht gekommen
ist, dass auch der Besitz dieses Materials ein Ver-
brechen insbesondere gegen die betroffenen Kin-
der, aber eben auch gegen die Gesellschaft ist. Es
ist nicht nur ein Auftrag, es ist unsere Pflicht und es
ist in meinen Augen unsere Menschenpflicht, dage-
gen vorzugehen. Ihre bisherige Abwehrhaltung,
Herr Adams, verhöhnt ein Stück weit die Opfer. Ich
meine, es bedarf tatsächlich einer dringenden Kor-
rektur.

(Beifall AfD, CDU)

Das bisherige und immer wieder neue Wehklagen
auf allen Ebenen und das einfache Registrieren sol-
cher Fälle reichen nicht aus, sondern es ist höchste
Zeit, hier Initiative zu ergreifen und die weitere Aus-
breitung zu verhindern, wenn wir uns nicht alle dem
berechtigten Vorwurf einer Unterlassung schuldig
machen wollen. Ich will noch mal betonen: Die Ver-
schärfung des Strafrechts an dieser Stelle ist ein
Baustein. Natürlich gehört dazu, hinzuschauen. Na-
türlich gehört auch dazu, eine Sensibilität zu entwi-
ckeln, was hier diese Martyrien, diese Torturen der
Kinder anbelangt. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Für die Fraktion Die Linke erhält Ab-
geordnete Müller das Wort.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Jede Straftat gegen Kinder
und Jugendliche als leidtragende Opfer ist grausam
und eine zu viel.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eigentlich hat Frau Baum, wenn ich Sie aufgreifen
darf als Tante, und durch die Oma und die Mutter
ersetze, auch schon vieles dazu gesagt. Wir sollten
uns aber davon nicht in dieser sehr emotionalen
Debatte leiten lassen, sondern im Strafrecht müs-
sen wir eigentlich die Emotionen, so leid es uns
auch tut, draußen lassen. Kinder und Jugendliche
müssen wir unbedingt vor Straftaten schützen,
denn sie haben das Recht auf Schutz und Fürsorge
verdient. 

Straftaten gegen Kinder und Jugendliche, insbe-
sondere der Missbrauch und die Misshandlung von
Kindern, müssen konsequent und sehr zeitnah zur
Tat bestraft werden. Dabei schöpfen viele Gerichte
schon jetzt alle Möglichkeiten aus: Der Strafrahmen
geht bis zu 15 Jahren, Frau Marx hat es auch ange-
deutet, die Möglichkeit, im Anschluss an die Tat Si-
cherungsverwahrung zu verhängen, Tätigkeitsver-
bote für bestimmte Berufsfelder, Kontaktverbote,
Therapieauflagen und einiges mehr. Aber einige
Gerichte schöpfen diese Möglichkeiten eben noch
nicht vollständig aus. Hier sollte durch eine ver-
stärkte sachliche Diskussion eine weitere Sensibili-
sierung für den angemessenen Umgang mit sol-
chen Taten geschaffen werden. Der einfache und –
kurz gesagt – populistische Ruf nach Strafverschär-
fung hilft uns dabei nicht weiter. Wie die eben ge-
nannten Fakten belegen, gibt es schon sehr viele
brauchbare Instrumente, um konsequent und ange-
messen auf solch schlimme Straftaten zu reagie-
ren. Entscheidend ist, dass diese Handlungsmög-
lichkeiten in jedem praktischen Fall auch umfas-
send zu nutzen sind. Hinzu kommt, dass die Unter-
suchungen aus der Praxis zeigen: Auch die Dro-
hung mit sehr drakonischen Strafen, wie auch bei-
spielsweise der Todesstrafe, verhindert nicht unbe-
dingt Straftaten – das zeigen uns Beispiele aus an-
deren Ländern –, denn nicht die Höhe der Strafan-
drohung hat auf potenzielle Täter die entscheiden-
de Abschreckungswirkung, sondern eher die Angst
vor Entdeckung und Aufklärung von Tat und Tätern.
Die Begehungszahlen von Straftaten sind erfah-
rungsgemäß dort besonders gering, wo die Aufklä-
rungsquoten – also die Wahrscheinlichkeit, erwischt
zu werden – sehr hoch sind, unabhängig von der
Strafandrohung.

Die Aufklärungsquote von Straftaten gegen Kinder
und Jugendliche ist gut, aber eine weitere Erhö-
hung der Anzahl der aufgeklärten Taten und damit
eine weitere Erhöhung des Aufklärungsdrucks auf
die Täterinnen und Täter ist aber sicherlich sehr
sinnvoll. Das gilt auch für die Bündelung fachlicher
Ermittlungskapazitäten und -kompetenzen. Diese
Bündelung gibt es in der Praxis schon, aber wir
müssen sie ausbauen, das steht fest. Auch die be-
sondere fachliche Schulung von Richtern, Richte-
rinnen und Staatsanwälten im Umgang mit diesen
Taten und den potenziellen Tätern ist wichtig und
findet in der Praxis auch schon statt, hat aber auch
noch Ausbaupotenzial. Und der Ausbau dieser An-
gebote ist sinnvoll, vor allem – jetzt komme ich auf
das Internet –, weil das Internet verstärkt als Mittat-
ort eine große Rolle spielt. Auf diesem Feld werden
zusätzliche spezielle Fachkompetenzen zur erfolg-
reichen Aufklärung gebraucht. Aber wichtig ist auch
das Umfeld – das soziale Umfeld muss hingucken.
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Das ist im Übrigen eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, eine Art der Prävention. Diese Aufgabe zu
präventivem Verhalten und präventiven Maßnah-
men kommt eben auch Akteuren wie den Jugend-
ämtern, Ärzten – das wurde auch schon erwähnt –,
aber auch dem Personal in Kindergärten und
Schulen zu. Dazu gehört viel Aufmerksamkeit und
Fachkompetenz, und daher sind auch hier spezielle
Schulungen ein großes Thema. Denn die Analyse
vieler Fälle aus der Vergangenheit zeigt, dass bei
näherem Hinsehen Anhaltspunkte für die Problem-
lagen – eingeschlossen die Tatvorgänge – oft
schon recht frühzeitig vorlagen, diese aber nicht
richtig beachtet wurden bzw. die Situation nicht an-
gemessen eingeordnet wurde. Deshalb werden in
manchen Fällen auch nicht die passenden Schluss-
folgerungen gezogen oder sie kamen leider doch
zu spät.

Der angemessene Umgang mit Straftaten und der
Schutz von Kindern und Jugendlichen haben aber
eine ernst gemeinte Diskussion verdient und „ernst
gemeint“ heißt eben nicht in 5 Minuten in einer Ak-
tuellen Stunde. Jedoch lade ich morgen alle gern
ein, wenn es um den Gesetzentwurf der Staatsziele
geht, wo es erstmalig möglich ist, die UN-Kinder-
rechte – die stärkste Waffe im Sinne der Kinder und
Jugendlichen – in die Verfassung einzubauen. Da
würde ich mich freuen, wenn Sie mit großer Mehr-
heit dafür stimmen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Als Nächste erhält das Wort Abgeord-
nete Rothe-Beinlich von Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:
Sehr geehrte Damen und Herren, ich will mit einem
Zitat von Dr. Christine Bergmann aus dem Jahr
2011 beginnen. Sie hat gesagt: „Das Unerträgliche
ist, dass die Kinder, wenn sie sich aus dem Kokon
von Schweigen und vermeintlicher Schuld heraus
trauen, nicht auf offene Ohren stoßen. Sie suchen
nach Hilfe – aber sie bekommen sie nicht.“ Das,
glaube ich, ist tatsächlich einer der Hauptpunkte,
über den bislang sehr wenig gesprochen wurde.
Wir brauchen Sensibilität, wir brauchen mehr Sen-
sibilität in den Kindergärten, bei den Kinderärzten
und in den Schulen, und wir brauchen sie auch in
den Familien. Wenn wir nämlich auf die aktuellen
Fälle schauen, dann merken wir, dass etwas gewal-
tig schiefgelaufen ist. Die vermeintliche Denke von
„Jede Familie ist besser als ein Heim“ hat sich eben
oft als wirklich trügerisch und in einigen Fällen als

richtig schlimm erwiesen, wie, wenn wir jetzt zum
Beispiel nach Münster schauen. Hier hat ein Ju-
gendamt eben nicht rechtzeitig gehandelt, hier wur-
de tatsächlich falsch gedacht. Und die meisten
Missbrauchsfälle passieren leider im sozialen Nah-
feld, sie passieren in der Familie und da gilt es hin-
zuschauen, die Augen offen zu halten, sensibel zu
sein und den Kindern zu trauen, wenn sie etwas sa-
gen und wenn sie sich öffnen, was sie belastet oder
was sie tatsächlich erleiden müssen. 

Wir haben aber noch ein ganz anderes Problem
und das sehen wir tatsächlich auch im Bereich der
Justiz. Wenn wir nämlich auf die Familiengerichte
beispielsweise schauen, dann treffen wir da leider
oftmals auf jede Menge Ahnungslosigkeit. Jeder In-
solvenzrichter braucht dafür eine besondere Spe-
zialisierung. Für Familienrichter gibt es diese nicht
und wir haben auch keine Fortbildungspflicht für
Richterinnen und Richter, die hat bislang nur ein
Bundesland, nämlich Baden-Württemberg. Und ich
glaube, auch darüber müssen wir tatsächlich spre-
chen. Ich möchte den Göttinger Strafrechtler Prof.
Dr. Kai Ambos zitieren. Er sagt: „Der reflexhafte Ruf
nach höheren Strafen bringt keinen Deut mehr Si-
cherheit für mögliche Opfer.“ Aus der kriminologi-
schen Forschung wissen wir, dass allenfalls die
Entdeckungswahrscheinlichkeit eine Abschre-
ckungswirkung für potenzielle Täter entfaltet, nicht
aber der höhere Strafrahmen. Manche haben sogar
vom Pawlow’schen Reflex gesprochen, als jetzt
wieder die Rufe nach schärferen Strafen kamen. 

Was hilft also tatsächlich, was hilft den Kindern –
und jedes gerettete, jedes behütete, jedes ge-
schützte Kind muss es uns wert sein, alles zu tun.
Ich glaube, das ist nicht einfach zu beantworten
und das wissen wir alle. Es hilft, wenn wir tatsäch-
lich genau hinschauen, es hilft, wenn wir gut zuhö-
ren und es hilft eben nicht, daraus einen ideolo-
gischen Grabenkampf zu machen. Und verzeihen
Sie mir, Kollegen von der AfD, ich nehme es Ihnen
nicht ab, dass es Ihnen hier nur um eine sachliche
Debatte geht. Die brauchen wir aber genau in die-
ser Frage, denn wenn wir genau hinschauen, dann
wissen wir, dass es eben nicht daran mangelt, dass
der Strafrahmen nicht vorhanden wäre – Frau Marx
hat es ausgeführt, auch Frau Baum hat das hier
sehr sachlich dargestellt –, sondern es mangelt da-
ran, dass Menschen hinschauen. Es mangelt
manchmal auch am Wissen, manchmal auch an
der entsprechenden Fort- und Weiterbildung in den
Jugendämtern. Es mangelt aber eben auch an der
Fort- und Weiterbildung der Richterinnen und Rich-
ter und es mangelt auch an der Unterstützung und
Fort- und Weiterbildung der Ermittlerinnen und Er-
mittler. Ich weiß nicht, wer von Ihnen alles schon
mal die Kolleginnen und Kollegen – und das sind
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nicht viele – im Landeskriminalamt besucht hat, die
sich mit Cyberkriminalität beschäftigen. Das sind
nur sehr wenige und was sie sich tagtäglich an-
schauen müssen, das ist tatsächlich nur schwer zu
ertragen. Ihnen fehlt oftmals die notwendige Unter-
stützung, sie brauchen tatsächlich, glaube ich,
mehr Personal, sie brauchen aber auch Supervisi-
on, um mit dem umgehen zu können, was sie da
tagtäglich sehen. Es ist also wichtiger, in die Ermitt-
lungsbehörden zu investieren, weil wir der Über-
zeugung sind, dass die jetzigen Strafrahmen tat-
sächlich angemessen sind, um auch die volle
Bandbreite der Tatbestände abzudecken. 

Und ich sage es noch mal: Wir brauchen auch eine
bessere Schulung von Jugendamtsmitarbeiterinnen
und -mitarbeitern, von Pädagoginnen und Pädago-
gen, aber eben auch, ich habe es schon ausge-
führt, von Richterinnen und Richtern mit fachfrem-
den Grundkenntnissen, gerade wenn sie ein Fami-
liendezernat übernehmen. Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Für die Landesregierung hat sich Herr
Minister Adams zu Wort gemeldet. 

Adams, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten! Lassen Sie
mich zunächst einmal meinen ganz herzlichen
Dank dafür sagen, dass die Debatte zu diesem
schweren und sehr emotionalen Thema bis hierher
in dieser Sachlichkeit geführt wurde. Damit sind wir
um einiges weiter, Herr Mühlmann, als Ihre Presse-
äußerungen das waren. Ich bedanke mich aber
ausdrücklich und außerordentlich dafür, dass heute
hier im Plenum solche Behauptungen nicht aufge-
stellt wurden, wie sie in Ihrer Pressemitteilung zu
finden waren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Fälle
von schwerstem sexuellen Missbrauch von Kin-
dern, wie sie zuletzt in Lügde, Bergisch-Gladbach
und aktuell in Münster bekannt wurden, sind ab-
scheuliche Verbrechen, die uns fassungslos zu-
rücklassen angesichts dessen, was Kindern ange-
tan wurde. Die Forderung nach härteren Strafen ist
angesichts solcher furchtbaren Taten absolut nach-
vollziehbar, und um das noch einmal deutlich zu sa-
gen, dass es alle hören können: absolut nachvoll-
ziehbar! Aber jetzt kommt das Aber und damit be-
ginnt die Komplexität dieser Debatte, der man sich
bitte stellt. Und ich habe das heute hier in der De-

batte gesehen, dass alle Fraktionen offensichtlich
bereit sind, sich dieser komplexen Debatte auch zu
stellen. Die Forderung greift nämlich zu kurz, denn
Strafrahmen – Mindest- und Höchststrafen – sind
nur ein Teil der Kriminalitätsbekämpfung. Und er-
lauben Sie mir, persönlich noch etwas hintanzufü-
gen: Mich ärgert es maßlos, dass nach solchen
schlimmen Taten alle wie im Affekt auf die Täter
schauen – was können wir da noch machen, wie
können wir noch härter bestrafen –, aber in der öf-
fentlichen Debatte die Opfer überhaupt nicht vor-
kommen. Wer stellt denn öffentlich die Frage als
Erstes in einer bundespolitischen Debatte: Hat der
Kreis, die Kommune auch die Möglichkeit, thera-
peutisch in einer Traumastation dieser Familie, die-
sem Opfer zu helfen? Diese bundespolitische De-
batte habe ich nicht gehört. Sie findet allenfalls in
einem Nebensatz statt. Und hier, Herr Schard,
wenn Sie sagen, da müssen wir an die Spitze der
Bewegung treten, bin ich ganz sicher, auch mit der
Sozialministerin gemeinsam, dass wir, obwohl wir
schon viel erreicht haben, hier in Thüringen gut da-
ran täten, Top-Runner zu werden, zu zeigen, dass
noch mehr geht. Wenn Sie das als Parlament mit
dem nächsten Haushalt möglich machen, weil die-
se Arbeit enorm teuer und eben nicht billig ist, dann
wären wir in dieser Debatte ein gutes Stück voran-
gekommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, tragende
Säulen für den Schutz unserer Kinder sind wirksa-
me Prävention und vor allem die effektive Strafver-
folgung. 

Und, Herr Mühlmann, ich hatte schon angespro-
chen, wenn Sie vorhin gesagt haben, dass ich mich
gegen Strafverschärfungen beim Kindesmissbrauch
ausgesprochen hätte: Ich weiß nicht, woher Sie das
haben. Sie haben doch – und das muss ich Ihnen
auch zugestehen – vollkommen korrekt mein einzi-
ges Zitat zu dieser Frage, die sich im Übrigen auf
Kinderpornografie bezogen hat, wiedergegeben.
Das haben Sie ja vollkommen richtig dargestellt.
Wo steht dort etwas von „ich lehne ab“? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Taten,
wie sie uns aus Lügde, Bergisch-Gladbach und
Münster bekannt wurden, sind Verbrechen, für die
unsere Strafgerichte nach dem geltenden Recht tat-
und schuldangemessene Strafen verhängen kön-
nen, und sie tun es auch. Das Strafgesetzbuch
sieht für derartige Taten Freiheitsstrafen von zwei
Jahren bis zu 15 Jahren vor, und gegen einen sol-
chen Sexualstraftäter kann nach geltendem Recht
die Sicherungsverwahrung verhängt werden, selbst
wenn er vorher noch nicht vorbestraft ist. Und auch
um einem Gerücht entgegenzutreten: Die Siche-
rungsverwahrung ist unbefristet, sie gilt für immer
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und ein Gericht kann sie nur beenden nach sach-
kundiger Beratung, wenn klar ist, dass von dem
Straftäter diese Strafen nicht mehr zu erwarten
sind. Erst dann darf sie aufgehoben werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Be-
strafung des sexuellen Missbrauchs von Kindern
mit Freiheitsstrafe von bis zu 15 Jahren und die
Verhütung künftiger Taten auch durch die Siche-
rungsverwahrung beruhen auf den Strafverschär-
fungen seit dem 6. Strafrechtsreformgesetz aus
dem Jahre 1998. Seinerzeit wurden die schweren
Formen des sexuellen Missbrauchs von Kindern
zum Verbrechen erklärt und die Mindeststrafe damit
auf ein Jahr angehoben. Im Jahr 2003 hat das Ge-
setz zur Änderung der Vorschriften über die Strafta-
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung die Min-
deststrafe für den schweren sexuellen Missbrauch
von Kindern auf zwei Jahre angehoben – die Min-
deststrafe. Das alles waren sicher richtige und
wichtige Maßnahmen zum Schutz unserer Kinder.
Aber trotz dieser Verschärfungen beklagen wir heu-
te Straftaten, wie sie in Münster geschehen sind.
Und dem müssen wir ins Auge sehen, so bitter das
auch ist. 

Tagtäglich werden Kinder wieder und wieder – Frau
Präsidentin, entschuldigen Sie das drastische Wort
– Opfer perverser Triebtäter – das muss auch so
benannt werden – und Opfer skrupelloser Händler
von Kinderpornografie. Aus der kriminologischen
Forschung wissen wir aber – Frau Kollegin Rothe-
Beinlich hat das schon gesagt –, dass die Entde-
ckungswahrscheinlichkeit potenzieller Täter und
eben nicht die abstrakte Strafandrohung entschei-
dend sind für die Abschreckung. Deshalb ist dort
unser Werkzeug, deshalb dürfen und müssen wir
uns auf diese Fragen konzentrieren. Verantwor-
tungslos, um hier eine Vokabel aus dem Antrag zu
nehmen, ist eben nicht, sich den Kopf darüber zu
zerbrechen, was die wirkliche Maßnahme ist, die
uns wirklich einen Schritt weiterbringt, sondern ver-
antwortungslos sind all diejenigen, die sagen, ich
fordere jetzt eine härtere Strafe und dann bin ich
mit der Debatte fertig. Das darf nicht passieren,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Auf das aus meiner Sicht Notwendige werde ich
gleich eingehen, aber lassen Sie mich zur Vorstel-
lung, zur Vollständigkeit und zur Verdeutlichung
auch einen Blick auf die strafrechtliche Bekämpfung
der Kinderpornografie werfen. 1993 wurde der Be-
sitz von kinderpornografischem Material erstmals
überhaupt unter Strafe gestellt. Ich glaube, wir sind
uns alle einig, dass darin schon auch ein Skandal
liegt, dass dies erst im Jahr 1993 möglich war. Die
Strafe für das Herstellen oder Verbreiten wurde da-
mals auf eine Freiheitsstrafe von drei Monaten bis

zu fünf Jahren Höchststrafe angehoben, nachdem
zuvor maximal ein Jahr Freiheitsstrafe oder eine
Geldstrafe drohte. 1998 wurde die Höchststrafe für
gewerbsmäßig oder bandenmäßig begangene Ta-
ten von fünf auf zehn Jahre angehoben. 2004 hat
der Gesetzgeber die Höchststrafe für den Besitz
von Kinderpornografie von einem Jahr auf zwei
Jahre und 2015 noch einmal von zwei auf drei Jah-
re angehoben. Für diejenigen, die anderen den Be-
sitz verschaffen, wurde der Strafrahmen von maxi-
mal einem Jahr angehoben auf eine Mindeststrafe
von drei Monaten und eine Höchststrafe von bis zu
fünf Jahren, bei gewerbsmäßiger oder bandenmä-
ßiger Begehung bis zehn Jahre. Seit 2015 können
auch Nacktaufnahmen als Kinderpornografie ge-
ahndet werden, während zuvor nur explizit sexuelle
Handlungen vom Tatbestand umfasst wurden. 

All dies ist geschehen, all dies ist mit Recht gesche-
hen und trotzdem stehen wir dem Milliardenge-
schäft der Kinderpornografie gegenüber wie einer
Hydra, der wir den Kopf abschlagen und sofort zwei
nachwachsen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, und dies,
obwohl der Gesetzgeber den strafrechtlichen Preis
des Handelns, Verbreitens und Besitzens von Kin-
derpornografie so erhöht hat. Kriminologen sagen
uns auch hier: Der Preis mag so hoch sein, er wird
von solchen Tätern so lange nicht einkalkuliert, wie
sie darauf hoffen können, dass sie ihn nie zahlen
müssen. Und auch das zeigt wieder, wo der Hebel
ist. Die Täter fühlen sich sicher, weil sie sich in den
Tiefen des Darknets verstecken können, weil inter-
nationale Rechtshilfe nicht überall funktioniert oder
weil Auswertung einmal beschlagnahmter Datenträ-
ger einfach zu lange dauert. Auch in Thüringen,
auch wo man investiert hat, auch wo man gute Er-
folge erzielt hat, dauert das noch zu lange. Und da
müssen wir dran. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich stehe
dafür ein, dass die Tatverdächtigen den Strafgerich-
ten zugeführt werden, dass zügig ermittelt wird,
dass wir sie anklagen, sodass über die Schuld und
Strafe in einem rechtsstaatlichen Verfahren ent-
schieden werden kann. Dazu gehört viel, was wir
noch tun können. Und da, Herr Schard, wollen wir
uns gern an die Spitze der Bewegung setzen. Da
wollen wir gern Spitzenleistungen aus Thüringen
deutlich machen. Wir müssen uns dazu aber einem
kaum fassbaren Dunkelfeld stellen. Täglich wird
Kindern unvorstellbares Leid zugefügt. Taten wie
die in Lügde, Bergisch-Gladbach und Münster wer-
den durch eine Kultur des Wegsehens begünstigt.
Das Unvorstellbare wollen wir nicht sehen. Es ist in
unserer Psyche angelegt, dass wir nicht wahrhaben
wollen, dass in unserem Bekanntenkreis, in unse-
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rem Wohnumfeld, bei Kollegen solche Taten mög-
lich sein sollen. Deshalb werden sie zu oft nicht ge-
sehen. Aber wir müssen eine Kultur des Hinsehens
bekommen.

Wir brauchen auch niederschwellige Angebote für
diejenigen, die Verdachtsmomente haben und die-
se der Polizei vertraulich zuleiten wollen. Und wir
müssen noch stärker in unsere Schulen und Kin-
dergärten gehen mit Präventionsmaßnahmen. Wir
müssen den Kindern dort sagen: Schweigt nicht, er-
tragt nicht! Lehrerinnen und Lehrer, Erzieherinnen
und Erzieher, das Jugendamt, die Polizei und am
Ende auch die Justiz werden euch helfen! Gebt uns
ein kleines Zeichen, dass wir euer Leid beenden
können! Für diese pädagogische Arbeit ist es un-
glaublich schwer, Menschen zu finden, die bereit
sind, sich dem zu stellen. Wir alle haben davon nur
eine marginale Vorstellung, wie schwierig es ist,
kindgerechte Worte, sensible Worte zu finden, um
Kinder dazu zu bringen, das Schweigen zu bre-
chen, ein Zeichen zu geben, sodass wir ermitteln
können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier ist
jeder Euro, hier ist jede Forderung nach einer stär-
keren, nach einer noch intensiveren Arbeit richtig
angebracht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Poli-
zei und die Staatsanwaltschaften tun alles, um die-
se Ermittlungen zügig und mit Nachdruck zu führen. 
Aber wir müssen uns auch fragen von diesem 
Punkt aus: Wo können wir noch unterstützen? Ha-
ben die Ermittler die Möglichkeiten, den Verbrei-
tungsweg im Internet nachzuspüren oder stoßen sie 
auf Schwierigkeiten, wenn sie die vielen Pseu-
donyme einem tatsächlichen Tatverdächtigen zuord-
nen wollen? Verfügen unsere Strafverfolgungsbe-
hörden in personeller und technischer Hinsicht über 
all die nötige Ausstattung, um den erforderlichen 
Verfolgungsdruck in den Fällen sexuellen Miss-
brauchs und der Kinderpornografie auch erhöhen 
zu können? Und darum geht es: Druck erhöhen. 
Nicht sich damit zufriedengeben, was wir zugege-
benermaßen schon erreicht haben. Haben wir ge-
nügend Kräfte, die etwa im Darknet effektiv ermit-
teln und sichergestellte Beweismittel auswerten 
können, um Schuldige so schnell wie möglich einer 
rechtsstaatlichen Strafe zuführen zu können?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier gibt
es viel zu tun. Hier müssen wir anpacken. Und an
dieser Stelle sei das auch noch mal ganz deutlich
gesagt: Die Auswertestelle Kinder- und Jugendpor-
nografie beim Landeskriminalamt ist ein erster
Schritt und dort wird eine extrem gute Arbeit geleis-
tet. Unser Generalstaatsanwalt hier in Thüringen
bewertet deren Arbeit als außerordentlich schlag-

kräftig und extrem vorbildlich. Hier müssen wir, hier
können wir auch weitermachen. Das muss die For-
derung nach so schlimmen Verbrechen, wie wir sie
erlebt haben, wie wir sie wieder wahrnehmen
mussten, sein, diese Strafverfolgung und Präventi-
on gemeinsam zu stärken.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das alles
kostet Zeit, Mühe und vor allen Dingen auch Geld.
Die Erhöhung des Strafrahmens kostet erst mal gar
nichts. Deshalb wird der schnell gefordert. Aber wir
brauchen Lösungen, die uns wirklich weiterbringen,
und keine billigen, verantwortungslosen Debatten.
Vielen Dank für die Debatte am heutigen Tag.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Herr Mühlmann, wenn mich nicht alles
täuscht, müsste sich Ihre Redezeit jetzt erhöht ha-
ben. Sie haben noch 3 Minuten und 22 Sekunden.

Abgeordneter Mühlmann, AfD:
Es geht recht schnell.

Ich will nur noch mal darauf eingehen, was jetzt un-
ter anderem gesagt wurde. Ein Punkt war jedes Mal
das Strafmaß. Ja, die Straftaten haben ein relativ
hohes Strafmaß, aber es wird eben nicht ausge-
schöpft. Ich habe es in meiner Rede vorhin gesagt:
97,7 Prozent der Straftäter deutschlandweit, die
diesbezüglich überführt werden, gehen mit einer
Bewährungsstrafe nach Hause. Ich überspitze das
mal etwas und sage: 97,7 Prozent gehen vermeint-
lich frei nach Hause. Das kann nicht sein, da wird
das Strafmaß nicht ausgeschöpft.

(Beifall AfD)

Und da könnte auch eine Erhöhung eben jenes
Mindeststrafmaßes und damit eine Hochstufung
von Vergehen auf Verbrechen ein wichtiger Schritt
sein, um das in Zukunft durch die Justiz ganz an-
ders beurteilen zu lassen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Zweiter Punkt – ich hatte es in meiner Rede ge-
sagt –: Die Innenminister – Herr Maier ist heute
nicht da – und Familienminister – die jeweiligen
Konferenzen – haben sich bereits im letzten Jahr
dafür ausgesprochen, dass das Strafmaß erhöht
wird. Damit haben sich offensichtlich die richtigen
Regierungsstellen bereits damit beschäftigt. Klar
kann man sagen, dass die Problematik im Vorfeld
liegt. Diese Arbeit im Vorfeld ist auch ganz wichtig,
die darf nicht vernachlässigt werden, die muss ge-
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gebenenfalls auch an der richtigen Stelle gestärkt
werden. Trotzdem haben sich auch die Familienmi-
nister und -ministerinnen bereits dafür ausgespro-
chen, dieses Strafmaß zu erhöhen.

Dritter Punkt: Letzte Woche hat in der „Thüringer
Allgemeine“ gestanden, in der Überschrift bereits:
„Adams lehnt schärfere Strafen für Kinderpornogra-
fie ab“. Mir ist nicht bekannt, dass Sie widerspro-
chen hätten. Aber dort steht ganz deutlich genau
das, was ich gesagt habe, was Sie vorhin gesagt
haben, dass Sie es nicht gesagt hätten. Also ganz
offensichtlich sollten Sie sich da eventuell mit der
„Thüringer Allgemeine“ noch mal auseinanderset-
zen.

(Beifall AfD)

Vierter Punkt – nur ganz kurz –: Frau Marx, den
einzigen Keil haben Sie getrieben.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Henfling:
Die Abgeordnete Marx hat sich noch zu Wort ge-
meldet. Sie haben noch 2 Minuten und 50 Sekun-
den.

Abgeordnete Marx, SPD:
Herr Mühlmann, ich habe mir ja schon gedacht,
dass Sie noch mal vorgehen. Aber Sie haben ja ge-
nauso schlecht angefangen, wie beim ersten Teil
Ihrer Rede. Sie haben noch mal gesagt, 97,7 Pro-
zent aller Straftäter werden nicht nach dem Höchst-
strafmaß bestraft und deswegen gehen die prak-
tisch ungestraft wieder nach Hause. Wir reden hier
aber über spezielle Straftaten und gar nicht über
die Straftäter insgesamt. Sie versuchen jetzt so zu
tun, als würde unsere Rechtsordnung vollkommen
hilf- und wehrlos auf solche Taten reagieren. Das
tut sie nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich habe Ihnen gesagt, ich habe lange Jahre in
dem Bereich gearbeitet und wenn eine Straftat of-
fenkundig wird, dann sind alle wirklich darum be-
müht, die Täter ihrer gerechten Strafe zuzuführen.
Da wird auch nicht irgendwie mit übergroßer Milde
gehandelt. Das ist Bullshit. – Sorry. Ich hoffe, ich
kriege jetzt keinen Ordnungsruf.

Vizepräsidentin Henfling:
Ich bitte doch darum, dass wir das Wort „Bullshit“
nicht benutzen.

Abgeordnete Marx, SPD:
Gut, eine Ermahnung, nehme ich an, sorry. 

Das bringt mich jetzt wirklich auf. Machen Sie doch
die Justiz hier nicht schlechter, als sie ist. Dass Sie
sagen, man muss den Strafrahmen erhöhen und
der muss ausgeschöpft werden: Wir haben freie,
unabhängige Gerichte und das ist gut so. Wir leben
in einem demokratischen Land. Dazu gehört Ge-
waltenteilung. Dann muss sich auch ein Gericht
Gedanken machen, welches Strafmaß es im Ein-
zelfall verhängt. Diese ganzen Pauschalierungen
tun wirklich weh und werden der Debatte nicht ge-
recht.

Ich komme noch mal auf den Kernpunkt zurück, auf
das Hinsehen und auf das Aufmerksam-Machen. In
dem Netzwerk gegen häusliche Gewalt, in dem ich
lange Jahre mitgearbeitet habe, haben wir als erste
Aktion einen kleinen Flyer gedruckt. Der war zu-
sammenzufalten auf die Größe einer Kreditkarte.
Das Ding hatte eine hohe Auflage, den mussten wir
mehrmals nachdrucken. Den haben wir an den Or-
ten, wo Sie nie geglaubt hätten, dass der jemanden
interessiert, ausgelegt – die waren immer weg, die
wurden eingesteckt –: in Steuerbüros, in Behörden,
Vorhallen, in Theatern, in Cafés. Immer haben Leu-
te diese Flyer mitgenommen, wo Adresse, nieder-
schwellige Telefonnummern, Beratungsangebote,
Polizeidienststellen, Jugendämter, aber eben auch
Vereine, alle möglichen Sachen registriert waren.
Das heißt, Menschen haben das mitgenommen,
weil sie a) dachten, vielleicht brauche ich es selber,
oder weil sie b) angenommen haben, ich kenne
vielleicht jemanden, oder weil sie c) gedacht haben,
ich könnte jemanden mal kennenlernen, der so was
brauchen könnte. Wenn Sie dann merken, wie sol-
che Informationen nachgefragt werden, dann wer-
den Sie nachdenklich und dann wissen Sie, wo Sie
anfangen müssen, nämlich am Anfang, bei der Ver-
hinderung dieser Straftaten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Der Minister hat sich noch mal zu
Wort gemeldet.

Adams, Minister für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich will ganz kurz auf zwei
Sachen eingehen. Das Operieren mit der Statistik,
mit dem statistischen Wert „im Prinzip alle kommen
davon“, ich glaube, das ist nicht tragbar. Vor allen
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Dingen, Herr Mühlmann, bitte überprüfen Sie das
doch mal bei sich, wenn Sie sagen „zu solchen
Straftaten“. Wir haben ein differenziertes Spektrum.
Sie wissen auch, dass wir in Absätze gegliederte
Strafrechtsparagrafen dort haben, die alle einzeln
anzusehen sind, um wirklich zu schauen, wonach
wurde wer und zu wie viel verurteilt. Mindestens in
absoluten Zahlen ist das nicht nichts. Deshalb glau-
be ich, sollte man der Bevölkerung auch nicht er-
zählen, die kommen alle davon, sonst hätten wir
mehr Platz zum Beispiel in der Sicherungsverwah-
rung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen
Sie mich eine Sache aber auch noch einmal ganz
deutlich sagen: Mich wird hier niemand zu einer
Medienschelte verführen. Aber möglicherweise ist
Ihnen aufgefallen, dass online die Überschrift, wo
man es noch ändert konnte, geändert worden ist. 

Für alle, die es nicht hören konnten, noch mal die
Zusammenfassung: Wenn man tatsächlich etwas
machen will, muss man Prävention und Strafverfol-
gung stärken. Wer sagt, ich möchte aber gern den
Strafrahmen erhöhen, der soll bitte in den nächsten
Monaten darüber debattieren und im Bundestag
und im Bundesrat diese Initiative auf den Weg brin-
gen. Möglicherweise gibt es dort Diskussionspunk-
te, wo man sagen kann, ja, hier haben wir eine
sinnvolle Erweiterung, wir machen das Spektrum
größer. Dem würde ich sogar auch noch zustim-
men. Aber Sie werden genauso ernüchtert zurück-
bleiben, wenn Sie nur den Strafrahmen diskutieren,
so wie es in den letzten zwei Wochen war. Deshalb
plädieren wir dafür, mehr zu machen und effektive
Maßnahmen zu ergreifen. Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Henfling:
Vielen Dank. Ich sehe jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen aus den Fraktionen. Damit können wir den
Tagesordnungspunkt 29, die Aktuelle Stunde, für
heute beenden. 

Wir sind mit den Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rerinnen und Geschäftsführern übereingekommen,
dass wir heute auch die Plenarsitzung nach diesem
Tagesordnungspunkt beenden. 

Der Hinweis noch: Nach der Sitzung im Anschluss
findet noch eine Sondersitzung des Ausschusses
für Migration, Justiz und Verbraucherschutz statt,
und zwar 5 Minuten nach Ende der Plenarsitzung
im Raum F 101. Ansonsten einen schönen Abend.

Wir machen morgen hier weiter mit dem Tagesord-
nungspunkt 7.

Ende: 19.14 Uhr
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